Entwurf des Gesetzes zur Anderung bauordnungsrechtlicher Vorschriften

informelle Volltext-Lesefassung vom 30. Juni 2026

Der Senat verkundet das nachstehende, von der Burgerschaft (Landtag) beschlos-
sene Gesetz:

) Artikel 1
Anderung der Bremischen Landesbauordnung

Die Bremische Landesbauordnung vom 29. Mai 2024 (Brem.GBI.S. 270, 381), die
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Mai 2024 (Brem.GBI.S. 270, 381) gean-
dert worden ist, wird wie folgt geandert:

gelb hervorgehoben sind Fortschreibungen der Musterbauordnung (MBO)

griin hervorgehoben sind bremische Anderungen
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Teil 1
Allgemeine Vorschriften

§1
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt fir bauliche Anlagen und Bauprodukte. Es gilt auch fur
Grundstlcke sowie fur andere Anlagen und Einrichtungen, an die in diesem Gesetz
oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes Anforderungen gestellt werden.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht fur

1. Anlagen des offentlichen Verkehrs, einschlieBlich Zubehoér, Nebenanlagen und
Nebenbetrieben, ausgenommen Gebaude und bauliche Anlagen mit gebaude-
gleicher Wirkung,

2. Anlagen, die der Bergaufsicht unterliegen, ausgenommen Gebaude,

3. Leitungen, die der 6ffentlichen Versorgung mit Wasser, Gas, Elektrizitat,
Warme, der offentlichen Abwasserentsorgung oder der Telekommunikation
dienen,

4. Rohrleitungen, die dem Ferntransport von Stoffen dienen,
5. Krane und Krananlagen,
6. Messestande in Messe- und Ausstellungsgebauden,

7. Regale und Regalanlagen in Gebauden, soweit sie nicht Teil der Gebaude-
konstruktion sind, keine ErschlieBungsfunktion haben und in ihrer Funktion als
Einrichtungsgegenstande einzustufen sind,

8. Windenergieanlagen und Teile von Windenergieanlagen, fur die die Konformi-
tat mit den Anforderungen der Richtlinie 2006/42/EG des Europaischen Parla-
ments und des Rates vom 17. Mai 2006 (iber Maschinen und zur Anderung
der Richtlinie 95/16/EG (Neufassung) (Abl. L 157 vom 9.Juni 2006, S. 24, L 76
vom 16. Marz 2007 S. 35), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2023/1230
(ABI. L 165 vom 29. Juni 2023, S. 1, L 169 vom 4. Juli 2023, S. 35) geandert
worden ist, durch eine Konformitatsbescheinigung und ein CE-Zeichen nach-
gewiesen ist.

Abweichend von Satz 1 Nummer 8 sind auf die dort genannten Windenergieanlagen
die §§ 6, 57 bis 64a, 67 bis 75, 78, 81 und 83 entsprechend anzuwenden.
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§ 2

Begriffe

(1) Bauliche Anlagen sind mit dem Erdboden verbundene, aus Bauprodukten her-
gestellte Anlagen; eine Verbindung mit dem Boden besteht auch dann, wenn die An-
lage durch eigene Schwere auf dem Boden ruht oder auf ortsfesten Bahnen begrenzt
beweglich ist oder wenn die Anlage nach ihrem Verwendungszweck dazu bestimmt
ist, Uberwiegend ortsfest benutzt zu werden. Bauliche Anlagen sind auch

1.
2.
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Aufschattungen und Abgrabungen,

Lagerplatze, Abstellplatze und Ausstellungsplatze und Freisitze vor Gaststat-
tenbetrieben,

Sport- und Spielflachen,

Campingplatze, Wochenendplatze und Zeltplatze,

Freizeit- und Vergnugungsparks,

Stellplatze fur Kraftfahrzeuge und Fahrradabstellplatze,
Geruste,

Hilfseinrichtungen zur statischen Sicherung von Bauzustanden,

Werbeanlagen (§ 10),

10. Automaten, die vom offentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sind,

11.

Regale im Freien, Regale, die Teil der Gebaudekonstruktion sind oder Er-
schliefungsfunktion haben.

Anlagen sind bauliche Anlagen und sonstige Anlagen und Einrichtungen im Sinne
des § 1 Absatz 1.

(2) Gebaude sind selbstandig benutzbare, Uberdeckte bauliche Anlagen, die von
Menschen betreten werden kdnnen und geeignet oder bestimmt sind, dem Schutz
von Menschen, Tieren oder Sachen zu dienen.

(3) Gebaude werden in folgende Gebaudeklassen eingeteilt:

1. Gebaudeklasse 1:

a) freistehende Gebaude mit einer Hohe bis zu 7 Metern und nicht mehr als

zwei Nutzungseinheiten von insgesamt nicht mehr als 400 Quadratmetern
und

b) freistehende land- oder forstwirtschaftlich genutzte Gebaude,
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2. Gebaudeklasse 2:

Gebaude mit einer Hohe bis zu 7 Metern und nicht mehr als zwei Nutzungs-
einheiten von insgesamt nicht mehr als 400 Quadratmetern,

3. Gebaudeklasse 3:
sonstige Gebaude mit einer Hohe bis zu 7 Metern,
4. Gebaudeklasse 4:

Gebaude mit einer Hohe bis zu 13 Metern und Nutzungseinheiten mit jeweils
nicht mehr als 400 Quadratmetern,

5. Gebaudeklasse 5:
sonstige Gebaude, einschliellich unterirdischer Gebaude.

Hohe im Sinne des Satzes 1 ist das Mal} der FulRbodenoberkante des hdchstgelege-
nen Geschosses, in dem ein Aufenthaltsraum maoglich ist, Uber der Gelandeoberfla-
che im Mittel. Die Grundflachen der Nutzungseinheiten im Sinne dieses Gesetzes
sind die Bruttogrundflachen; bei der Berechnung der Bruttogrundflachen nach Satz 1
bleiben Flachen in Kellergeschossen aulder Betracht. Abweichend von der Héhenbe-
stimmung nach Satz 2 ist ein pestehendes Gebaude in die Gebaudeklasse 2 einzu-
stufen, wenn

1. von der HOhe der Ful3Bbodenoberkante des hochstgelegenen Aufenthaltsrau-
mes Uber der Stelle der Gelandeoberflache, von der ein Aufenthaltsraum je-
der Nutzungseinheit Uber die Rettungsgerate der Feuerwehr erreichbar ist,
die Hohe des Gebaudes 7 Meter nicht Uberschreitet,

2. esin geschlossener Bauweise errichtet ist,
3. es sich um ein Wohngebaude im Sinne des Absatzes 5 handelt und

4. es aus nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von insgesamt nicht mehr als
400 Quadratmetern besteht.

Die Berufsfeuerwehr hat vor Einreichung des Bauantrages in Textform zu bestatigen,
dass hinsichtlich der Personenrettung bei Vorhaben nach Satz 4 keine Bedenken be-
stehen.

(3a) Bestehende Gebaude sind Gebaude nach Absatz 2 und 3, deren Aufnahme
der Nutzung seit dem 1. Juli 2024 mindestens funf Jahre zurlckliegt. Insbesondere
bei baulichen Anderungen bestehender Gebaude im Sinne des Satzes 1 gilt Folgen-
des:

1. Aufstockung ist das nachtragliche Hinzufligen von Geschossen nach Ab-
satz 6 oder 7;
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(4) Sonderbauten sind Anlagen und Raume besonderer Art oder Nutzung, die ei-
nen der nachfolgenden Tatbestande erflllen:

-
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8.

Hochhauser (Gebaude mit einer Hohe nach Absatz 3 Satz 2 von mehr als
22 Metern),

bauliche Anlagen mit einer Hohe von mehr als 30 Metern, ausgenommen An-
lagen die in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Eu-
ropaischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Forde-
rung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (Neufassung) (ABI.
L 328 vom 21. Dezember 2018, S. 82, L 311 vom 25. September 2020, S.
11, L 41 vom 22. Februar 2022 S. 37), die zuletzt durch die Richtlinie (EU)
2023/2413 vom 18. Oktober 2023 (ABI. L, 2023/2413, 31. Oktober 2023) ge-
andert worden ist, fallen,

Gebaude mit mehr als 1 600 Quadratmetern Grundflache des Geschosses
mit der grof3ten Ausdehnung, ausgenommen Wohngebaude und Garagen,

Verkaufsstatten, deren Verkaufsraume und Ladenstralen eine Grundflache
von insgesamt mehr als 800 Quadratmetern haben,

Gebaude mit Raumen, die einer Blro- oder Verwaltungsnutzung dienen und
einzeln eine Grundflache von mehr als 400 Quadratmetern haben,

Gebaude mit Raumen, die einzeln fir die Nutzung durch mehr als 100 Perso-
nen bestimmt sind,

Versammlungsstatten

a) mit Versammlungsraumen, die insgesamt mehr als 200 Besucherinnen

und Besucher fassen, wenn diese Versammlungsraume gemeinsame Ret-
tungswege haben,

b) im Freien mit Szenenflachen sowie Freisportanlagen jeweils mit Tribinen,

die keine Fliegenden Bauten sind und insgesamt mehr als 1 000 Besuche-
rinnen und Besucher fassen,

Schank- und Speisegaststatten mit mehr als 40 Gastplatzen in Gebauden

oder mehr als 1 000 Gastplatzen im Freien, Beherbergungsstatten mit mehr
ols 2wt BettenVTgntiGURGSSIAHERSOWIE Spielhallon Gnd WeHtBGIoS,
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Gebaude mit Nutzungseinheiten zum Zwecke der Pflege oder Betreuung von
Personen mit Pflegebedurftigkeit oder Behinderung, deren Selbstrettungsfa-
higkeit eingeschrankt ist, wenn die Nutzungseinheiten

a) einzeln fur mehr als sechs Personen oder
b) far Personen mit Intensivpflegebedarf bestimmt sind, oder

c) einen gemeinsamen Rettungsweg haben und fur insgesamt mehr als
zwOlf Personen bestimmt sind,

Krankenhauser,
Wohnheime,

Einrichtungen zur Unterbringung von Personen sowie Tageseinrichtungen fur
Kinder, Menschen mit Behinderungen und alte Menschen, ausgenommen
Tageseinrichtungen einschlieRlich Tagespflege fur nicht mehr als zehn Kin-
der,

Schulen, Hochschulen und ahnliche Einrichtungen,
Justizvollzugsanstalten und bauliche Anlagen fir den Malregelvollzug,
Camping- und Wochenendplatze,

Freizeit- und Vergnugungsparks,

Fliegende Bauten, soweit sie einer Ausfuhrungsgenehmigung bedurfen,

in den Fallen von Absatz 1 Satz 2 Nummer 11 Regallager mit einer Ober-
kante Lagerguthohe von mehr als 7,50 Metern,

bauliche Anlagen, deren Nutzung durch Umgang oder Lagerung von Stoffen
mit Explosions- oder erhohter Brandgefahr verbunden ist,

Anlagen und Raume, die in den Nummern 1 bis 19 nicht aufgefihrt und de-
ren Art oder Nutzung mit vergleichbaren Gefahren verbunden sind.

(5) Wohngebaude sind Gebaude, die uberwiegend der Wohnnutzung dienen und
aulBRer Wohnungen allenfalls Raume fur die Berufsausubung freiberuflich oder in ahn-
licher Art Tatiger sowie die zugehdrigen Garagen und Nebenraume enthalten.

(6) Vollgeschosse sind Geschosse, die mit der Oberkante der Rohdecke im Mittel
mehr als 1,40 Meter Uber die Strallenhdhe oder im Mittel mehr als 2,00 Meter Uber
die Gelandeoberflache hinausragen (oberirdische Geschosse) und eine Hohe von
mindestens 2,30 Meter haben. Die beiden obersten Geschosse sind nur dann Vollge-
schosse, wenn sie diese Hohe Uber mehr als zwei Drittel des darunterliegenden Ge-
schosses haben. Die Hohe der Geschosse wird von Oberkante Rohdecke bis Ober-
kante Rohdecke der darlber liegenden Decke, bei Geschossen mit Dachflachen bis
zur Unterkante Dachkonstruktion gemessen.

11
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(7) Oberste Geschosse nach Absatz 6 Satz 2 sind Geschosse mit geneigten
Dachflachen (Dachgeschosse) und Geschosse, die gegenuber allen AulRenwanden
des jeweils darunterliegenden Geschosses um mindestens ein Drittel ihrer Wand-
hohe zurucktreten (Staffelgeschosse). Eine von Satz 1 abweichende Ausbildung ist
nach § 67 zuzulassen, wenn die Abweichung stadtebaulich und unter Wirdigung der
Belange der Nachbarn vertretbar ist; sie ist zulassig zur Einhaltung einer geschlosse-
nen Bauweise. Hohlrdume zwischen der obersten Decke und der Dachkonstruktion,
in denen Aufenthaltsraume nicht moglich sind, gelten nicht als Geschosse.

(8) Kellergeschosse sind Geschosse, deren rohbaufertige Fullbodenoberkanten
ganz oder teilweise mindestens 0,70 Meter unter der Gelandeoberflache liegen.

(9) Gelandeoberflache ist die Hohe der natlrlichen Gelandeoberflache, soweit
nicht durch die Festsetzungen eines Bebauungsplanes oder durch die Bauaufsichts-
behorde eine andere Hohe bestimmt wird.

(10) StraRenhohe im Sinne dieses Gesetzes ist die Hohe der Stral3e an der
Grundstucksgrenze im Bereich der baulichen Anlage; bei geneigtem Gelande ist die
mittlere Hohe mal3gebend. Ist die StralRe noch nicht hergestellt, wird die Stral3en-
héhe durch die Bauaufsichtsbehdrde bestimmt.

(11) Aufenthaltsraume sind Raume, die zum nicht nur voribergehenden Aufenthalt
von Menschen bestimmt oder geeignet sind.

(12) Feuerstatten sind in oder an Gebauden ortsfest benutzte Anlagen oder Ein-
richtungen, die dazu bestimmt sind, durch Verbrennung Warme zu erzeugen.

(13) Stellplatze sind Flachen, die dem Abstellen von Kraftfahrzeugen auf3erhalb
der offentlichen Verkehrsflachen dienen. Garagen sind Gebaude oder Gebaudeteile
zum Abstellen von Kraftfahrzeugen. Ausstellungs-, Verkaufs-, Werk- und Lager-
raume fur Kraftfahrzeuge sind keine Stellplatze oder Garagen.

(14) Barrierefrei sind bauliche Anlagen, soweit sie fir Menschen mit Behinderun-
gen in der allgemein ublichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsatzlich
ohne fremde Hilfe auffindbar, zuganglich und nutzbar sind.

(15) Bauprodukte sind

1. Produkte, Baustoffe, Bauteile und Anlagen sowie Bausatze gemaf Arti-
kel 3 Nummer 17 der Verordnung (EU) 2024/3110 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 27. November 2024 zur Festlegung har-
monisierter Vorschriften fur die Vermarktung von Bauprodukten und zur
Aufhebung der Verordnung (EU) Nr.305/2011 (ABI. L. 2024/3110 vom
18.12.2024) , die hergestellt werden, um dauerhaft, auch wiederholt, in
bauliche Anlagen eingebaut zu werden,

2. aus Produkten, Baustoffen, Bauteilen sowie Bausatzen gemaf Arti-
kel 3 Nummer 17 der Verordnung (EU) 2024/3110 vorgefertigte Anla-
gen, die hergestellt werden, um mit dem Erdboden verbunden zu wer-
den

12
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und deren Verwendung sich auf die Anforderungen nach § 3 Satz 1 auswirken kann.
Als Hersteller gilt auch, wer gebrauchte Bauprodukte als verantwortlicher Dienstleis-
ter fr die Wiederverwendung bereitstellt.

(16) Bauart ist das Zusammenfuigen von Bauprodukten zu baulichen Anlagen oder
Teilen von baulichen Anlagen.

(17) Einfriedungen sind bauliche oder sonstige Anlagen nach Absatz 1, die ein
Baugrundstiick erkennbar abgrenzen.

(18) Schottergarten im Sinne dieses Gesetzes sind Freiflachen auf Baugrundstu-
cken, die Uberwiegend mit festem Material wie gebrochenen Steinen oder Kieseln
bedeckt sind.

(19) Flachdachflachen im Sinne dieses Gesetzes sind Flachdacher und flach ge-
neigte Dacher mit einer Neigung bis 15 Grad.

(20) Dachbegriunung ist die Bepflanzung des Gebaudedachs. Zur Dachbegrinung
gehdren der Unterbau, das Substrat als Vegetationstragschicht und die Pflanzen so-
wie gegebenenfalls vorhandene Dran-, Filter-, Vlies- und Speicherelemente.

§ 3

Allgemeine Anforderungen

Anlaien sind so anzuordnen, zu errichten, zu dndern, inihrer NUtzung zu' andern,

instand zu halten , dass

1. die offentliche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere Leben und Gesund-
heit nicht gefahrdet,

2. die naturlichen Lebensgrundlagen geschont, Aspekte der Nachhaltigkeit, des
Klimaschutzes und der Klimaanpassun

3. keine unzumutbaren Belastigungen verursacht,

4. Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse gewahrt sowie

-die Belanie von Menschen mit Behinderuni _

13
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Teil 2
Das Grundstiuck und seine Bebauung

§4
Bebauung der Grundstiicke mit baulichen Anlagen

(1) Gebaude durfen nur errichtet oder geandert werden, wenn das Grundstick in
angemessener Breite an einer befahrbaren offentlichen Verkehrsflache liegt oder
wenn das Grundstick eine befahrbare, 6ffentlich-rechtlich gesicherte Zufahrt zu einer
befahrbaren o6ffentlichen Verkehrsflache hat. Fir Wohngebaude der Gebaudeklas-
sen 1 und 2 oder bestehende Gebaude sind abweichend von Satz 1 auch nicht be-
fahrbare Zugange von nicht mehr als 50 Meter Lange zulassig. Einer offentlich-recht-
lichen Sicherung der Zufahrten oder Zugange bedarf es nicht, wenn die Benutzung
durch Miteigentumsanteile, die im Bestandsverzeichnis des Grundbuchblatts unter
der Nummer des Baugrundstlicks eingetragen sind, gesichert ist.

(2) Bauliche Anlagen auf mehreren Grundstucken sind nur zulassig, wenn offent-
lich-rechtlich gesichert ist, dass dadurch keine Verhaltnisse eintreten kbnnen, die
Vorschriften dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes widersprechen. Dies
gilt bei bestehenden Gebauden nicht fir eine AulRienwand- und Dachdammung, die
uber die Bauteilanforderungen des Gebaudeenergiegesetzes fur bestehende Ge-
baude nicht hinausgeht. Satz 2 gilt entsprechend fur die mit der Warmedammung zu-
sammenhangenden notwendigen Anderungen von Bauteilen.

§5
Zugange und Zufahrten auf den Grundstiicken

(1) Von o6ffentlichen Verkehrsflachen ist insbesondere fur die Feuerwehr ein ge-
radliniger Zu- oder Durchgang zu rickwartigen Gebauden zu schaffen; zu anderen
Gebauden ist er zu schaffen, wenn der zweite Rettungsweg dieser Gebaude uber
Rettungsgerate der Feuerwehr fuhrt. Zu Gebauden, bei denen die Oberkante der
Brustung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen mehr als 8 Meter Uber
Gelande liegt, ist in den Fallen des Satzes 1 anstelle eines Zu- oder Durchgangs
eine Zu- oder Durchfahrt zu schaffen. Ist fur die Personenrettung der Einsatz von
Hubrettungsfahrzeugen erforderlich, sind die daflir erforderlichen Aufstell- und Bewe-
gungsflachen vorzusehen. Bei Gebauden, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 Me-
ter von einer offentlichen Verkehrsflache entfernt sind, sind Zufahrten oder Durch-
fahrten nach Satz 2 zu den vor und hinter den Gebauden gelegenen Grundstlckstei-
len und Bewegungsflachen herzustellen, wenn sie aus Griinden des Feuerwehrein-
satzes erforderlich sind.

(2) Zu- und Durchfahrten, Aufstellflachen und Bewegungsflachen mussen fur Feu-
erwehrfahrzeuge ausreichend befestigt und tragfahig sein; sie sind als solche zu
kennzeichnen und standig frei zu halten; die Kennzeichnung von Zufahrten muss von
der offentlichen Verkehrsflache aus sichtbar sein. Fahrzeuge durfen auf den Flachen
nach Satz 1 nicht abgestellt werden.
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§6
Abstandsflachen, Abstande

(1) Zur ausreichenden Belichtung und Beluftung sowie fur einen ausreichenden
Sozialabstand sind vor den AuRenwanden von Gebauden Abstandsflachen von ober-
irdischen Gebauden frei zu halten. Satz 1 gilt entsprechend fur andere Anlagen, von
denen Wirkungen wie von Gebauden ausgehen, gegenluber Gebauden und Grund-
stucksgrenzen. Satz 2 gilt nicht fur Antennen im AufRenbereich einschlieRlich der
Masten mit einer maximalen Breite des Mastes von 1,50 Meter und einer Gesamt-
hohe von nicht mehr als 50 Meter gegenuber anderen Grundstucken im Aulenbe-
reich.

(2) Eine Abstandsflache ist nicht erforderlich

1. vor AuBRenwanden, die an Grundstlicksgrenzen errichtet werden, wenn nach
planungsrechtlichen Vorschriften an die Grenze gebaut werden muss oder
gebaut werden darf, oder

2. wenn das Vorhaben nach § 34 Absatz 1 oder Absatz 3a des Baugesetzbu-
ches zulassig ist.

(3) Die Abstandsflachen mussen auf dem Grundstuck selbst liegen. Sie durfen
auch liegen auf

1. offentlichen Verkehrs-, Grin- und Wasserflachen, jedoch nur bis zu deren
Mitte,

2. anderen Grundstucken, wenn dies offentlich-rechtlich gesichert ist.
(4) Die Abstandsflachen durfen sich nicht Uberdecken; dies gilt nicht fur
1. Aullenwande, die in einem Winkel von mehr als 75 Grad zueinander stehen,

2. Aullenwande zu einem fremder Sicht entzogenen Gartenhof bei Wohnge-
bauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

In den Fallen des Satzes 1 findet Absatz 1 Satz 1 keine Anwendung.

(5) Die Tiefe der Abstandsflache bemisst sich nach der Wandhohe; sie wird senk-
recht zur Wand gemessen. Die Wandhdhe ist das Mald von der Gelandeoberflache
bis zum Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der
Wand. Die Hohe von Dachern mit einer Neigung von weniger als 70 Grad wird zu ei-
nem Drittel der Wandhohe hinzugerechnet. Andernfalls wird die Hohe des Daches
voll hinzugerechnet. Die Satze 1 bis 4 gelten fur Dachaufbauten entsprechend. Das
sich ergebende Mal} ist H.

(6) Die Tiefe der Abstandsflachen betragt 0,4 H, mindestens 3 Meter. In Gewerbe-
und Industriegebieten genugt eine Tiefe von 0,2 H, mindestens 3 Meter. Vor den Au-
Renwanden von Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 mit nicht mehr als drei
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oberirdischen Geschossen genugt als Tiefe der Abstandsflache 3 Meter. Nachbar-
schitzende Wirkung kommt nur drei Viertel der Tiefe der nach Satz 1 bis 3 erforderli-
chen Abstandsflache, mindestens jedoch einer Tiefe von 2,50 Meter zu. Werden von
einer stadtebaulichen Satzung oder einer Satzung nach § 86 Aulenwande zugelas-
sen oder vorgeschrieben, vor denen Abstandsflachen groRerer oder geringerer Tiefe
als nach den Séatzen 1 bis 3 liegen, finden die Satze 1 bis 3 keine Anwendung, es sei
denn, die Satzung ordnet die Geltung dieser Vorschriften an.

(7) Bei der Bemessung der Abstandsflachen bleiben auf3er Betracht
1. vor die AufRenwand vortretende Bauteile wie Gesimse und Dachiiberstande,

2. bei Vorbauten wie Balkonen, Erkern, Treppen, Treppenraumen und Aufzi-
gen,

a) die Seiten, die nicht mehr als 1,60 Meter vor die Aulenwand treten,

b) die den Nachbargrenzen gegenuberliegenden vorderen Seiten, wenn die
Vorbauten insgesamt nicht mehr als ein Drittel der Breite der jeweiligen
Aulenwand in Anspruch nehmen, nicht mehr als 1,60 Meter vor die Au-
Renwand vortreten und mindestens 2 Meter von der gegenuberliegenden
Nachbargrenze entfernt bleiben,

3. untergeordnete Dachaufbauten wie Schornsteine, Abgasanlagen und Anten-
nen,

4. die Seiten von Dachaufbauten und Dachausschnitten untereinander sowie
die Wande und Umwehrungen von Dachausschnitten,

5. bei Gebauden an der Grundstlicksgrenze gegenuber dieser Grenze zurlck-
springende Seitenwande und Dacher.

(8) In den Abstandsflachen eines Gebaudes sowie ohne eigene Abstandsflachen
sind, auch wenn sie nicht an die Grundstlicksgrenze oder an das Gebaude angebaut
werden, zulassig

1. Garagen, Carports, Stellplatze fur Kraftfahrzeuge, Uberdachte Fahrradab-
stellplatze und Gebaude ohne Aufenthaltsraume und Feuerstatten mit einer
mittleren Wandhdhe an der Grenze bis zu 3 Meter und einer Gesamtlange je
Grundstucksgrenze von 9 Metern, wobei Dachlberstande und Gesimse von
insgesamt nicht mehr als 0,50 Metern unberucksichtigt bleiben,

2. gebaudeunabhangige Solaranlagen mit einer Hohe bis zu 3 Meter und einer
Gesamtlange je Grundsticksgrenze von 9 Meter,
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Stutzmauern und geschlossene bauliche Einfriedungen in Gewerbe- und In-
dustriegebieten, aulderhalb dieser Baugebiete mit einer Hohe bis zu 2 Meter,

Warmepumpen, Geothermieanlagen und technische Anlagen zur gebaude-
bezogenen Warmeversorgung durch erneuerbare Energien einschlief3lich ih-
rer Fundamente und Einhausungen mit einer Hohe bis zu 2 Meter und einer
Gesamtlange je Grundstucksgrenze von 3 Meter,

Aufschattungen und nicht Uberdachte Terrassen mit einer Hohe bis zu 1 Me-
ter Uber der naturlichen Gelandeoberflache,

Uberdachte Terrassen sowie untergeordnete eingeschossige Wintergarten,
die nicht zum dauernden Aufenthalt geeignet sind, nicht in offener Verbin-
dung zu einem Aufenthaltsraum stehen und von der gegenulberliegenden
Nachbargrenze mindestens 2,50 Meter entfernt bleiben.

Die Lange der Abstandsflachentiefe gegenlber den Grundstlicksgrenzen nicht ein-
haltenden Bebauungen nach Satz 1 Nummer 1, 2, 4 und 6 darf auf einem Grund-
stiick insgesamt 18 Meter nicht Gberschreiten.

(9) Bei rechtmalRig bestehenden Gebauden sind abweichend von den Absatzen 1
bis 7 auch zulassig

1.
2.

7.

Anderungen innerhalb des Gebaudes,
Nutzungsanderungen,

die Errichtung und Anderung von Vor- und Anbauten, die fir sich genommen
die Tiefe der Abstandsflache nach Absatz 5 einhalten,

die Errichtung und Anderung von Aufbauten, wenn deren Abstandsflachen
nicht Gber die Abstandsflachen des bestehenden Gebaudes hinausgehen,

der Ersatz von Gebauden oder Gebaudeteilen bis zu den bisherigen Abmes-
sungen innerhalb der bislang bestehenden Abstandsflachen,

die Errichtung vor die AuRenwand vortretender Aufzliige, Treppen und Trep-
penraume, wenn zu Nachbargrenzen ein Abstand von mindestens 2 m ein-
gehalten wird und

MaRnahmen zum Zwecke der Energieeinsparung und Solaranlagen, wenn
sie eine Dicke von nicht mehr als 0,40 Meter aufweisen.

Satz 1 Nummer 1 bis 6 gilt nicht fir Gebaude und andere bauliche Anlagen nach Ab-
satz 8 Nummer 1.

(10) Die Zulassung von Abweichungen fur Abstandsflachen nach § 67 setzt keine
atypische Grundstlckssituation voraus.
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§7

Teilung von Grundstiicken

(1) Durch die Teilung eines Grundstiicks, das bebaut ist oder aufgrund einer Bau-
genehmigung oder einer Genehmigungsfreistellung nach § 62 bebaut werden darf,
durfen keine Verhaltnisse geschaffen werden, die Vorschriften dieses Gesetzes oder
aufgrund dieses Gesetzes widersprechen. § 79 gilt entsprechend.

(2) Soll bei einer Teilung nach Absatz 1 von Vorschriften dieses Gesetzes oder
aufgrund dieses Gesetzes abgewichen werden, ist § 67 entsprechend anzuwenden.

§8
Nicht Uiberbaute Flachen der bebauten Grundstiicke, Kinderspielplatze

(1) Die Grundstucksflachen von Baugrundstticken, die nicht flr bauliche Anlagen
genutzt werden (Freiflachen), sind

1. wasseraufnahmefahig zu belassen oder herzustellen und
2. dauerhaft zu begrinen oder zu bepflanzen,

soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen zulassigen Verwendung der Fla-
chen entgegenstehen. Sie durfen nicht verunstaltet wirken und auch ihre Umgebung
nicht verunstalten; grol3flachig angelegte Schottergarten sind unzulassig. Eine von
Satz 1 abweichende Ausgestaltung dieser Flachen ist nur in geringfugigem Ausmal}
zulassig, Freiflachen bis 10 Quadratmetern bleiben auller Betracht. Satz 1 findet
keine Anwendung, soweit Bebauungsplane oder andere Satzungen Festsetzungen
zu den nicht Uberbauten Flachen treffen.

(2) Die Grundstucksflachen, die zulassigerweise fur bauliche Anlagen, wie Stell-
platze, Zufahrten, Gehwege, Abstell- und Lagerplatze, bendtigt werden, durfen nur
soweit befestigt werden, wie es flr deren Nutzung erforderlich ist, sofern nicht die
Belastung des Niederschlagswassers oder eine zu geringe Durchlassigkeit des Bo-
dens eine Versiegelung erfordert. Konversionsflachen sind zu entsiegeln. Absatz 1
Satz 4 gilt entsprechend.

(3) Bei Gebauden mit insgesamt mehr als drei Wohnungen mit jeweils mehr als
40 Quadratmeter Wohnflache ist auf dem Baugrundstuck oder in unmittelbarer Nahe
auf einem anderen geeigneten Grundstlck, dessen dauerhafte Nutzung fir diesen
Zweck offentlich-rechtlich gesichert sein muss, ein ausreichend grofRer Kinderspiel-
platz anzulegen und instand zu halten. Dies gilt nicht, wenn in unmittelbarer Nahe
eine Gemeinschaftsanlage geschaffen oder erweitert wird oder ein solcher Spielplatz
wegen der Art und der Lage der Wohnung nicht erforderlich ist. Die GroRRe der Kin-
derspielplatze richtet sich nach der Art und Anzahl der Wohnungen auf dem Grund-
stuck.
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(4) Kann der Kinderspielplatz nicht oder nur unter grol3en Schwierigkeiten herge-
stellt werden, so ist diese Verpflichtung durch die Zahlung eines Geldbetrages fur die
Errichtung, Gestaltung und Unterhaltung von Kinderspielmdglichkeiten an die zustan-
dige Gemeinde zu erfullen. Die Ablosung ist auch zulassig, wenn in unmittelbarer
Nahe eine offentliche Spielflache geschaffen wird oder vorhanden ist.

Teil 3
Bauliche Anlagen

Abschnitt 1
Gestaltung

§9
Gestaltung

Bauliche Anlagen missen nach Form, Mal3stab, Verhaltnis der Baumassen und
Bauteile zueinander, Werkstoff und Farbe so gestaltet sein, dass sie nicht verunstal-
tet wirken. Bauliche Anlagen durfen das Stral3en-, Orts- und Landschaftsbild nicht
verunstalten.

§ 10
Anlagen der AuBenwerbung, Automaten

(1) Anlagen der AuRenwerbung (Werbeanlagen) sind alle ortsfesten Einrichtun-
gen, die der Ankundigung oder Anpreisung oder als Hinweis auf Gewerbe oder Beruf
dienen und vom offentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sind. Hierzu zahlen insbe-
sondere Schilder, Beschriftungen, Bemalungen, Lichtwerbungen, Schaukasten sowie
fur Zettelanschlage und Bogenanschlage oder Lichtwerbung bestimmte Saulen, Ta-
feln und Flachen.

(2) Werbeanlagen durfen die der architektonischen Gliederung dienenden Bauteile
nicht Uberschneiden oder verdecken; von den Gebaudekanten mussen sie mindes-
tens 1,00 Meter entfernt sein. An Vorbauten, wie Erker oder Balkone, dirfen Werbe-
anlagen nicht nach vorn oder seitlich abstehend angebracht werden. Die storende
Haufung von Werbeanlagen ist unzulassig.

(3) AuRerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile sind Werbeanlagen un-
zulassig. Ausgenommen sind, soweit in anderen Vorschriften nichts anderes be-
stimmt ist,

1. Werbeanlagen an der Statte der Leistung,

2. einzelne Hinweiszeichen an Verkehrsstral’en und Wegabzweigungen,
die im Interesse des Verkehrs auf aul3erhalb der Ortsdurchfahrten lie-
gende Betriebe oder versteckt liegende Statten aufmerksam machen,
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3. Schilder, die Inhaber und Art gewerblicher Betriebe kennzeichnen (Hin-
weisschilder), wenn sie vor Ortsdurchfahrten auf einer Tafel zusammen-
gefasst sind,

4. Werbeanlagen an und auf Flugplatzen, Sportanlagen und Versamm-
lungsstatten, soweit sie nicht in die freie Landschaft wirken,

5. Werbeanlagen auf Ausstellungs- und Messegelanden.

(4) In Kleinsiedlungsgebieten, Dorfgebieten, reinen Wohngebieten und allgemei-
nen Wohngebieten sind nur zulassig:

1. Werbeanlagen an der Statte der Leistung, in reinen Wohngebieten nur
als Hinweisschilder und

2. Anlagen fur amtliche Mitteilungen und zur Unterrichtung der Bevdlke-
rung uber kirchliche, kulturelle, politische, sportliche oder ahnliche Ver-
anstaltungen; die jeweils freie Flache dieser Anlagen darf auch fur an-
dere Werbung verwendet werden.

Auf Verkehrsflachen o6ffentlicher Strallen sind auch andere Werbeanlagen zulassig,
soweit diese die Eigenart des Gebietes und das Ortsbild nicht beeintrachtigen.

(5) Die Absatze 1 bis 3 gelten fur Automaten entsprechend.
(6) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind nicht anzuwenden auf

1. Anschlage und Lichtwerbung an dafur genehmigten Saulen, Tafeln und
Flachen,

2. Werbemittel an Zeitungs- und Zeitschriftenverkaufsstellen,
3. Auslagen und Dekorationen in Fenstern und Schaukasten,

4. Wahlwerbung fur die Dauer eines Wahlkampfs.

Abschnitt 2
Allgemeine Anforderungen an die Bauausfiihrung

§ 11
Baustelle

(1) Baustellen sind so einzurichten, dass bauliche Anlagen ordnungsgemalf} errich-
tet, geandert oder beseitigt werden kdnnen und Gefahren oder vermeidbare Belasti-
gungen nicht entstehen.

(2) Bei Bauarbeiten, durch die unbeteiligte Personen gefahrdet werden konnen, ist
die Gefahrenzone abzugrenzen oder durch Warnzeichen zu kennzeichnen. Soweit
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erforderlich, sind Baustellen mit einem Bauzaun abzugrenzen, mit Schutzvorrichtun-
gen gegen herabfallende Gegenstande zu versehen und zu beleuchten.

(3) Bei der Ausfuihrung nicht verfahrensfreier Bauvorhaben hat die Bauherrin oder
der Bauherr an der Baustelle ein Schild, das die Bezeichnung des Bauvorhabens so-
wie die Namen und Anschriften der Bauherrin oder des Bauherrn, der Entwurfsver-
fasserin oder des Entwurfsverfassers, der Bauleiterin oder des Bauleiters und der
Unternehmerin oder des Unternehmers flr den Rohbau enthalten muss, dauerhaft
und von der offentlichen Verkehrsflache aus sichtbar anzubringen.

(4) Baume, Straucher oder sonstige Landschaftsbestandteile, die aufgrund o6ffent-
lich-rechtlicher Vorschriften zu erhalten sind, mussen wahrend der Bauausfuhrung
durch geeignete fachgerechte Vorkehrungen geschuitzt und bei Grundwasserabsen-
kung wahrend der Vegetationszeit ausreichend bewassert werden.

§12
Standsicherheit

(1) Jede bauliche Anlage muss im Ganzen und in ihren einzelnen Teilen flr sich
allein standsicher sein. Die Standsicherheit anderer baulicher Anlagen und die Trag-
fahigkeit des Baugrundes der Nachbargrundsticke dirfen nicht gefahrdet werden.

(2) Die Verwendung gemeinsamer Bauteile fur mehrere bauliche Anlagen ist zu-
lassig, wenn offentlich-rechtlich gesichert ist, dass die gemeinsamen Bauteile bei der
Beseitigung einer der baulichen Anlagen bestehen bleiben konnen.

§ 13
Schutz gegen schadliche Einflusse

(1) Bauliche Anlagen missen so angeordnet, beschaffen und gebrauchstauglich
sein, dass durch chemische, physikalische oder biologische Einfliisse aus Wasser,
Boden und Luft, insbesondere aus Altlasten, Gefahren oder unzumutbare Belastigun-
gen nicht entstehen. Baugrundstlicke mussen nach ihrer Lage und Beschaffenheit
fur bauliche Anlagen so geeignet sein, dass durch Einflisse im Sinne des Satzes 1
Gefahren oder unzumutbare Belastigungen nicht entstehen.

(2) Bei Vorhaben, die eine Klarung der Eignung des Baugrundstlcks im Sinne des
Absatzes 1 erfordern, ist die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser bei der
Erstellung des Entwurfs verpflichtet,

1. der flr den Bodenschutz zustandigen Stelle die zu diesem Zweck erfor-
derlichen Angaben Uber das geplante Vorhaben zu Ubermitteln,

2. mit den Bauvorlagen Angaben zu machen

a) uber die Sondierungspflicht nach § 5 des Gesetzes zur Verhutung von
Schaden durch Kampfmittel und
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b) ob es sich um die Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung einer
schutzbedurftigen Nutzung nach § 70 Absatz 3 Satz 2 handelt, die im
Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen bekanntgemacht und fur die
von der Immissionsschutzbehorde der angemessene Sicherheitsabstand
im Sinne des § 3 Absatz §€ des Bundesimmissionsschutzgesetzes zu er-
mitteln ist.

§ 14
Brandschutz

Bauliche Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu andern und instand zu hal-
ten, dass der Entstehung eines Brandes und der Ausbreitung von Feuer und Rauch
(Brandausbreitung) vorgebeugt wird und bei einem Brand die Rettung von Menschen
und Tieren sowie wirksame Loscharbeiten moglich sind.

§ 15
Warme-, Schall-, Erschiitterungsschutz

(1) Gebaude mussen einen ihrer Nutzung und den klimatischen Verhaltnissen ent-
sprechenden Warmeschutz haben.

(2) Gebaude mussen einen ihrer Nutzung entsprechenden Schallschutz haben.
Gerausche, die von ortsfesten Einrichtungen in baulichen Anlagen oder auf Bau-
grundstiicken ausgehen, sind so zu dammen, dass Gefahren oder unzumutbare Be-
lastigungen nicht entstehen.

(3) Erschitterungen oder Schwingungen, die von ortsfesten Einrichtungen in bauli-
chen Anlagen oder auf Baugrundstucken ausgehen, sind so zu dammen, dass Ge-
fahren oder unzumutbare Belastigungen nicht entstehen.

§ 16
Verkehrssicherheit

(1) Bauliche Anlagen und die dem Verkehr dienenden nicht Gberbauten Flachen
von bebauten Grundsticken mussen verkehrssicher sein.

(2) Die Sicherheit und Leichtigkeit des 6ffentlichen Verkehrs darf durch bauliche
Anlagen oder deren Nutzung nicht gefahrdet werden.
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§ 16a
Bauarten

(1) Bauarten durfen nur angewendet werden, wenn bei ihrer Anwendung die bauli-
chen Anlagen bei ordnungsgemaler Instandhaltung wahrend einer dem Zweck ent-
sprechenden angemessenen Zeitdauer die Anforderungen dieses Gesetzes oder
aufgrund dieses Gesetzes erflllen und fur ihren Anwendungszweck tauglich sind.

(2) Bauarten, die von Technischen Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2 Num-
mer 2 oder Nummer 3 Buchstabe a wesentlich abweichen oder fur die es allgemein
anerkannte Regeln der Technik nicht gibt, dirfen bei der Errichtung, Anderung und
Instandhaltung baulicher Anlagen nur angewendet werden, wenn fur sie

1. eine allgemeine Bauartgenehmigung durch das Deutsche Institut fir Bau-
technik oder

2. eine vorhabenbezogene Bauartgenehmigung durch die oberste Bauauf-
sichtsbehorde

erteilt worden ist. § 18 Absatz 2 bis 7 gelten entsprechend.

(3) Anstelle einer allgemeinen Bauartgenehmigung genugt ein allgemeines bau-
aufsichtliches Prufzeugnis fur Bauarten, wenn die Bauart nach allgemein anerkann-
ten Prufverfahren beurteilt werden kann. In der Verwaltungsvorschrift nach § 85 wer-
den diese Bauarten mit der Angabe der maligebenden technischen Regeln bekannt
gemacht. § 19 Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) Wenn Gefahren im Sinne des § 3 nicht zu erwarten sind, kann die oberste
Bauaufsichtsbehorde im Einzelfall oder fur genau begrenzte Falle allgemein festle-
gen, dass eine Bauartgenehmigung nicht erforderlich ist.

(5) Bauarten bediirfen einer Bestatigung ihrer Ubereinstimmung mit den Techni-
schen Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2, den allgemeinen Bauartgenehmigun-
gen, den allgemeinen bauaufsichtlichen Prifzeugnissen flr Bauarten oder den vor-
habenbezogenen Bauartgenehmigungen; als Ubereinstimmung gilt auch eine Abwei-
chung, die nicht wesentlich ist. § 21 Absatz 2 gilt fir den Anwender der Bauart ent-
sprechend.

(6) Bei Bauarten, deren Anwendung in auf3ergewdhnlichem Mal3 von der Sach-
kunde und Erfahrung der damit betrauten Personen oder von einer Ausstattung mit
besonderen Vorrichtungen abhangt, kann in der Bauartgenehmigung oder durch
Rechtsverordnung der obersten Bauaufsichtsbehorde vorgeschrieben werden, dass
die Anwenderin oder der Anwender Uber solche Fachkrafte und Vorrichtungen ver-
fugt und den Nachweis hieruber gegenuber einer Prufstelle nach § 24 Satz 1 Num-
mer 6 zu erbringen hat. In der Rechtsverordnung kdnnen Mindestanforderungen an
die Ausbildung, die durch Prufung nachzuweisende Befahigung und die Ausbildungs-
statten einschlielich der Anerkennungsvoraussetzungen gestellt werden.
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(7) Fur Bauarten, die einer auldergewohnlichen Sorgfalt bei Ausfihrung oder In-
standhaltung bedurfen, kann in der Bauartgenehmigung oder durch Rechtsverord-
nung der obersten Bauaufsichtsbehérde die Uberwachung dieser Tatigkeiten durch
eine Uberwachungsstelle nach § 24 Satz 1 Nummer 5 vorgeschrieben werden.

Abschnitt 3
Bauprodukte

§ 16b
Allgemeine Anforderungen fur die Verwendung von Bauprodukten

(1) Neue und wiederzuverwendende Bauprodukte durfen nur verwendet werden,
wenn bei ihrer Verwendung die baulichen Anlagen bei ordnungsgemaler Instandhal-
tung wahrend einer dem Zweck entsprechenden angemessenen Zeitdauer die Anfor-
derungen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes erfullen und gebrauchs-
tauglich sind.

(2) Bauprodukte, die in Vorschriften anderer Vertragsstaaten des Abkommens
vom 2. Mai 1992 Uber den Europaischen Wirtschaftsraum genannten technischen
Anforderungen entsprechen, durfen verwendet werden, wenn das geforderte Schutz-
niveau gemal § 3 gleichermalRen dauerhaft erreicht wird.

§ 16¢c

Anforderungen fiir die Verwendung von CE-gekennzeichneten
sowie nicht seriengefertigten Bauprodukten

(1) Ein Bauprodukt, das die CE-Kennzeichnung tragt, darf verwendet werden,
wenn die erklarten Leistungen den in diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes
festgelegten Anforderungen flr diese Verwendung entsprechen.

(2) Ein Bauprodukt, das nach den Voraussetzungen des Artikel 14 der Verordnung
(EU) 2024/3110 ohne Leistungs- und Konformitatserklarung und ohne CE-Kenn-
zeichnung auf dem Markt bereitgestellt wird, muss den in diesem Gesetz oder auf-
grund dieses Gesetzes festgelegten Anforderungen fur diese Verwendung entspre-
chen.

(3) Die §§ 17 bis 25 Absatz 1 gelten nicht fur Bauprodukte, die die CE-Kennzeich-
nung aufgrund der Verordnung (EU) 2024/3110 tragen.

§17
Verwendbarkeitsnachweise

(1) Ein Verwendbarkeitsnachweis nach den §§ 18 bis 20 ist fur ein Bauprodukt er-
forderlich, wenn
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1. es keine Technische Baubestimmung und keine allgemein anerkannte Regel
der Technik gibt,

2. das Bauprodukt von einer Technischen Baubestimmung (§ 85 Absatz 2
Nummer 3) wesentlich abweicht oder

3. eine Verordnung nach § 84 Absatz 4a es vorsieht.
(2) Ein Verwendbarkeitsnachweis ist nicht erforderlich fur ein Bauprodukt,
1. das von einer allgemein anerkannten Regel der Technik abweicht oder

2. das fur die Erfullung der Anforderungen dieses Gesetzes oder auf Grund die-
ses Gesetzes nur eine untergeordnete Bedeutung hat.

(3) Die Technischen Baubestimmungen nach § 85 enthalten eine nicht abschlie-
Rende Liste von Bauprodukten, die keines Verwendbarkeitsnachweises nach Ab-
satz 1 bedurfen.

(4) Bei der Errichtung, Anderung und Instandhaltung baulicher Anlagen sollen
moglichst umweltvertragliche Bauprodukte verwendet werden, unter Berucksichti-
gung ihrer Eigenschaften in den Phasen Herstellung, Nutzung und Entsorgung oder
Wiederverwendung.

§ 18
Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung

(1) Das Deutsche Institut fur Bautechnik erteilt unter den Voraussetzungen des
§ 17 Absatz 1 eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung fur Bauprodukte, wenn
deren Verwendbarkeit im Sinne des § 16b Absatz 1 nachgewiesen ist.

(2) Die zur Begrundung des Antrags erforderlichen Unterlagen sind beizufugen.
Soweit erforderlich, sind Probestlcke von der Antragstellerin oder dem Antragsteller
zur Verfugung zu stellen oder durch Sachverstandige, die das Deutsche Institut fur
Bautechnik bestimmen kann, zu entnehmen oder Probeausfuhrungen unter Aufsicht
der Sachverstandigen herzustellen. § 69 Absatz 2 gilt entsprechend.

(3) Das Deutsche Institut fur Bautechnik kann fur die Durchfuhrung der Prifung
die sachverstandige Stelle und fir Probeausfiihrungen die Ausfihrungsstelle und
Ausfuhrungszeit vorschreiben.

(4) Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird widerruflich und fur eine be-
stimmte Frist erteilt, die in der Regel funf Jahre betragt. Die Zulassung kann mit Ne-
benbestimmungen erteilt werden. Sie kann auf Antrag in Textform in der Regel um
funf Jahre verlangert werden; § 73 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(5) Die Zulassung wird unbeschadet der privaten Rechte Dritter erteilt.
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(6) Das Deutsche Institut fur Bautechnik macht die von ihm erteilten allgemeinen
bauaufsichtlichen Zulassungen nach Gegenstand und wesentlichem Inhalt offentlich
bekannt.

(7) Allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen nach dem Recht anderer Lander gel-
ten auch in der Freien Hansestadt Bremen.

§19
Allgemeines bauaufsichtliches Priifzeugnis

(1) Bauprodukte, die nach allgemein anerkannten Prufverfahren beurteilt werden,
bedurfen anstelle einer allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung nur eines allgemei-
nen bauaufsichtlichen Prufzeugnisses. Dies wird mit der Angabe der maligebenden
technischen Regeln in den Technischen Baubestimmungen nach § 85 bekanntge-
macht.

(2) Ein allgemeines bauaufsichtliches Prufzeugnis wird von einer Prufstelle nach
§ 24 Satz 1 Nummer 1 fur Bauprodukte nach Absatz 1 erteilt, wenn deren Verwend-
barkeit im Sinne des § 16b Absatz 1 nachgewiesen ist. § 18 Absatz 2 und 4 bis 7 gilt
entsprechend. Die Anerkennungsbehorde fur Stellen nach § 24 Satz 1 Nummer 1,
§ 84 Absatz 4 Nummer 2 kann allgemeine bauaufsichtliche Prifzeugnisse zurlck-
nehmen oder widerrufen; §§ 48 und 49 des Bremischen Verwaltungsverfahrensge-
setzes finden Anwendung.

§ 20
Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten im Einzelfall

Mit Zustimmung der obersten Bauaufsichtsbehorde durfen unter den Vorausset-
zungen des § 17 Absatz 1 im Einzelfall Bauprodukte verwendet werden, wenn ihre
Verwendbarkeit im Sinne des § 16b Absatz 1 nachgewiesen ist. Wenn Gefahren im
Sinne des § 3 Satz 1 nicht zu erwarten sind, kann die oberste Bauaufsichtsbehorde
im Einzelfall erklaren, dass ihre Zustimmung nicht erforderlich ist.

§ 21
Ubereinstimmungsbestatigung

(1) Bauprodukte bediirfen einer Bestatigung ihrer Ubereinstimmung mit den Tech-
nischen Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2, den allgemeinen bauaufsichtlichen
Zulassungen, den allgemeinen bauaufsichtlichen Prufzeugnissen oder den Zustim-
mungen im Einzelfall; als Ubereinstimmung gilt auch eine Abweichung, die nicht we-
sentlich ist.

(2) Die Bestatigung der Ubereinstimmung erfolgt durch Ubereinstimmungserkla-
rung der Herstellerin oder des Herstellers nach § 22.
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(3) Die Ubereinstimmungserklarung hat die Herstellerin oder der Hersteller durch
Kennzeichnung der Bauprodukte mit dem Ubereinstimmungszeichen unter Hinweis
auf den Verwendungszweck abzugeben.

(4) Das Ubereinstimmungszeichen ist auf dem Bauprodukt, auf einem Beipackzet-
tel oder auf seiner Verpackung oder, wenn dies Schwierigkeiten bereitet, auf dem
Lieferschein oder auf einer Anlage zum Lieferschein anzubringen.

(5) Ubereinstimmungszeichen aus anderen Léandern und aus anderen Staaten gel-
ten auch in der Freien Hansestadt Bremen.

§ 22
Ubereinstimmungserkliarung der Herstellerin oder des Herstellers

(1) Die Herstellerin oder der Hersteller darf eine Ubereinstimmungserklarung nur
abgeben, wenn sie oder er durch werkseigene Produktionskontrolle sichergestellt
hat, dass das von ihr oder ihm hergestellte Bauprodukt den maflgebenden techni-
schen Regeln, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bau-
aufsichtlichen Prufzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht.

(2) In den Technischen Baubestimmungen nach § 85, in den allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassungen, in den allgemeinen bauaufsichtlichen Prifzeugnissen oder
in den Zustimmungen im Einzelfall kann eine Prifung der Bauprodukte durch eine
Priifstelle vor Abgabe der Ubereinstimmungserklarung vorgeschrieben werden, wenn
dies zur Sicherung einer ordnungsgemalfen Herstellung erforderlich ist. In diesen
Fallen hat die Prifstelle das Bauprodukt daraufhin zu Uberprifen, ob es den malge-
benden technischen Regeln, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem all-
gemeinen bauaufsichtlichen Prufzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall ent-
spricht.

(3) In den Technischen Baubestimmungen nach § 85, in den allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassungen oder in den Zustimmungen im Einzelfall kann eine Zertifizie-
rung vor Abgabe der Ubereinstimmungserklarung vorgeschrieben werden, wenn dies
zum Nachweis einer ordnungsgemafien Herstellung eines Bauproduktes erforderlich
ist. Die oberste Bauaufsichtsbehorde kann im Einzelfall die Verwendung von Baupro-
dukten ohne Zertifizierung gestatten, wenn nachgewiesen ist, dass diese Baupro-
dukte den technischen Regeln, Zulassungen, Prufzeugnissen oder Zustimmungen
nach Absatz 1 entsprechen.

(4) Bauprodukte, die nicht in Serie hergestellt werden, bedirfen nur einer Uberein-
stimmungserklarung nach Absatz 1, sofern nichts anderes bestimmt ist.

§23
Zertifizierung

(1) Der Herstellerin oder dem Hersteller ist ein Ubereinstimmungszertifikat von ei-
ner Zertifizierungsstelle nach § 24 zu erteilen, wenn das Bauprodukt
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1. den Technischen Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2, der allgemeinen
bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen Priufzeug-
nis oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht und

2. einer werkseigenen Produktionskontrolle sowie einer Fremduberwachung
nach Maligabe des Absatzes 2 unterliegt.

(2) Die Fremdiiberwachung ist von Uberwachungsstellen nach § 24 durchzufiih-
ren. Die Fremduberwachung hat regelmafig zu Uberprifen, ob das Bauprodukt den
Technischen Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2, der allgemeinen bauaufsichtli-
chen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen Prifzeugnis oder der Zustim-
mung im Einzelfall entspricht.

§ 24
Priif-, Zertifizierungs-, Uberwachungsstellen

Die oberste Bauaufsichtsbehdrde kann eine naturliche oder juristische Person als

1. Prufstelle fur die Erteilung allgemeiner bauaufsichtlicher Prifzeugnisse (§ 19
Absatz 2),

2. Priifstelle fur die Uberpriifung von Bauprodukten vor Bestatigung der Uber-
einstimmung (§ 22 Absatz 2),

3. Zertifizierungsstelle (§ 23 Absatz 1),
4. Uberwachungsstelle fir die Fremdiiberwachung (§ 23 Absatz 2),

5. Uberwachungsstelle fiir die Uberwachung nach § 16a Absatz 7 und § 25 Ab-
satz 2 oder

6. Prifstelle fur die Uberpriifung nach § 16a Absatz 6 und 25 Absatz 1

anerkennen, wenn sie oder die bei ihr Beschaftigten nach ihrer Ausbildung, Fach-
kenntnis, persoénlichen Zuverlassigkeit, ihnrer Unparteilichkeit und ihren Leistungen
die Gewahr dafur bieten, dass diese Aufgaben den offentlich-rechtlichen Vorschriften
entsprechend wahrgenommen werden, und wenn sie Uber die erforderlichen Vorrich-
tungen verfugen. Satz 1 ist entsprechend auf Behorden anzuwenden, wenn sie aus-
reichend mit geeigneten Fachkraften besetzt und mit den erforderlichen Vorrichtun-
gen ausgestattet sind. Die Anerkennung von Priif-, Zertifizierungs- und Uberwa-
chungsstellen anderer Lander gilt auch in der Freien Hansestadt Bremen.

§ 25
Besondere Sachkunde- und Sorgfaltsanforderungen

(1) Bei Bauprodukten, deren Herstellung in aul3ergewohnlichem Malf} von der
Sachkunde und Erfahrung der damit betrauten Personen oder von einer Ausstattung
mit besonderen Vorrichtungen abhangt, kann in der allgemeinen bauaufsichtlichen
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Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall oder durch Rechtsverordnung der obers-
ten Bauaufsichtsbehorde vorgeschrieben werden, dass die Herstellerin oder der Her-
steller Uber solche Fachkrafte und Vorrichtungen verfigt und den Nachweis hiertiber
gegenuber einer Prufstelle nach § 24 Satz 1 Nummer 6 zu erbringen hat. In der
Rechtsverordnung kénnen Mindestanforderungen an die Ausbildung, die durch Pru-
fung nachzuweisende Befahigung und die Ausbildungsstatten einschlieRlich der An-
erkennungsvoraussetzungen gestellt werden.

(2) Fur Bauprodukte, die wegen ihrer besonderen Eigenschaften oder ihres beson-
deren Verwendungszwecks einer aullergewohnlichen Sorgfalt bei Einbau, Transport,
Instandhaltung oder Reinigung bedurfen, kann in der allgemeinen bauaufsichtlichen
Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall oder durch Rechtsverordnung der obers-
ten Bauaufsichtsbehorde die Uberwachung dieser Tatigkeiten durch eine Uberwa-
chungsstelle nach § 24 Satz 1 Nummer 5 vorgeschrieben werden, soweit diese Ta-
tigkeiten nicht bereits durch die Verordnung (EU) 2024/3110 erfasst sind.

Abschnitt 4
Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen; Wande, Decken, Dacher

§ 26

Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten
von Baustoffen und Bauteilen

(1) Baustoffe werden nach den Anforderungen an ihr Brandverhalten unterschie-
denin

1. nichtbrennbare,
2. schwerentflammbare,
3. normalentflammbare.

Baustoffe, die nicht mindestens normalentflammbar sind (leichtentflammbare Bau-
stoffe), durfen nicht verwendet werden; dies gilt nicht, wenn sie in Verbindung mit an-
deren Baustoffen nicht leichtentflammbar sind.

(2) Bauteile werden nach den Anforderungen an ihre Feuerwiderstandsfahigkeit
unterschieden in

1. feuerbestandige,
2. hochfeuerhemmende,
3. feuerhemmende;

die Feuerwiderstandsfahigkeit bezieht sich bei tragenden und aussteifenden Bautei-
len auf deren Standsicherheit im Brandfall, bei raumabschlieRenden Bauteilen auf
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deren Widerstand gegen die Brandausbreitung. Bauteile werden zusatzlich nach
dem Brandverhalten ihrer Baustoffe unterschieden in

1. Bauteile aus nichtbrennbaren Baustoffen,

2. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen bestehen und die bei raumabschlielenden Bauteilen zusatzlich eine
in Bauteilebene durchgehende Schicht aus nichtbrennbaren Baustoffen ha-
ben,

3. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus brennbaren Baustoffen
bestehen und die allseitig eine brandschutztechnisch wirksame Bekleidung
aus nichtbrennbaren Baustoffen (Brandschutzbekleidung) und Dammstoffe
aus nichtbrennbaren Baustoffen haben,

4. Bauteile aus brennbaren Baustoffen.

Soweit in diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes nichts ande-
res bestimmt ist, mussen

1. Bauteile, die feuerbestandig sein missen, mindestens den Anforderungen
des Satzes 2 Nummer 2,

2. Bauteile, die hochfeuerhemmend sein miussen, mindestens den Anforderun-
gen des Satzes 2 Nummer 3

entsprechen. Abweichend von Satz 3 sind andere Bauteile, die feuerbestandig oder
hochfeuerhemmend sein mussen, aus brennbaren Baustoffen zulassig, sofern sie
den Technischen Baubestimmungen nach § 85 entsprechen. Satz 4 gilt nicht fur
Wande nach § 30 Absatz 3 Satz 1 und Wande nach § 35 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1.

§ 27
Tragende Wande, Stiutzen

(1) Tragende und aussteifende Wande und Stutzen mussen im Brandfall ausrei-
chend lang standsicher sein. Sie missen

1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 feuerbestandig,

2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 hochfeuerhemmend,

3. in Gebauden der Gebaudeklassen 2 und 3 feuerhemmend
sein. Satz 2 gilt

1. fur Geschosse im Dachraum nur, wenn daruber noch Aufenthaltsraume mog-
lich sind; § 29 Absatz 4 bleibt unberihrt,

2. nicht fur Balkone, ausgenommen offene Gange, die als notwendige Flure
dienen.
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(2) Im Kellergeschoss mussen tragende und aussteifende Wande und Stutzen
1. in Gebauden der Gebaudeklassen 3 bis 5 feuerbestandig,
2. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 feuerhemmend
sein.

§ 28
AuBenwiande

(1) AuRenwande und Aulienwandteile wie Bristungen und Schiirzen sind so aus-
zubilden, dass eine Brandausbreitung auf und in diesen Bauteilen ausreichend lang
begrenzt ist.

(2) Nichttragende AuRenwande und nichttragende Teile tragender AulRenwande
mussen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen; sie sind aus brennbaren Baustof-
fen zulassig, wenn sie als raumabschlie3ende Bauteile feuerhemmend sind. Satz 1
gilt nicht fur

1. Turen und Fenster,
2. Fugendichtungen,

3. brennbare Dammstoffe in nichtbrennbaren geschlossenen Profilen der Au-
Renwandkonstruktionen und

4. Kleinteile, die nicht zur Brandausbreitung beitragen.

(3) Oberflachen von AuRenwanden sowie Aullenwandbekleidungen missen ein-
schliel3lich der Dammstoffe und Unterkonstruktionen schwerentflammbar sein; Unter-
konstruktionen aus normalentflammbaren Baustoffen sind zulassig, wenn die Anfor-
derungen nach Absatz 1 erfullt sind. Balkonbekleidungen, die Uber die erforderliche
Umwehrungshdhe hinaus hochgeflhrt werden, und mehr als zwei Geschosse Uber-
briickende Solaranlagen an Au’enwanden mussen schwerentflammbar sein. Bau-
stoffe, die schwerentflammbar sein missen, in Bauteilen nach Satz 1 Halbsatz 1 und
Satz 2 durfen nicht brennend abfallen oder abtropfen.

(4) Bei AuBenwandkonstruktionen mit geschossubergreifenden Hohl- oder Luftrau-
men wie hinterlifteten Aullenwandbekleidungen sind gegen die Brandausbreitung
besondere Vorkehrungen zu treffen. Satz 1 gilt fur Doppelfassaden entsprechend.

(5) Absatze 2, 3 und 4 Satz 1 gelten nicht fir Gebaude der Gebaudeklassen 1
bis 3; Absatz 4 Satz 2 gilt nicht fur Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2. Abwei-
chend von Absatz 3 sind hinterluftete AuRenwandbekleidungen, die den Technischen
Baubestimmungen nach § 85 entsprechen, mit Ausnahme der Dammstoffe, aus nor-
malentflammbaren Baustoffen zulassig.
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§ 29
Trennwiande

(1) Trennwande nach Absatz 2 missen als raumabschliellende Bauteile von Rau-
men oder Nutzungseinheiten innerhalb von Geschossen ausreichend lang wider-
standsfahig gegen die Brandausbreitung sein.

(2) Trennwande sind erforderlich

1. zwischen Nutzungseinheiten sowie zwischen Nutzungseinheiten und anders
genutzten Raumen, ausgenommen notwendigen Fluren,

2. zum Abschluss von Raumen mit Explosions- oder erhdhter Brandgefahr,

3. zwischen Aufenthaltsraumen und anders genutzten Raumen im Kellerge-
schoss.

(3) Trennwande nach Absatz 2 Nummer 1 und 3 mussen die Feuerwiderstandsfa-
higkeit der tragenden und aussteifenden Bauteile des Geschosses haben, jedoch
mindestens feuerhemmend sein. Trennwande nach Absatz 2 Nummer 2 missen feu-
erbestandig sein.

(4) Die Trennwande nach Absatz 2 sind bis zur Rohdecke, im Dachraum bis unter
die Dachhaut zu fuhren; werden in Dachraumen Trennwande nur bis zur Rohdecke
gefluhrt, ist diese Decke als raumabschlieRendes Bauteil, einschliellich der sie tra-
genden und aussteifenden Bauteile, feuerhemmend herzustellen.

(5) Offnungen in Trennwanden nach Absatz 2 sind nur zuléssig, wenn sie auf die
fur die Nutzung erforderliche Zahl und Grdlie beschrankt sind; sie missen feuerhem-
mende, dicht- und selbstschlieRende Abschlisse haben.

(6) Die Absatze 1 bis 5 gelten nicht fir Wohngebaude der Gebaudeklassen 1
und 2.

§ 30
Brandwande

(1) Brandwande mussen als raumabschlieRende Bauteile zum Abschluss von Ge-
bauden (Gebaudeabschlusswand) oder zur Unterteilung von Gebauden in Brandab-
schnitte (innere Brandwand) ausreichend lang die Brandausbreitung auf andere Ge-
baude oder Brandabschnitte verhindern.

(2) Brandwande sind erforderlich als

1. Gebaudeabschlusswand unter entsprechender Anwendung von § 6 Ab-
satz 3, ausgenommen von Gebauden ohne Aufenthaltsraume und ohne Feu-
erstatten mit nicht mehr als 50 Kubikmeter Brutto-Rauminhalt, wenn diese
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Abschlusswande an oder mit einem Abstand von weniger als 2,50 Meter ge-
genuber der Grundstiicksgrenze errichtet werden, es sei denn, dass ein Ab-
stand von mindestens 5 Metern zu bestehenden oder nach den baurechtli-
chen Vorschriften zulassigen kunftigen Gebauden gesichert ist,

innere Brandwand zur Unterteilung ausgedehnter Gebaude in Abstanden von
nicht mehr als 40 Metern,

innere Brandwand zur Unterteilung landwirtschaftlich genutzter Gebaude in
Brandabschnitte von nicht mehr als 10 000 Kubikmetern Brutto-Rauminhalt,

Gebaudeabschlusswand zwischen Wohngebauden und angebauten landwirt-
schaftlich genutzten Gebauden sowie als innere Brandwand zwischen dem
Wohnteil und dem landwirtschaftlich genutzten Teil eines Gebaudes.

(3) Brandwande mussen auch unter zusatzlicher mechanischer Beanspruchung
feuerbestandig sein und aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. Anstelle von
Brandwanden sind in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 1 bis 3 zulassig

1.

fur Gebaude der Gebaudeklasse 4 Wande, die auch unter zusatzlicher me-
chanischer Beanspruchung hochfeuerhemmend sind,

fur Gebaude der Gebaudeklassen 1 bis 3 hochfeuerhemmende Wande,

fur Gebaude der Gebaudeklassen 1 bis 3 Gebaudeabschlusswande, die je-
weils von innen nach aul3en die Feuerwiderstandsfahigkeit der tragenden
und aussteifenden Teile des Gebaudes, mindestens jedoch feuerhemmende
Bauteile, und von aul3en nach innen die Feuerwiderstandsfahigkeit feuerbe-
standiger Bauteile haben.

In den Fallen des Absatzes 2 Nummer 4 sind anstelle von Brandwanden feuerbe-
standige Wande zulassig, wenn der Brutto-Rauminhalt des landwirtschaftlich genutz-
ten Gebaudes oder Gebaudeteils nicht grof3er als 2000 Kubikmeter ist.

(4) Brandwande mussen bis zur Bedachung durchgehen und in allen Geschossen
ubereinander angeordnet sein. Abweichend davon durfen anstelle innerer Brand-
wande Wande geschossweise versetzt angeordnet werden, wenn

1.
2.

die Wande im Ubrigen Absatz 3 Satz 1 entsprechen,

die Decken, soweit sie in Verbindung mit diesen Wanden stehen, feuerbe-
standig sind, aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und keine Offnungen
haben,

die Bauteile, die diese Wande und Decken unterstutzen, feuerbestandig sind
und aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen,

die AuRenwande in der Breite des Versatzes in dem Geschoss oberhalb oder
unterhalb des Versatzes feuerbestandig sind und
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5. Offnungen in den AuRenwanden im Bereich des Versatzes so angeordnet
oder andere Vorkehrungen so getroffen sind, dass eine Brandausbreitung in
andere Brandabschnitte nicht zu befurchten ist.

(5) Brandwande sind 0,30 Meter Uber die Bedachung zu fihren oder in Hohe der
Dachhaut mit einer beiderseits 0,50 Meter auskragenden feuerbestandigen Platte
aus nichtbrennbaren Baustoffen abzuschlieRen; dartber durfen brennbare Teile des
Daches nicht hinweggefuhrt werden. Verbleibende Hohlraume sind vollstandig mit
nichtbrennbaren Baustoffen auszufullen. Bei Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3
sind Brandwande mindestens bis unter die Dachhaut zu fihren. Satz 3 gilt auch fir
am 1. Juli 2024 rechtmalig bestehende Gebaude, die durch Dachausbau zur Schaf-
fung von Wohnraum zu einem Gebaude der Gebaudeklasse 4 werden, entspre-
chend. Brennbare Dachlatten sind zulassig, wenn sie hohlraumfrei in nichtbrennbare,
im Brandfall formstabile Dammstoffe eingebettet sind; dies gilt entsprechend flr bau-
physikalisch notwendige Folien, wenn sie im Bereich der Brandwand hohlraumfrei
verlegt und ober- und unterseitig vollstandig von nichtbrennbaren Baustoffen abge-
deckt sind.

(6) MUssen Gebaude oder Gebaudeteile, die Uber Eck zusammenstol3en, durch
eine Brandwand getrennt werden, so muss der Abstand dieser Wand von der inne-
ren Ecke mindestens 5 Meter betragen; das gilt nicht, wenn der Winkel der inneren
Ecke mehr als 120 Grad betragt oder mindestens eine Aul3enwand auf 5 Meter
Lange als 6ffnungslose feuerbestandige Wand aus nichtbrennbaren Baustoffen, bei
Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 4 als 6ffnungslose hochfeuerhemmende Wand
ausgebildet ist.

(7) Bauteile mit brennbaren Baustoffen dirfen Gber Brandwande nicht hinwegge-
fuhrt werden; § 40 Absatz 1 Satz 2 bleibt unberuhrt. Bei AuRenwandkonstruktionen,
die eine seitliche Brandausbreitung beglnstigen kdnnen, wie hinterllfteten Aul3en-
wandbekleidungen oder Doppelfassaden, sind gegen die Brandausbreitung im Be-
reich der Brandwande besondere Vorkehrungen zu treffen. Aullenwandbekleidungen
von Gebaudeabschlusswanden mussen einschlieBlich der Dammstoffe und Unter-
konstruktionen nichtbrennbar sein. Abweichend von Satz 1 und 3 sind Dammstoffe
aus schwerentflammbaren Baustoffen bis zu einer Hohe von 0,50 Meter Uber der Ge-
landeoberflache zulassig. Bauteile durfen in Brandwande nur soweit eingreifen, dass
deren Feuerwiderstandsfahigkeit nicht beeintrachtigt wird; fir Leitungen, Leitungs-
schlitze und Schornsteine gilt dies entsprechend.

(8) Offnungen in Brandwénden sind unzulssig. Sie sind in inneren Brandwanden
nur zulassig, wenn sie auf die fur die Nutzung erforderliche Zahl und GroRRe be-
schréankt sind; die Offnungen missen feuerbestandige, dicht- und selbstschlieRende
Abschlisse haben.

(9) In inneren Brandwanden sind feuerbestandige Verglasungen nur zulassig,
wenn sie auf die fur die Nutzung erforderliche Zahl und Grélie beschrankt sind.

(10) Absatz 2 Nummer 1 gilt nicht fur seitliche Wande von Vorbauten im Sinne des
§ 6 Absatz 7 Nummer 2 und Absatz 8 Satz 1 Nummer 6, wenn sie von dem Nach-
bargebaude oder der Nachbargrenze einen Abstand einhalten, der ihrer eigenen
Ausladung entspricht, mindestens jedoch 1 Meter betragt.
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(11) Die Absatze 4 bis 10 gelten entsprechend auch fir Wande, die nach Absatz 3
Satz 2 und 3 anstelle von Brandwanden zulassig sind.

§ 31
Decken

(1) Decken mussen als tragende und raumabschlieRende Bauteile zwischen Ge-
schossen im Brandfall ausreichend lang standsicher und widerstandsfahig gegen die
Brandausbreitung sein. Sie missen

1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 feuerbestandig,

2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 hochfeuerhemmend,

3. in Gebauden der Gebaudeklassen 2 und 3 feuerhemmend
sein. Satz 2 gilt

1. fur Geschosse im Dachraum nur, wenn daruber Aufenthaltsraume moglich
sind; § 29 Absatz 4 bleibt unberihrt,

2. nicht fur Balkone, ausgenommen offene Gange, die als notwendige Flure
dienen.

(2) Im Kellergeschoss mussen Decken

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 3 bis 5 feuerbestandig,

2. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 feuerhemmend
sein. Decken mussen feuerbestandig sein

1. unter und Uber Raumen mit Explosions- oder erhohter Brandgefahr, ausgenom-
men in Wohngebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. zwischen dem landwirtschaftlich genutzten Teil und dem Wohnteil eines Gebau-
des.

(3) Der Anschluss der Decken an die AuRenwand ist so herzustellen, dass er den
Anforderungen aus Absatz 1 Satz 1 genugt.

(4) Offnungen in Decken, fir die eine Feuerwiderstandsfahigkeit vorgeschrieben
ist, sind nur zulassig

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als insgesamt 400 Quad-
ratmeter in nicht mehr als zwei Geschossen,
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3. im Ubrigen, wenn sie auf die fiir die Nutzung erforderliche Zahl und GréRe
beschrankt sind und Abschlusse mit der Feuerwiderstandsfahigkeit der De-
cke haben.

§ 32
Dacher

(1) Bedachungen mussen gegen eine Brandbeanspruchung von aufden durch
Flugfeuer und strahlende Warme ausreichend lang widerstandsfahig sein (harte Be-
dachung).

(2) Bedachungen, die die Anforderungen nach Absatz 1 nicht erfullen, sind zulas-
sig bei Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3, wenn die Gebaude

1. einen Abstand von der Grundstlicksgrenze von mindestens 12 Meter,

2. von Gebauden auf demselben Grundstuck mit harter Bedachung einen Ab-
stand von mindestens 15 Meter,

3. von Gebauden auf demselben Grundstick mit Bedachungen, die die Anfor-
derungen nach Absatz 1 nicht erflllen, einen Abstand von mindestens
24 Meter,

4. von Gebauden auf demselben Grundstiick ohne Aufenthaltsraume und ohne
Feuerstatten mit nicht mehr als 50 Kubikmeter Bruttorauminhalt einen Ab-
stand von mindestens 5 Meter

einhalten. Soweit Gebaude nach Satz 1 Abstand halten mussen, genugt bei Wohn-
gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 in den Fallen

1. der Nummer 1 ein Abstand von mindestens 6 Meter,
2. der Nummer 2 ein Abstand von mindestens 9 Meter,
3. der Nummer 3 ein Abstand von mindestens 12 Meter.

Far die Abstande nach den Satzen 1 und 2 findet § 6 Absatz 3 entsprechende An-
wendung.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten nicht fur

1. Gebaude ohne Aufenthaltsraume und ohne Feuerstatten mit nicht mehr als
50 Kubikmeter Bruttorauminhalt,

2. lichtdurchlassige Bedachungen aus nichtbrennbaren Baustoffen; brennbare
Fugendichtungen und brennbare Dammstoffe in nichtbrennbaren Profilen
sind zulassig,

3. Dachflachenfenster, Oberlichte und Lichtkuppeln von Wohngebauden,
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4. Eingangsuberdachungen und Vordacher aus nichtbrennbaren Baustoffen,

5. Eingangsuberdachungen aus brennbaren Baustoffen, wenn die Eingange nur
zu Wohnungen fuhren.

(4) Abweichend von den Absatzen 1 und 2 sind

1. lichtdurchlassige Teilflachen aus brennbaren Baustoffen in Bedachungen
nach Absatz 1 und

2. begrinte Bedachungen

zulassig, wenn eine Brandentstehung bei einer Brandbeanspruchung von aufen
durch Flugfeuer und strahlende Warme nicht zu beflrchten ist oder Vorkehrungen
hiergegen getroffen werden.

(5) Dachuberstande, Dachgesimse und Dachaufbauten, lichtdurchlassige Beda-
chungen, Dachflachenfenster, Lichtkuppeln, Oberlichte und Solaranlagen sind so an-
zuordnen und herzustellen, dass Feuer nicht auf andere Gebaudeteile und Nachbar-
grundstucke ubertragen werden kann. Von Brandwanden und von Wanden, die an-
stelle von Brandwanden zulassig sind, miussen folgende Abstande eingehalten wer-
den:

1. ohne Abstand

a) Dachflachenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Offnungen in der Beda-
chung, wenn die Wande nach Halbsatz 1 mindestens 0,30 Meter Uber die
Bedachung gefuhrt sind,

b) Solaranlagen, Dachgauben und ahnliche Dachaufbauten, wenn sie durch
Wande nach Halbsatz 1 gegen Brandubertragung geschutzt sind;

2. mindestens 0,50 Meter

Solaranlagen, die mit maximal 0,30 Meter Hohe Uber der Dachhaut installiert
oder im Dach integriert sind, wenn sie nicht unter Nummer 1 Buchstabe b fal-
len;

3. mindestens 1,25 Meter

a) Dachflachenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Offnungen in der Beda-
chung, die nicht unter Nummer 1 Buchstabe a fallen,

b) Dachgauben und ahnliche Dachaufbauten, wenn sie nicht unter Num-
mer 1 Buchstabe b fallen,

c) Solaranlagen, die nicht unter Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 2 fal-
len.
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(6) Dacher von traufseitig aneinandergebauten Gebauden mussen als raumab-
schlieRende Bauteile fur eine Brandbeanspruchung von innen nach aul3en, ein-
schlieRlich der sie tragenden und aussteifenden Bauteile, feuerhemmend sein. Off-
nungen in diesen Dachflachen mussen waagerecht gemessen mindestens 2 Meter
von der Brandwand oder der Wand, die anstelle der Brandwand zulassig ist, entfernt
sein.

(7) Dacher von Anbauten, die an AuRenwande mit Offnungen oder ohne Feuerwi-
derstandsfahigkeit anschlielen, mussen innerhalb eines Abstands von 5 Meter von
diesen Wanden als raumabschliel3ende Bauteile fur eine Brandbeanspruchung von
innen nach aul3en, einschlieBlich der sie tragenden und aussteifenden Bauteile, die
Feuerwiderstandsfahigkeit der Decken des Gebaudeteils haben, an den sie ange-
baut werden. Dies gilt nicht fur Anbauten an Wohngebaude der Gebaudeklassen
1 bis 3.

(8) Dacher an Verkehrsflachen und uber Eingadngen mussen Vorrichtungen zum
Schutz gegen das Herabfallen von Schnee und Eis haben, wenn dies die Verkehrssi-
cherheit erfordert.

(9) Far vom Dach aus vorzunehmende Arbeiten sind sicher benutzbare Vorrich-
tungen anzubringen.

(10) Bei der Errichtung oder wesentlichen Anderung von verfahrenspflichtigen Ge-
bauden ist die betroffene Tragkonstruktion so zu bemessen, dass Verpflichtungen
nach dem Bremischen Gesetz zur Beschleunigung des Ausbaus von Anlagen zur
Stromerzeugung aus solarer Strahlungsenergie zur Errichtung von Anlagen zur Er-
zeugung von Strom durch Nutzung solarer Strahlungsenergie (Photovoltaikanlagen)
auf Dachflachen erfullt werden konnen. Absatz 11 bleibt unberihrt.

(11) Flachdachflachen ab insgesamt 50 Quadratmetern sind flachig und dauerhaft
zu begrinen, soweit

1. unter Berucksichtigung von Absatz 4 Nummer 2 die Beschaffenheit, Kon-
struktion und Gestaltung der Dachflache es zulasst und

2. durch die MaRnahme kein wirtschaftlich unzumutbarer Mehraufwand ent-
steht.

Die durchwurzelbare Schichtdecke muss mindestens 10 Zentimeter betragen. Bei
hallenartigen Gebauden sind geringere Schichtdecken zulassig, sofern die durchwur-
zelbare Schicht mindestens 4 Zentimeter betragt und der Spitzenabfluss (Cs-Wert)
mindestens den Wert 0,6 erfullt. Flachen fur haustechnische Anlagen, fur Tageslicht-
Beleuchtungselemente und Dachterrassen sind bis zu einem Flachenanteil von ins-
gesamt 30 Prozent der jeweiligen Flachdachflache von der Begriinung ausgenom-
men.

Die Satze 1 bis 4 gelten nicht fur Flachdachflachen von Gebauden der Gebaude-
klasse 1 und 2 soweit diese nach dem Bremischen Solargesetz oder aufgrund einer
ortlichen Bauvorschrift zur Errichtung von Anlagen zur Erzeugung von Strom durch
Nutzung solarer Strahlungsenergie (Photovoltaikanlagen) genutzt werden sollen.
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Abschnitt 5
Rettungswege, Offnungen, Umwehrungen

§ 33
Erster und zweiter Rettungsweg

(1) Far Nutzungseinheiten, wie Wohnungen, Praxen, selbststandige Betriebsstat-
ten, missen in jedem Geschoss mit Aufenthaltsraumen mindestens zwei voneinan-
der unabhangige Rettungswege ins Freie vorhanden sein; beide Rettungswege dur-
fen jedoch innerhalb des Geschosses uber denselben notwendigen Flur fihren. Ein
zweiter Rettungsweg ist fur eingeschossige, zu ebener Erde liegende Nutzungsein-
heiten nicht erforderlich, wenn im Brandfall die Rettung Gber einen direkten Ausgang
ins Freie moglich ist.

(2) FUr Nutzungseinheiten nach Absatz 1, die nicht zu ebener Erde liegen, muss
der erste Rettungsweg Uber eine notwendige Treppe fuhren. Der zweite Rettungs-
weg kann eine weitere notwendige Treppe oder eine mit Rettungsgeraten der Feuer-
wehr erreichbare Stelle der Nutzungseinheit sein. Bei Sonderbauten ist der zweite
Rettungsweg Uber Rettungsgerate der Feuerwehr nur zulassig, wenn keine Beden-
ken wegen der Personenrettung bestehen. Ein zweiter Rettungsweg ist nicht erfor-
derlich, wenn die Rettung Uber einen sicher erreichbaren Treppenraum mdglich ist, in
den Feuer und Rauch nicht eindringen kénnen (Sicherheitstreppenraum).

§ 34
Treppen

(1) Jedes nicht zu ebener Erde liegende Geschoss und der benutzbare Dachraum
eines Gebaudes missen Uber mindestens eine Treppe zuganglich sein (notwendige
Treppe). Statt notwendiger Treppen sind Rampen mit flacher Neigung zulassig.

(2) Einschiebbare Treppen und Rolltreppen sind als notwendige Treppen unzulas-
sig. In Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 sind einschiebbare Treppen und Lei-
tern als Zugang zu einem Dachraum ohne Aufenthaltsraum zulassig.

(3) Notwendige Treppen sind in einem Zuge zu allen angeschlossenen Geschos-

sen zu flhren; sie missen mit den Treppen zum Dachraum unmittelbar verbunden
sein. Dies gilt nicht fir Treppen
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1. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,
2. nach § 35 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2.
(4) Die tragenden Teile notwendiger Treppen mussen

1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 feuerhemmend und aus nichtbrennbaren
Baustoffen,

2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 aus nichtbrennbaren Baustoffen,

3. in Gebauden der Gebaudeklasse 3 aus nichtbrennbaren Baustoffen oder feu-
erhemmend

sein. Tragende Teile von AulRentreppen nach § 35 Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 fur
Gebaude der Gebaudeklassen 3 bis 5 missen aus nichtbrennbaren Baustoffen be-
stehen.

(9) Die nutzbare Breite der Treppenlaufe und Treppenabsatze notwendiger Trep-
pen muss fur den gréliten zu erwartenden Verkehr ausreichen.

(6) Treppen mussen einen festen und griffsicheren Handlauf haben. Notwendige
Treppen mussen beiderseits Handlaufe haben; der zweite Handlauf darf sich in der
nutzbaren Breite befinden. Bei groRer nutzbarer Breite der Treppen sind Zwischen-
laufe vorzusehen, soweit die Verkehrssicherheit dies erfordert. Satz 2 gilt nicht in
Wohngebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 sowie innerhalb von Wohnungen.

(7) Eine Treppe darf nicht unmittelbar hinter einer Tur beginnen, die in Richtung
der Treppe aufschlagt; zwischen Treppe und Tur ist ein ausreichender Treppenab-
satz anzuordnen.

(8) Absatz 4 qilt nicht fur Treppen, die nach § 35 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 ohne
eigenen Treppenraum zulassig sind.

§ 35
Notwendige Treppenraume, Ausgange

(1) Jede notwendige Treppe muss zur Sicherstellung der Rettungswege aus den
Geschossen ins Freie in einem eigenen, durchgehenden Treppenraum liegen (not-
wendiger Treppenraum). Notwendige Treppenraume mussen so angeordnet und
ausgebildet sein, dass die Nutzung der notwendigen Treppen im Brandfall ausrei-
chend lang mdglich ist. Notwendige Treppen sind ohne eigenen Treppenraum zulas-

sig
1. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. fur die Verbindung von hochstens zwei Geschossen innerhalb derselben Nut-
zungseinheit von insgesamt nicht mehr als 200 Quadratmeter, wenn in jedem
Geschoss ein anderer Rettungsweg erreicht werden kann,
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3. als Aulientreppe, wenn ihre Nutzung ausreichend sicher ist und im Brandfall
nicht gefahrdet werden kann.

(2) Von jeder Stelle eines Aufenthaltsraumes sowie eines Kellergeschosses muss
mindestens ein Ausgang in einen notwendigen Treppenraum oder ins Freie in hochs-
tens 35 Meter Entfernung erreichbar sein. Ubereinanderliegende Kellergeschosse
mussen jeweils mindestens zwei Ausgange in notwendige Treppenraume oder ins
Freie haben. Sind mehrere notwendige Treppenraume erforderlich, missen sie so
verteilt sein, dass sie moglichst entgegengesetzt liegen und dass die Rettungswege
madglichst kurz sind.

(3) Jeder notwendige Treppenraum muss einen unmittelbaren Ausgang ins Freie
haben. Sofern der Ausgang eines notwendigen Treppenraumes nicht unmittelbar ins
Freie fuhrt, muss der Raum zwischen dem notwendigen Treppenraum und dem Aus-
gang ins Freie

1. mindestens so breit sein wie die dazugehoérigen Treppenlaufe,

2. Wande haben, die die Anforderungen an die Wande des Treppenraumes er-
fallen,

3. rauchdichte und selbstschlieRende Abschlisse zu notwendigen Fluren haben
und

4. ohne Offnungen zu anderen Rdumen, ausgenommen zu notwendigen Flu-
ren, sein.

(4) Die Wande notwendiger Treppenraume mussen als raumabschlieRende Bau-
teile

1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 die Bauart von Brandwanden haben,

2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 auch unter zusatzlicher mechanischer
Beanspruchung hochfeuerhemmend und

3. in Gebauden der Gebaudeklasse 3 feuerhemmend

sein. Dies ist nicht erforderlich fur Aulienwande von Treppenraumen, die aus nicht-
brennbaren Baustoffen bestehen und durch andere an diese Aulienwande anschlie-
Rende Gebaudeteile im Brandfall nicht gefahrdet werden konnen. Der obere Ab-
schluss notwendiger Treppenraume muss als raumabschlieliendes Bauteil die Feu-
erwiderstandsfahigkeit der Decken des Gebaudes haben; dies gilt nicht, wenn der
obere Abschluss das Dach ist und die Treppenraumwande bis unter die Dachhaut
reichen.

(5) In notwendigen Treppenraumen und in Raumen nach Absatz 3 Satz 2 missen

1. Bekleidungen, Putze, Dammstoffe, Unterdecken und Einbauten aus nicht-
brennbaren Baustoffen bestehen,
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2. Wande und Decken aus brennbaren Baustoffen eine Bekleidung aus nicht-
brennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke haben,

3. Bodenbelage, ausgenommen Gleitschutzprofile, aus mindestens schwerent-
flammbaren Baustoffen bestehen.

(6) In notwendigen Treppenraumen miissen Offnungen

1. zu Kellergeschossen, zu nicht ausgebauten Dachraumen, Werkstatten, La-
den, Lager- und ahnlichen Raumen sowie zu sonstigen Raumen und Nut-
zungseinheiten mit einer Flache von mehr als 200 Quadratmeter, ausgenom-
men Wohnungen, mindestens feuerhemmende, rauchdichte und selbst-
schlieBende Abschlisse,

2. zu notwendigen Fluren rauchdichte und selbstschlieRende Abschlisse,

3. zu sonstigen Raumen und Nutzungseinheiten mindestens dicht- und selbst-
schlieliende Abschlisse

haben. Die Feuerschutz- und Rauchschutzabschlisse durfen lichtdurchlassige
Seitenteile und Oberlichte enthalten, wenn der Abschluss insgesamt nicht
breiter als 2,50 Meter ist.

(7) Notwendige Treppenraume mussen zu beleuchten sein. Notwendige Treppen-
raume ohne Fenster mussen in Gebauden mit einer Hohe nach § 2 Absatz 3 Satz 2
von mehr als 13 Meter eine Sicherheitsbeleuchtung haben.

(8) Notwendige Treppenraume mussen beluftet und zur Unterstutzung wirksamer
Loscharbeiten entraucht werden konnen. Sie missen

1. in jedem oberirdischen Geschoss unmittelbar ins Freie fuhrende Fenster mit
einem freien Querschnitt von mindestens 0,50 Quadratmeter haben, die ge-
offnet werden kdnnen, oder

2. an der obersten Stelle eine Offnung zur Rauchableitung haben.

In den Fallen des Satzes 2 Nummer 1 ist in Gebauden der Gebaudeklasse 5 an der
obersten Stelle eine Offnung zur Rauchableitung erforderlich; in den Fallen des Sat-
zes 2 Nummer 2 sind in Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5, soweit dies zur Er-
fullung der Anforderungen nach Satz 1 erforderlich ist, besondere Vorkehrungen zu
treffen. Offnungen zur Rauchableitung nach Satz 2 und 3 miissen in jedem Treppen-
raum einen freien Querschnitt von mindestens 1 Quadratmeter und Vorrichtungen
zum Offnen ihrer Abschliisse haben, die vom Erdgeschoss sowie vom obersten
Treppenabsatz aus bedient werden kdnnen.

§ 36
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Notwendige Flure, offene Gange

(1) Flure, Uber die Rettungswege aus Aufenthaltsrdumen oder aus Nutzungsein-
heiten mit Aufenthaltsraumen zu Ausgangen in notwendige Treppenraume oder ins
Freie fuhren (notwendige Flure), mussen so angeordnet und ausgebildet sein, dass
die Nutzung im Brandfall ausreichend lang maoglich ist. Notwendige Flure sind nicht
erforderlich

1. in Wohngebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. in sonstigen Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2, ausgenommen in
Kellergeschossen,

3. innerhalb von Nutzungseinheiten mit nicht mehr als 200 Quadratmeter
und innerhalb von Wohnungen,

4. innerhalb von Nutzungseinheiten, die einer Buro- oder Verwaltungsnut-
zung dienen, mit nicht mehr als 400 Quadratmeter; das gilt auch fur
Teile grofRerer Nutzungseinheiten, wenn diese Teile nicht groRer als
400 Quadratmeter sind, Trennwande nach § 29 Absatz 2 Nummer 1 ha-
ben und jeder Teil unabhangig von anderen Teilen Rettungswege nach
§ 33 Absatz 1 hat.

(2) Notwendige Flure mussen so breit sein, dass sie fur den grofdten zu erwarten-
den Verkehr ausreichen. In den Fluren ist eine Folge von weniger als drei Stufen un-
zulassig.

(3) Notwendige Flure sind durch nicht abschliebare, rauchdichte und selbst-
schlieRende Abschlisse in Rauchabschnitte zu unterteilen. Die Rauchabschnitte sol-
len nicht langer als 30 Meter sein. Die Abschlisse sind bis an die Rohdecke zu fuh-
ren; sie durfen bis an die Unterdecke der Flure gefuhrt werden, wenn die Unterdecke
feuerhemmend ist. Notwendige Flure mit nur einer Fluchtrichtung, die zu einem Si-
cherheitstreppenraum fuhren, durfen nicht langer als 15 Meter sein. Die Satze 1 bis 4
gelten nicht fur offene Gange nach Absatz 5.

(4) Die Wande notwendiger Flure mussen als raumabschliel’iende Bauteile feuer-
hemmend, in Kellergeschossen, deren tragende und aussteifende Bauteile feuerbe-
standig sein mussen, feuerbestandig sein. Die Wande sind bis an die Rohdecke zu
fuhren. Sie durfen bis an die Unterdecke der Flure gefuhrt werden, wenn die Unter-
decke feuerhemmend und ein demjenigen nach Satz 1 vergleichbarer Raumab-
schluss sichergestellt ist. Tiren in diesen Wanden miissen dicht schlieRen; Offnun-
gen zu Lagerbereichen im Kellergeschoss mussen feuerhemmende, dicht- und
selbstschlieRende Abschlisse haben.

(5) Fur Wande und Brustungen notwendiger Flure mit nur einer Fluchtrichtung, die
als offene Gange vor den Aullenwanden angeordnet sind, gilt Absatz 4 entspre-
chend. Fenster sind in diesen Aullenwanden ab einer Bristungshdhe von 0,90 Meter
zulassig.

(6) In notwendigen Fluren sowie in offenen Gangen nach Absatz 5 missen
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1. Bekleidungen, Putze, Unterdecken und Dammestoffe aus nichtbrennbaren
Baustoffen bestehen,

2. Wande und Decken aus brennbaren Baustoffen eine Bekleidung aus nicht-
brennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke haben.

§ 37
Fenster, Tiiren, sonstige Offnungen

(1) Konnen die Fensterflachen nicht gefahrlos vom Erdboden, vom Innern des Ge-
baudes, von Loggien oder Balkonen aus gereinigt werden, so sind Vorrichtungen,
wie Aufzuge, Halterungen oder Stangen, anzubringen, die eine Reinigung von aufien
ermdglichen.

(2) Glasturen und andere Glasflachen, die bis zum FuRboden allgemein zugangli-
cher Verkehrsflachen herabreichen, sind so zu kennzeichnen, dass sie leicht erkannt
werden konnen. Weitere Schutzmal3nahmen sind fur grofdere Glasflachen vorzuse-
hen, wenn dies die Verkehrssicherheit erfordert.

(3) Jedes Kellergeschoss ohne Fenster muss mindestens eine Offnung ins Freie
haben, um eine Rauchableitung zu ermoglichen. Gemeinsame Kellerlichtschachte fir
ubereinanderliegende Kellergeschosse sind unzulassig.

(4) Fenster, die als Rettungswege nach § 33 Absatz 2 Satz 2 dienen, missen im
Lichten mindestens 0,90 Meter x 1,20 Meter grof3 und nicht hoher als 1,20 Meter
uber der FuRbodenoberkante angeordnet sein. Liegen diese Fenster in Dachschra-
gen oder Dachaufbauten, so darf ihre Unterkante oder ein davor liegender Austritt
von der Traufkante horizontal gemessen nicht mehr als 1 Meter entfernt sein.

§ 38
Umwehrungen

(1) In, an und auf baulichen Anlagen sind zu umwehren oder mit Bristungen zu
versehen:

1. Flachen, die im Allgemeinen zum Begehen bestimmt sind und unmittelbar an
mehr als 1 Meter tiefer liegende Flachen angrenzen; dies gilt nicht, wenn die
Umwehrung dem Zweck der Flachen widerspricht,

2. nicht begehbare Oberlichte und Glasabdeckungen in Flachen, die im Allge-
meinen zum Begehen bestimmt sind, wenn sie weniger als 0,50 Meter aus
diesen Flachen herausragen,

3. Dacher oder Dachteile, die zum auch nur zeitweiligen Aufenthalt von Men-
schen bestimmt sind,

44



Entwurf des Gesetzes zur Anderung bauordnungsrechtlicher Vorschriften,
informelle Volltext-Lesefassung vom 30. Juni 2026

4. Offnungen in begehbaren Decken sowie in Dachern oder Dachteilen nach
Nummer 3, wenn sie nicht sicher abgedeckt sind,

5. nicht begehbare Glasflachen in Decken sowie in Dachern oder Dachteilen
nach Nummer 3,

6. die freien Seiten von Treppenlaufen, Treppenabsatzen und Treppendffnun-
gen (Treppenaugen),

7. Kellerlichtschachte und Betriebsschachte, die an Verkehrsflachen liegen,
wenn sie nicht verkehrssicher abgedeckt sind.

(2) In Verkehrsflachen liegende Kellerlichtschachte und Betriebsschachte sind in
Hohe der Verkehrsflache verkehrssicher abzudecken. An und in Verkehrsflachen lie-
gende Abdeckungen missen gegen unbefugtes Abheben gesichert sein. Fenster,
die unmittelbar an Treppen liegen und deren Brustungen unter der notwendigen Um-
wehrungshdhe liegen, sind zu sichern.

(3) Fensterbrustungen von Flachen mit einer Absturzhohe von 1 Meter bis zu 12
Meter missen mindestens 0,80 Meter, von Flachen mit mehr als 12 Meter Absturz-
hohe mindestens 0,90 Meter hoch sein. Geringere Brustungshdhen sind zulassig,
wenn durch andere Vorrichtungen, wie Gelander, die nach Absatz 4 vorgeschriebe-
nen Mindesthohen eingehalten werden.

(4) Andere notwendige Umwehrungen mussen folgende Mindesthéhen haben:

1. Umwehrungen zur Sicherung von Offnungen in begehbaren Decken und Da-
chern sowie Umwehrungen von Flachen mit einer Absturzhéhe von 1 Meter
bis zu 12 Meter 0,90 Meter,

2. in Arbeitsstatten missen Umwehrungen nach Nummer 1 mindestens 1 Meter
hoch sein. Die Hohe der Umwehrungen darf bei Bristungen bis auf 0,80 Me-
ter verringert werden, wenn die Tiefe der Umwehrung mindestens 0,20 Meter
betragt und durch die Tiefe der Bristung ein gleichwertiger Schutz gegen Ab-
sturz gegeben ist,

3. Umwehrungen von Flachen mit mehr als 12 Meter Absturzhéhe 1,10 Meter.

(5) In, an und auf Gebauden, bei denen Ublicherweise mit der Anwesenheit von
Kindern gerechnet werden muss, sind Umwehrungen und Gelander so zu gestalten,
dass ein Uberklettern erschwert wird; der Abstand von Umwehrungs- und Gelander-
teilen darf in einer Richtung nicht mehr als 0,12 Meter betragen. Bis zu einer Hohe
von 0,50 Meter Uber der zu sichernden Flache durfen waagerechte Zwischenraume
nicht gréler als 0,02 Meter sein.

Abschnitt 6
Technische Gebaudeausriistung

§ 39
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Aufzige

(1) Aufzuge im Innern von Gebauden mussen notwendige Fahrschachte haben,
um eine Brandausbreitung in andere Geschosse ausreichend lang zu verhindern. In
einem notwendigen Fahrschacht durfen bis zu drei Aufztge liegen. Aufzige ohne
notwendige Fahrschachte sind zulassig

1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, ausgenommen in Hochhau-
sern,

2. innerhalb von Raumen, die Geschosse uberbricken,

3. zur Verbindung von Geschossen, die offen miteinander in Verbindung stehen
durfen,

4. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2, wenn sie sicher umkleidet sind.
(2) 'Die Wande notweniger Fahrschachte missen als raumabschlieRende Bauteile

1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 feuerbestandig und aus nichtbrennbaren
Baustoffen,

2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 hochfeuerhemmend,
3. in Gebauden der Gebaudeklasse 3 feuerhemmend

sein; Wande notwendiger Fahrschachte aus brennbaren Baustoffen missen
schachtseitig eine Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen in ausreichender Di-
cke haben. 2Fahrschachttiiren und andere Offnungen in Wanden notwendiger Fahr-
schachte mit erforderlicher Feuerwiderstandsfahigkeit sind so herzustellen, dass die
Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 nicht beeintrachtigt werden.

(3) Notwendige Fahrschachte miissen zu liften sein und eine Offnung zur Rauch-
ableitung mit einem freien Querschnitt von mindestens 2,5 Prozent der Fahrschacht-
grundflache, mindestens jedoch 0,10 Quadratmeter haben. Diese Offnung darf einen
Abschluss haben, der im Brandfall selbsttatig 6ffnet und von mindestens einer geeig-
neten Stelle aus bedient werden kann. Die Lage der Rauchaustrittséffnungen muss
so gewahlt werden, dass der Rauchaustritt durch Windeinfluss nicht beeintrachtigt
wird.

(4) Gebaude mit einer Hohe nach § 2 Absatz 3 Satz 2 von mehr als 10,25 Meter
mussen Aufzige in ausreichender Zahl und GroéRRe haben. Dabei sind Raume im
obersten Geschoss nicht zu berucksichtigen, die eine Nutzungseinheit mit Aufent-
haltsraumen im darunter liegenden Geschoss bilden. Von diesen Aufziigen muss
mindestens ein Aufzug Kinderwagen, Rollstuhle, Krankentragen und Lasten aufneh-
men und Haltestellen in allen Geschossen haben. Dieser Aufzug muss von der 6f-
fentlichen Verkehrsflache sowie allen Nutzungseinheiten aus barrierefrei erreichbar
und nutzbar sein. Haltestellen im obersten Geschoss sind nicht erforderlich, wenn sie
nur unter besonderen Schwierigkeiten hergestellt werden konnen. Satz 1 gilt nicht
beim nachtraglichen Ausbau und der Nutzungsanderung oberster Geschosse nach
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§ 2 Absatz 7 Satz 1 bei bestehenden Gebauden oder bei der Aufstockung um bis zu
zwei Geschossen.

(5) Alle Aufzlige, die barrierefrei erreichbar sind, missen unabhangig von einer
entsprechenden Verpflichtung nach Absatz 4 zur Aufnahme von Rollstihlen geeignet
sein.

(6) Aufzugsanlagen mussen weitergehenden Anforderungen nach den aufgrund
§ 34 Produktsicherheitsgesetzes erlassenen Vorschriften auch dann entsprechen,
wenn sie weder gewerblichen noch wirtschaftlichen Zwecken dienen und in ihrem
Gefahrenbereich keine Arbeitnehmer beschaftigt werden. Dies gilt auch fur die Vor-
schriften Uber die Prifung durch zugelassene Uberwachungsstellen.

§ 40
Leitungsanlagen, Installationsschachte und -kanale

(1) Leitungen durfen durch raumabschlieRende Bauteile, fur die eine Feuerwider-
standsfahigkeit vorgeschrieben ist, nur hindurchgefuhrt werden, wenn eine Brand-
ausbreitung ausreichend lang nicht zu beflirchten ist oder Vorkehrungen hiergegen
getroffen sind; dies gilt nicht

1. far Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2,
2. innerhalb von Wohnungen,

3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als insgesamt 400 Quad-
ratmeter in nicht mehr als zwei Geschossen.

Auf Dachern dirfen Leitungen Uber Wande nach § 30 Absatz 2 hinweggefuhrt
werden, sofern die Bauart den Technischen Baubestimmungen nach § 85 entspricht.

(2) In notwendigen Treppenraumen, in Radumen nach § 35 Absatz 3 Satz 2 und in
notwendigen Fluren sind Leitungsanlagen nur zulassig, wenn eine Nutzung als Ret-
tungsweg im Brandfall ausreichend lang moglich ist.

(3) Fur Installationsschachte und -kanale gelten Absatz 1 sowie § 41 Absatz 2
Satz 1 und Absatz 3 entsprechend.

§ 41
Luftungsanlagen

(1) Laftungsanlagen mussen betriebssicher und brandsicher sein; sie durfen den
ordnungsgemalien Betrieb von Feuerungsanlagen nicht beeintrachtigen.

(2) Luftungsleitungen sowie deren Bekleidungen und Dammstoffe missen aus
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen; brennbare Baustoffe sind zulassig, wenn ein
Beitrag der Luftungsleitung zur Brandentstehung und Brandweiterleitung nicht zu be-
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furchten ist. Laftungsleitungen dirfen raumabschlieRende Bauteile, flr die eine Feu-
erwiderstandsfahigkeit vorgeschrieben ist, nur Uberbricken, wenn eine Brandaus-
breitung ausreichend lang nicht zu beflirchten ist oder wenn Vorkehrungen hiergegen

getroffen sind.

(3) Luftungsanlagen sind so herzustellen, dass sie Geruche und Staub nicht in an-
dere Raume Ubertragen.

(4) Liftungsanlagen durfen nicht in Abgasanlagen eingefiihrt werden; die gemein-
same Nutzung von Luftungsleitungen zur Luftung und zur Ableitung der Abgase von
Feuerstatten ist zulassig, wenn keine Bedenken wegen der Betriebssicherheit und
des Brandschutzes bestehen. Die Abluft ist ins Freie zu fuhren. Nicht zur Luftungsan-
lage gehoérende Einrichtungen sind in Liftungsleitungen unzulassig.

(5) Die Absatze 2 und 3 gelten nicht
1. fir Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. innerhalb von Wohnungen,

3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als 400 Quadratmeter in
nicht mehr als zwei Geschossen.

(6) Fur raumlufttechnische Anlagen und Warmluftheizungen gelten die Absatze 1
bis 5 entsprechend.
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§ 42

Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur Warmeerzeugung
und Energiebereitstellung

(1) Feuerstatten und Abgasanlagen (Feuerungsanlagen) mussen betriebssicher
und brandsicher sein.

(2) Feuerstatten durfen in Raumen nur aufgestellt werden, wenn nach der Art der
Feuerstatte und nach Lage, GroRRe, baulicher Beschaffenheit und Nutzung der
Raume Gefahren nicht entstehen.

(3) Abgase von Feuerstatten sind durch Abgasleitungen, Schornsteine und Verbin-
dungsstucke (Abgasanlagen) so abzufuhren, dass keine Gefahren oder unzumutba-
ren Belastigungen entstehen. Abgasanlagen sind in solcher Zahl und Lage und so
herzustellen, dass die Feuerstatten des Gebaudes ordnungsgemal angeschlossen
werden kdnnen. Sie mussen leicht gereinigt werden kdnnen. Die Satze 1 bis 3 gelten
nicht fur Feuerungsanlagen, die nach dem Stand der Technik ohne eine Einrichtung
zur Ableitung der Abgase betrieben werden kénnen.

(4) Behalter und Rohrleitungen fur brennbare Gase und Flussigkeiten mussen be-
triebssicher und brandsicher sein. Diese Behalter sowie feste Brennstoffe sind so
aufzustellen oder zu lagern, dass keine Gefahren oder unzumutbaren Belastigungen
entstehen.

(5) Fur ortsfeste Verbrennungsmotoren, Blockheizkraftwerke, Brennstoffzellen,
Verdichter und Wasserstoff-Elektrolyseure sowie die Ableitung ihrer Prozessgase
gelten die Absatze 1 bis 3 entsprechend.

§43
Sanitare Anlagen, Wasserzahler

(1) Jede Nutzungseinheit mit Aufenthaltsraumen ist mit zweckentsprechenden sa-
nitaren Anlagen auszustatten. Fur bauliche Anlagen, die fir einen groeren Perso-
nenkreis bestimmt sind, ist eine ausreichende Zahl von Toilettenrdumen herzustel-
len. § 48 Absatz 3 und § 50 Absatz 4 sowie die arbeitsstattenrechtlichen Anforderun-
gen an sanitare Anlagen bleiben unberuhrt.

(2) Fensterlose Bader und Toiletten sind nur zulassig, wenn eine wirksame Luf-
tung gewabhrleistet ist.

(3) Jede Wohnung ist mit Einrichtungen zur Messung des Wasserverbrauchs aus-
zustatten. Bei der Anderung baulicher Anlagen sowie bei Nutzungsanderungen gilt
dies nur, wenn dadurch keine unzumutbaren Mehrkosten verursacht werden.
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§ 44
Kleinklaranlagen, Gruben

Kleinklaranlagen und Gruben missen wasserdicht und ausreichend grof3 sein. Sie
mussen eine dichte und sichere Abdeckung sowie Reinigungs- und Entleerungsoff-
nungen haben. Diese Offnungen diirfen nur vom Freien aus zuganglich sein. Die An-
lagen sind so zu entluften, dass Gesundheitsschaden oder unzumutbare Belastigun-
gen nicht entstehen. Die Zuleitungen zu Abwasserentsorgungsanlagen mussen ge-
schlossen, dicht und, soweit erforderlich, zum Reinigen eingerichtet sein.

§ 45
Aufbewahrung fester Abfallstoffe

Feste Abfallstoffe dirfen innerhalb von Gebauden vortbergehend aufbewahrt wer-
den, in Gebauden der Gebaudeklassen 3 bis 5 jedoch nur, wenn die dafur bestimm-
ten Raume

1. Trennwande und Decken als raumabschlief3ende Bauteile mit der Feuerwi-
derstandsfahigkeit der tragenden Wande und

2. Offnungen vom Gebaudeinnern zum Aufstellraum mit feuerhemmenden,
dicht- und selbstschlielenden Abschlissen haben,

3. unmittelbar vom Freien entleert werden konnen und
4. eine standig wirksame Luftung haben.

§ 46
Blitzschutzanlagen

Bauliche Anlagen, bei denen nach Lage, Bauart oder Nutzung Blitzschlag leicht
eintreten oder zu schweren Folgen fihren kann, sind mit dauernd wirksamen Blitz-
schutzanlagen zu versehen.
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Abschnitt 7
Nutzungsbedingte Anforderungen

§ 47
Aufenthaltsraume

(1) Aufenthaltsraume mussen eine lichte Raumhohe von mindestens 2,40 Meter
haben. Aufenthaltsraume im Dachraum mussen eine lichte Raumhoéhe von mindes-
tens 2,20 Meter Uber mindestens der Halfte ihrer Netto-Raumflache haben; Raum-
teile mit einer lichten Raumhohe bis zu 1,50 Meter bleiben aul3er Betracht. Die Satze
1 und 2 gelten nicht fur Aufenthaltsraume in Wohngebauden der Gebaudeklassen 1
und 2.

(2) Aufenthaltsraume mussen ausreichend bellftet und mit Tageslicht belichtet
werden konnen. Sie mussen Fenster mit einem Rohbaumal der Fensteroffnungen
von mindestens 1/8 der Netto-Raumflache des Raumes, einschlieBlich der Netto-
Raumflache verglaster Vorbauten, und Loggien haben.

(3) Aufenthaltsraume, deren Nutzung eine Belichtung mit Tageslicht verbietet, so-
wie Verkaufsraume, Schank- und Speisegaststatten, arztliche Behandlungs-, Sport-,
Spiel-, Werk- und ahnliche Raume sind ohne Fenster zulassig, wenn dies durch be-
sondere MalRnahmen ausgeglichen wird.

§48
Wohnungen

(1) Jede Wohnung muss eine Kuiche oder Kochnische haben. Fensterlose Klichen
oder Kochnischen sind zulassig, wenn eine wirksame Luftung gewahrleistet ist.

(2) In Wohngebauden mit mehr als zwei Wohnungen oder auf dem Baugrundstick
sind in der Nahe des Hauseingangs barrierefrei erreichbare Abstellraume fur Kinder-
wagen, Fahrrader und Mobilitatshilfsmittel in-ausreichender Anzahl herzustellen.
Jede Wohnung muss uber einen ausreichend grof3en Abstellraum verflgen.

(3) Jede Wohnung muss ein Bad mit Badewanne oder Dusche und eine Toilette
haben.

(4) In Wohnungen mussen Schlafraume und Kinderzimmer sowie Flure, Gber die
Rettungswege von Aufenthaltsraumen fuhren, jeweils mindestens einen Rauchwarn-
melder haben. Die Rauchwarnmelder mussen so eingebaut oder angebracht und be-
trieben werden, dass Brandrauch frihzeitig erkannt und gemeldet wird. Die Eigentu-
merinnen und Eigentimer vorhandener Wohnungen sind verpflichtet, jede Wohnung
bis zum 31. Dezember 2015 entsprechend auszustatten. Die Sicherstellung der Be-
triebsbereitschaft obliegt den unmittelbaren Besitzerinnen und Besitzern, es sei
denn, der die Eigentumerin oder der Eigentumer Gbernimmt diese Verpflichtung
selbst.
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§ 49
Stellplatze und Fahrradabstellplatze, Mobilitatsmanagement

(1) Soweit Stellplatze sowie Fahrradabstellplatze aufgrund einer oértlichen Bauvor-
schrift nach § 86 Absatz 1 Nummer 4 notwendig sind, sind diese auf dem Baugrund-
stlick oder in zumutbarer Entfernung davon auf einem geeigneten Grundstlick herzu-
stellen, dessen Benutzung fur diesen Zweck offentlich-rechtlich gesichert wird; § 48
Absatz 2 bleibt unberlhrt. Alternativ oder erganzend sind Mallinahmen eines vorha-
benbezogenen Mobilititsmanagements zulassig. 3Die Verpflichtung nach Satz 1 ent-
fallt

1. wenn bei einem am 1. Juli 2024 rechtmalig bestehenden Gebaude eine
Wohnung geteilt oder Wohnraum durch Nutzungsanderung, durch Aufsto-
cken des Gebaudes oder durch Ausbau des Dachraums geschaffen wird und

2. bei der bei der Errichtung, Anderung und Nutzungsénderung von Wohnge-
bauden mit bis zu 10 Wohneinheiten.

(2) Die Gemeinde hat den Geldbetrag fur die Ablésung von Stellplatzen und Fahr-
radabstellplatzen zu verwenden fur

1. die Herstellung zusatzlicher oder die Instandhaltung, die Instandsetzung oder
die Modernisierung bestehender Parkeinrichtungen,

2. sonstige MaRnahmen zur Entlastung der Stralen vom ruhenden Verkehr,
einschlieBlich investiver MalRnahmen des o6ffentlichen Personennahverkehrs
und eines kommunalen Mobilitatsmanagements.

§ 50
Barrierefreies Bauen

(1) In Gebauden mit mehr als zwei Wohnungen mussen die Wohnungen eines
Geschosses einschlieBlich eines moglichen Freisitzes barrierefrei erreichbar und
nutzbar sein; ausgenommen sind Abstell-, Funktions- sowie mehrfach vorhandene
Sanitarrdume. In Gebauden, die nach § 39 Absatz 4 Satz 1 Aufziuge haben, missen
alle Wohnungen nach Satz 1 barrierefrei, aber nicht uneingeschrankt mit dem Roll-
stuhl nutzbar sein. In Gebauden mit mehr als acht Wohnungen muss mindestens
eine Wohnung und bei mehr als zwanzig Wohnungen missen mindestens zwei
Wohnungen von den Wohnungen nach Satz 1 oder 2 uneingeschrankt mit dem Roll-
stuhl nutzbar sein. Die fUr die Bedarfsermittlung zustandige Stelle der Gemeinde
kann durch Bekanntmachung im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen Teile des
Gemeindegebiets von der Herstellungsverpflichtung nach Satz 3 ausnehmen. Sofern
die Bekanntmachung nach Satz 4 nicht erneuert wird, ist Satz 3 entsprechend auf
das gesamte Gemeindegebiet anzuwenden. Die Verpflichtungen nach Satz 1 und 3
konnen auch durch entsprechende Wohnungen in mehreren Geschossen erfullt wer-
den. § 39 Absatz 4 bleibt unberuhrt. Die Satze 1 bis 3 und 7 gelten nicht, wenn durch
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nachtraglichen Ausbau des Dachgeschosses, durch Aufstockung um bis zu zwei Ge-
schosse oder durch Teilung von Wohnungen zusatzliche Wohnungen entstehen und
entsprechend § 39 Absatz 4 Satz 6 auf die Herstellung eines ansonsten erforderli-
chen Aufzugs verzichtet wird.

(2) Bauliche Anlagen, die 6ffentlich zuganglich sind, mussen in den dem allgemei-
nen Besucher- und Benutzerverkehr dienenden Teilen barrierefrei sein. Diese Anfor-
derungen gelten insbesondere fur

1. Einrichtungen des Kultur- und Bildungswesens,

2. Versammlungsstatten, Anlagen fur kirchliche und soziale Zwecke,
3. Sport- und Freizeitstatten, Spielplatze,
4

Krankenhauser, Einrichtungen des Gesundheitswesens, Apotheken, Praxis-
raume,

5. Buro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebaude mit weniger als 500 Quadratmeter
Nutzungsflache,

6. Verkaufsstatten und Ladenpassagen, Messe- und Ausstellungsbauten,
7. Gast- und Beherbergungsstatten, Kantinen,

8. Einrichtungen und Anlagen von Post-, Mobilitats- und Versorgungsdienstleis-
tern sowie Kreditinstituten,

9. Vergnugungsstatten,

10. allgemein zugangliche Stellplatze und Garagen mit mehr als 1 000 Quadrat-
meter Nutzungsflache, Fahrradabstellanlagen und sanitare Anlagen.

Far die der zweckentsprechenden Nutzung dienenden Radume und Anlagen genugt
es, wenn sie in dem erforderlichen Umfang barrierefrei sind.

(3) Buro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebaude ab 500 Quadratmeter Nutzungsfla-
che sowie bauliche Anlagen und andere Anlagen und Einrichtungen, die Uberwie-
gend oder ausschlie3lich von Menschen mit Behinderungen, alten Menschen oder
Personen mit Kleinkindern genutzt oder betreten werden, wie

1. Tageseinrichtungen zur Betreuung, Erziehung und Pflege,
2. stationare Einrichtungen zur Unterbringung, Betreuung und Pflege,
3. Schulen, Ausbildungs- und Werkstatten fur Menschen mit Behinderungen,

mussen in allen der zweckentsprechenden Nutzung dienenden Teile barrierefrei
sein.

(4) Sanitarraume und Stellplatze fur Besucherinnen und Besucher sowie Benutze-
rinnen und Benutzer mussen bei Anlagen nach Absatz 2 und 3 in der erforderlichen
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Anzahl barrierefrei und entsprechend gekennzeichnet sein; § 51 bleibt unberuhrt.
§ 39 Absatz 4 Satz 3 und 4 gilt entsprechend, wenn die Anforderungen nach Absatz
2 Satz 1 durch den Einbau eines sonst nicht erforderlichen Aufzugs erflllt werden.

(5) Von den Absatzen 1 bis 4 durfen Abweichungen gemal} § 67 nur zugelassen
werden, soweit die Anforderungen wegen

1. schwieriger Gelandeverhaltnisse,
2. ungunstiger vorhandener Bebauung,

3. Bezug auf die Sicherheit der Menschen mit Behinderungen oder mobilitats-
eingeschrankten Personen,

4. atypischer Nutzung,
5. Anderungen oder Nutzungsanderungen im vorhandenen Bestand oder

6. bei Anlagen nach Absatz 1 und 4 auch wegen des Einbaus eines sonst nicht
erforderlichen Aufzugs

nur mit einem unverhaltnismaligen Mehraufwand erfullt werden kdnnen. Bei der Zu-
lassung von Abweichungen sind die Belange von Menschen mit Behinderungen, al-
ten Menschen und Personen mit Kleinkindern angemessen zu berucksichtigen.

(6) Bei Bauvorhaben oder Gebaudenutzungen von Tragern offentlicher Gewalt
sind die erganzenden Anforderungen des Bremischen Behindertengleichstellungsge-
setzes an die bauliche Barrierefreiheit zu beachten.

§ 51
Sonderbauten

An Sonderbauten konnen im Einzelfall zur Verwirklichung der allgemeinen Anfor-
derungen nach § 3 besondere Anforderungen gestellt werden. Erleichterungen kén-
nen gestattet werden, soweit es der Einhaltung von Vorschriften wegen der besonde-
ren Art oder Nutzung baulicher Anlagen oder Rdume oder wegen besonderer Anfor-
derungen nicht bedarf. Dasselbe gilt, wenn die besondere Art oder Nutzung in be-
sonderem Mal3e Anlass oder Moglichkeit zur Schonung der naturlichen Lebens-
grundlagen bietet. Die Anforderungen und Erleichterungen nach den Satzen 1 bis 3
konnen sich insbesondere erstrecken auf

1. die Anordnung der baulichen Anlagen auf dem Grundstiick,

2. die Abstande von Nachbargrenzen, von anderen baulichen Anlagen auf dem
Grundstuick und von offentlichen Verkehrsflachen sowie auf die Groe der
freizuhaltenden Flachen der Grundstiicke,

3. die Offnungen nach 6ffentlichen Verkehrsflachen und nach angrenzenden
Grundstucken,
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die Anlage von Zu- und Abfahrten,

die Anlage von Grunstreifen, Baumpflanzungen und anderen Pflanzungen
sowie die Begrunung oder Beseitigung von Halden und Gruben,

die Bauart und Anordnung aller fur die Stand- und Verkehrssicherheit, den
Brand-, Warme-, Schall- oder Gesundheitsschutz wesentlichen Bauteile und
die Verwendung von Baustoffen,

Brandschutzanlagen, -einrichtungen und -vorkehrungen,
die Loschwasserruckhaltung,

die Anordnung und Herstellung von Aufzligen, Treppen, Treppenraumen,
Fluren, Ausgangen und sonstigen Rettungswegen,

die Beleuchtung und Energieversorgung,
die Laftung und Rauchableitung,
die Feuerungsanlagen und Heizraume,

die Wasserversorgung und Wasserversorgungsanlagen, einschlief3lich be-
sonderer Einrichtungen oder Verfahren zur Verminderung des Wasserver-
brauchs,

die Aufbewahrung und Entsorgung von Abwassern und von festen Abfall-
und Wertstoffen sowie das Sammeln, Versickern und Verwenden von Nie-
derschlagswasser,

die Stellplatze und Garagen,
die barrierefreie Nutzbarkeit,

die zulassige Zahl der Benutzerinnen und Benutzer, Anordnung und Zahl der
zulassigen Sitz- und Stehplatze bei Versammlungsstatten, Tribinen und Flie-
genden Bauten,

die Zahl der Toiletten fur Besucherinnen und Besucher,

Umfang, Inhalt und Zahl besonderer Bauvorlagen, insbesondere eines
Brandschutzkonzepts,

weitere zu erbringende Bescheinigungen,

die Bestellung und Qualifikation der Bauleiterin oder des Bauleiters und
Fachbauleiterinnen und der Fachbauleiter,

den Betrieb und die Nutzung, einschlieRlich der Bestellung und der Qualifika-
tion einer oder eines Brandschutzbeauftragten,
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23. Erst-, Wiederholungs- und Nachprifungen und die Bescheinigungen, die

hierliber zu erbringen sind.

§ 51a

Erleichterungen beim Umbau zur Wohnraumschaffung

(1) Werden Nutzungseinheiten mit Aufenthaltsraumen eines rechtmafig bestehen-
den Gebaudes zur Wohnraumschaffung umgenutzt oder geandert, sind auf beste-
hende Gebaude oder Bauteile die §§ 6,15, 27 bis 32, 34, 35 Absatz 1 und 3 bis 8 so-
wie § 36 nicht anzuwenden.

(2) Werden rechtmalig bestehende Gebaude mit Aufenthaltsraumen zur Wohn-
raumschaffung erstmals um ein Geschoss aufgestockt, findet § 6 fur die Aufstockung
keine Anwendung. Darluber hinaus gilt, dass:

1.

auf bestehende Bauteile die §§ 27 bis 32, 34, 35 Absatz 1 und 3 bis 8 sowie
§ 36 nicht anzuwenden sind,

im Bereich der Aufstockung die an die bisherige Gebaudeklasse gestellten
Anforderungen gelten,

in den Wanden notwendiger Treppenraume Offnungen zu Kellergeschossen
mindestens feuerhemmende und selbstschlieliende Abschlisse haben mus-
sen,

Offnungen zu Nutzungseinheiten im Bereich der Aufstockung mindestens
feuerhemmende, rauchdichte und selbstschlielfende Abschlisse haben mus-
sen, wenn bei bestehenden Gebauden in notwendigen Treppenraumen die
Treppe selbst oder Wand- und Deckenbekleidungen aus brennbaren Bau-
stoffen bestehen oder die sonstigen Turen des notwendigen Treppenraums
nicht mindestens den Anforderungen nach § 35 Absatz 6 entsprechen,

an oberster Stelle eine Offnung nach § 35 Absatz 8 Satz 2 Nummer 2 zu
schaffen ist, soweit in notwendigen Treppenraumen keine Fenster nach § 35
Absatz 8 Satz 2 Nummer 1 vorhanden sind.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten auch fur Ausbauten im Sinne des § 2 Absaiz 3a
Satz 2 Nummer 3, einschlieBlich der Errichtung von Dachgauben und Zwerchgiebeln.
Bei Anderungen nach den Absatzen 1 und 2 findet § 15 Absatz 2 keine Anwendung.

(4) Die Absatze 1 bis 3 gelten nicht fir Hochhauser oder fur Gebaude, die infolge
der Anderung einen Sonderbautatbestand nach § 2 Absatz 4 erfillen und fir Anbau-
ten im Sinne des § 2 Absatz 3a Satz 2 Nummer 4.
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Teil 4
Die am Bau Beteiligten

§ 52
Grundpflichten

(1) Bei der Errichtung, Anderung, Nutzungsanderung und der Beseitigung von An-
lagen sind die Bauherrin oder der Bauherr und im Rahmen ihres Wirkungskreises die
anderen am Bau Beteiligten daflr verantwortlich, dass die 6ffentlich-rechtlichen Vor-
schriften eingehalten werden.

(2) Die Eigentumer sind dafur verantwortlich, dass Anlagen, Grundstiicke und die
Nutzung dem o6ffentlichen Baurecht entsprechen und dementsprechend instandge-
halten werden, dies gilt auch fir Gemeinschaftsanlagen. Erbbauberechtigte treten an
die Stelle der Eigentimer. Wer die tatsachliche Gewalt Uber eine Anlage oder ein
Grundstick ausubt, ist neben der Eigentimerin oder dem Eigentimer oder der oder
dem Erbbauberechtigten verantwortlich und kann von den Bauaufsichtsbehérden
ebenfalls als verantwortliche Adressatin oder verantwortlicher Adressat in Anspruch
genommen werden.

§ 53
Bauherrschaft

(1) Die Bauherrin oder der Bauherr hat zur Vorbereitung, Uberwachung und Aus-
fuhrung eines nicht verfahrensfreien Bauvorhabens sowie der Beseitigung von Anla-
gen geeignete Beteiligte nach MalRgabe der §§ 54 bis 56 zu bestellen, soweit sie
oder er nicht selbst zur Erfullung der Verpflichtungen nach diesen Vorschriften geeig-
net ist. Der Bauherrin oder dem Bauherrn obliegen au3erdem die nach den o6ffent-
lich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Antrage, Anzeigen und Nachweise. Sie
oder er hat die zur Erfullung der Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund die-
ses Gesetzes erforderlichen Nachweise und Unterlagen zu den verwendeten Bau-
produkten und den angewandten Bauarten bereitzuhalten. Werden Bauprodukte ver-
wendet, die die CE-Kennzeichnung nach der Verordnung (EU) 2024/3110 tragen, ist
die Leistungs- und Konformitatserklarung bereitzuhalten. Die Bauherrin oder der
Bauherr hat vor Baubeginn den Namen der Bauleiterin oder des Bauleiters und wah-
rend der Bauausfuhrung einen Wechsel dieser Person unverzuglich der Bauauf-
sichtsbehorde in Textform mitzuteilen. Wechselt die Bauherrin oder der Bauherr, hat
die neue Bauherrin oder der neue Bauherr dies der Bauaufsichtsbehorde unverzug-
lich in Textform mitzuteilen.

(2) Treten bei einem Bauvorhaben mehrere Personen als Bauherr auf, so kann die
Bauaufsichtsbehoérde verlangen, dass ihr gegenlber eine Vertreterin oder ein Vertre-
ter bestellt wird, die oder der die der Bauherrin oder dem Bauherrn nach den offent-
lich-rechtlichen Vorschriften obliegenden Verpflichtungen zu erfiillen hat. Im Ubrigen
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findet § 18 Absatz 1 Satze 2 und 3 sowie Absatz 2 des Bremischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes mit der MaRgabe entsprechende Anwendung, dass eine Erklarung
in Textform ausreichend ist.

§ 54
Entwurfsverfassende

(1) Die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser muss nach Sachkunde
und Erfahrung zur Vorbereitung des jeweiligen Bauvorhabens geeignet sein. Sie
oder er ist fur die Vollstandigkeit und Brauchbarkeit ihres oder seines Entwurfs ver-
antwortlich. Die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser hat daflir zu sorgen,
dass die fur die Ausfuhrung notwendigen Einzelzeichnungen, Einzelberechnungen
und Anweisungen den o6ffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen.

(2) Hat die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser auf einzelnen Fachge-
bieten nicht die erforderliche Sachkunde und Erfahrung, so sind geeignete Fachpla-
nerinnen und Fachplaner heranzuziehen. Diese sind fur die von ihnen gefertigten Un-
terlagen, verantwortlich. FUr das ordnungsgemalie Ineinandergreifen aller Fachpla-
nungen bleibt die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser verantwortlich.

§ 55
Unternehmen

(1) Jedes Unternehmen ist fur die mit den 6ffentlich-rechtlichen Anforderungen
ubereinstimmende Ausfuhrung der von ihm Ubernommenen Arbeiten und insoweit fur
die ordnungsgemalfe Einrichtung und den sicheren Betrieb der Baustelle verantwort-
lich. ES hat die zur Erfullung der Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund die-
ses Gesetzes erforderlichen Nachweise und Unterlagen zu den verwendeten Bau-
produkten und den angewandten Bauarten zu erbringen und auf der Baustelle bereit-
zuhalten. Bei Bauprodukten, die die CE-Kennzeichnung nach der Verordnung (EU)
2024/3110 tragen, ist die Leistungs- und Konformitatserklarung bereitzuhalten.

(2) Jedes Unternehmen hat auf Verlangen der Bauaufsichtsbehorde fur Arbeiten,
bei denen die Sicherheit der Anlage in auRergewdhnlichem Male von der besonde-
ren Sachkenntnis und Erfahrung der Unternehmerin oder des Unternehmers oder
von einer Ausstattung des Unternehmens mit besonderen Vorrichtungen abhangt,
nachzuweisen, dass gs fur diese Arbeiten geeignet ist und Uber die erforderlichen
Vorrichtungen verfugt.
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§ 56
Bauleitende

(1) Die Bauleiterin oder der Bauleiter hat dariber zu wachen, dass die Baumal}-
nahme entsprechend den o6ffentlich-rechtlichen Anforderungen durchgefuhrt wird und
die daflr erforderlichen Weisungen zu erteilen. Sie oder er hat im Rahmen dieser
Aufgabe auf den sicheren bautechnischen Betrieb der Baustelle, insbesondere auf
das gefahrlose Ineinandergreifen der Arbeiten der Unternehmerinnen oder Unterneh-
mer zu achten. Die Verantwortlichkeit der Unternehmerinnen oder Unternehmer
bleibt unberuhrt.

(2) Die Bauleiterin oder der Bauleiter muss uber die fur seine Aufgabe erforderli-
che Sachkunde und Erfahrung verfugen. Verflgt sie oder er auf einzelnen Teilgebie-
ten nicht Uber die erforderliche Sachkunde, so sind geeignete Fachbauleiterinnen
oder Fachbauleiter heranzuziehen. Diese treten insoweit an die Stelle der Bauleiterin
oder des Bauleiters. Die Bauleiterin oder der Bauleiter hat die Tatigkeit der Fachbau-
leiterinnen oder Fachbauleiter und ihre oder seine Tatigkeit aufeinander abzustim-
men.

Teil 5
Bauaufsichtsbehorden, Verfahren

Abschnitt 1
Bauaufsichtsbehorden

§ 57
Aufbau und Zustandigkeit der Bauaufsichtsbehorden

(1) Bauaufsichtsbehérden sind:

1. als oberste Bauaufsichtsbehdrde die flur das Bauordnungsrecht und die Bau-
technik zustandige Senatorin oder der fur das Bauordnungsrecht und die
Bautechnik zustandige Senator fur Bau, Mobilitat und Stadtentwicklung,

2. als untere Bauaufsichtsbehorden die Stadtgemeinden Bremen und Bremer-
haven.

FUr den Vollzug dieses Gesetzes sowie anderer offentlich-rechtlicher Vorschriften fur
die Errichtung, Anderung, Nutzungsanderung und Beseitigung sowie die Nutzung
und die Instandhaltung von Anlagen ist die untere Bauaufsichtsbehorde zustandig,
soweit nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die oberste Bauaufsichtsbehorde bt die Fachaufsicht Uber die unteren Bau-
aufsichtsbehorden sowie Uber die bevollmachtigten Bezirksschornsteinfegerinnen
oder die bevollmachtigten Bezirksschornsteinfeger hinsichtlich der Aufgaben nach
§ 81 Absatz 2 Satz 3 aus. Befolgen diese innerhalb einer gesetzten Frist eine erteilte
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Weisung nicht oder ist Gefahr im Verzuge, kann die oberste Bauaufsichtsbehdrde an
ihrer Stelle tatig werden.

(3) Die Bauaufsichtsbehorden sind zur Durchfliihrung ihrer Aufgaben ausreichend
mit geeigneten Fachkraften zu besetzen und mit den erforderlichen Vorrichtungen
auszustatten. Den Bauaufsichtsbehérden missen insbesondere Beamtinnen und Be-
amte, die die Befahigung zum hoheren bautechnischen Verwaltungsdienst und die
erforderlichen Kenntnisse der Bautechnik, der Baugestaltung und des o&ffentlichen
Baurechts haben, und Beamtinnen und Beamte, die die Befahigung zum Richteramt
oder zum hdheren Verwaltungsdienst haben, angehdren. Die oberste Bauaufsichts-
behorde kann Ausnahmen gestatten.

§ 58
Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehorden

(1) Die Aufgaben der Bauaufsichtsbehérden sind Staatsaufgaben; sie werden von
den Gemeinden als Auftragsangelegenheit wahrgenommen.

(2) Die Bauaufsichtsbehérden haben bei der Errichtung, Anderung, Nutzungsén-
derung und Beseitigung sowie bei der Nutzung und Instandhaltung von Anlagen dar-
Uber zu wachen, dass die 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften eingehalten werden, so-
weit nicht andere Behorden zustandig sind. Sie konnen in Wahrnehmung dieser Auf-
gaben die erforderlichen Malinahmen treffen. Im Rahmen ihrer Zustandigkeit haben
sie die verantwortlichen Personen (§ 52) zu beraten.

(3) Bei bestandgeschutzten Anlagen kénnen Anforderungen gestellt werden, so-
weit dies zur Abwehr von erheblichen Gefahren fur Leben und Gesundheit oder von
schweren Nachteilen fur die Allgemeinheit notwendig ist. Die Vorschriften der §§ 48
und 49 des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben unberuhrt.

(4) Bei wesentlichen Anderungen rechtmaRig bestehender Anlagen kann gefordert
werden, dass auch die nicht unmittelbar bertihrten Teile der Anlage mit diesem Ge-
setz oder mit den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften in Einklang ge-
bracht werden, wenn die Teile der Anlage, die diesen Vorschriften nicht mehr ent-
sprechen, mit den zu andernden Teilen in einem konstruktiven oder funktionellen Zu-
sammenhang stehen und durch diese Forderung keine unzumutbaren Mehrkosten
entstehen.

(5) Bauaufsichtliche Genehmigungen und sonstige MaRnahmen gelten auch fur
und gegen Rechtsnachfolger.

(6) Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragten Personen sind berechtigt,
in Ausubung ihres Amtes Grundstucke und Anlagen, einschlieBlich der Wohnungen,
zu betreten. Die Absicht des Betretens soll unter Darlegung des Zwecks vorher mit-
geteilt werden; dies gilt nicht fur Malnahmen der Bauuberwachung nach § 80. Woh-
nungen sowie Betriebsgrundstlicke und -raume aul3erhalb der Betriebszeit dirfen
nur zur Abwehr dringender Gefahren fur die 6ffentliche Sicherheit oder Ordnung be-
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treten werden. Die oder der Verfligungsberechtigte oder die Besitzerin oder der Be-
sitzer hat diese MalRinahmen zu dulden. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschrankt.

(7) Bedienstete und Beauftragte der zustandigen Bauaufsichtsbehorde sind im
Rahmen der Aufgabenwahrnehmung nach Absatz 2 befugt zu verlangen, dass un-
entgeltlich Auskunfte erteilt und Unterlagen vorgelegt werden. Die oder der Aus-
kunftspflichtige kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwor-
tung sie oder ihn selbst oder einen der in § 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivil-
prozessordnung bezeichneten Angehorigen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten aussetzen
wurde.

(8) Soweit Mallnhahmen nach diesem Gesetz im Wege der Ersatzvornahme nach
§ 15 des Bremischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes ausgefuhrt werden, ruhen
die entstehenden Kosten als 6ffentliche Last auf dem betroffenen Grundstick.

Abschnitt 2
Genehmigungspflicht, Genehmigungsfreiheit

§ 59
Grundsatz

(1) Die Errichtung, Anderung, Nutzungsanderung und die Beseitigung von Anla-
gen bedurfen der Baugenehmigung, soweit in den §§ 60 bis 62 und 76 nichts ande-
res bestimmt ist. Die Bauaufsichtsbehorde kann bei geringfigigen genehmigungsbe-
durftigen Vorhaben auf die Durchfihrung eines Genehmigungsverfahrens verzichten.

(2) Die Genehmigungsfreiheit nach Absatz 1, den §§ 60 bis 62 und 76 sowie die
Beschrankung der bauaufsichtlichen Prifung nach §§ 63, 64, 64a und § 66 Absatz 5
entbinden nicht von der Verpflichtung zur Einhaltung der Anforderungen, die durch
offentlich-rechtliche Vorschriften an Anlagen gestellt werden, und lassen die bauauf-
sichtlichen Eingriffsbefugnisse unberuhrt.

§ 60
Vorrang anderer Gestattungsverfahren

Keiner Baugenehmigung, Abweichung, Genehmigungsfreistellung und Bauulber-
wachung nach diesem Gesetz bedurfen

1. nach anderen Rechtsvorschriften zulassungsbedurftige Anlagen in oder an
oberirdischen Gewassern und Anlagen, die dem Ausbau, der Unterhaltung
oder der Nutzung eines Gewassers dienen oder als solche gelten, ausge-
nommen Gebaude, die Sonderbauten sind,
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2. nach anderen Rechtsvorschriften zulassungsbedurftige Anlagen fur die 6f-
fentliche Versorgung mit Elektrizitat, Gas, Warme, Wasser und fur die 6ffent-
liche Verwertung oder Entsorgung von Abwassern, ausgenommen Gebaude,
die Sonderbauten sind,

3. Anlagen, die nach dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz einer Geneh-
migung bedurfen,

4. Anlagen, die aufgrund des Produktsicherheitsgesetzes oder des Gesetzes
Uber Uberwachungsbedurftige Anlagen einer Genehmigung oder Erlaubnis
bedurfen,

5. Anlagen, die einer Errichtungsgenehmigung nach dem Atomgesetz bedurfen.

Fir Anlagen, bei denen ein anderes Gestattungsverfahren die Baugenehmigung
oder die Abweichung einschlie3t oder die nach Satz 1 keiner Baugenehmigung be-
durfen, nimmt die fur den Vollzug der entsprechenden Rechtsvorschriften zustandige
Behorde die Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehdrde wahr. Satz 2 gilt
auch fir die Beseitigung von Anlagen nach Satz 1. Die nach Satz 2 zustandige Fach-
behorde muss vor der fachrechtlichen Genehmigung das Einvernehmen mit der zu-
standigen unteren Bauaufsichtsbehdrde herstellen.

§ 61

Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen,
Vorhaben des Bundes, Nothilfevorschrift

(1) Verfahrensfrei sind
1. folgende Gebaude:

a) eingeschossige, auch gewerblich genutzte Gebaude mit einer Brutto-
grundflache bis zu 10 Quadratmeter, Gartengeratehauser bis 12 Quadrat-
meter Brutto-Grundflache, aul3er im Aulenbereich,

b) Garagen, einschlie3lich Uberdachter Stellplatze und Fahrradabstellplatze,
mit einer mittleren Wandhohe nach § 6 Absatz 8 Satz 1 Nummer 1 bis zu
3 Meter und einer Bruttogrundflache bis zu insgesamt 50 Quadratmeter je
Baugrundstuck, aul3er im Aul3enbereich,

c) Gebaude ohne Feuerungsanlagen mit einer traufseitigen Wandhohe bis
zu 5 Meter, die einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des
§ 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2 und des § 201 des Baugesetzbuches die-
nen, hochstens 100 Quadratmeter Bruttogrundflache haben und nur zur
Unterbringung von Sachen oder zum vorubergehenden Schutz von Tieren
bestimmt sind,

d) Gewachshauser mit einer Firsthdhe bis zu 5 Meter, die einem landwirt-
schaftlichen Betrieb im Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2 und des
§ 201 des Baugesetzbuches dienen und hochstens 100 Quadratmeter
Bruttogrundflache haben,
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e) Fahrgastunterstande, die dem 6ffentlichen Personenverkehr oder der
Schulerbeférderung dienen,

f) Schutzhitten fur Wandernde, die allen zuganglich sind und keine Aufent-
haltsraume haben,

g) der Ausbau von Raumen zu Wohnzwecken in fertiggestellten Wohngebau-
den, wenn auch nach erfolgtem Ausbau die Gebaudeklasse 2 nicht Uber-
schritten wird,

h) vor die AuRenwand eines Gebaudes vortretende eingeschossige Gebau-
deteile ohne Feuerstatten:

aa) Eingangsvorbauten (Windfange, Eingangsuberdachungen) bis zu
1,50 Meter Tiefe und 2 Meter Breite, die, soweit sie auf Vorgarten-
grund hergestellt werden, nicht tiefer als 1/3 der Vorgartentiefe und
nicht breiter als 1/3 der Gebaudebreite sind,

bb) Terrassen einschlieBlich méglicher Uberdachungen sowie Uberwie-
gend verglaste, nur zum vortubergehenden Aufenthalt bestimmte Vor-
bauten (Veranden, Wintergarten) bis zu einer Grundflache von
30 Quadratmeter und einer Tiefe bis 3,50 Meter,

i) Balkonverglasungen sowie Balkonuberdachungen bis zu einer Tiefe von
3 Meter,

j)  Wochenendhauser bis 40 Quadratmeter Grundflache und 4 Meter First-
hdéhe in festgesetzten Wochenendhausgebieten,

k) Gartenlauben und bis zu 6 Quadratmeter grol3e Nebengebaude in Dauer-
kleingarten oder Kleingarten im Sinne des Bundeskleingartengesetzes,
soweit sie insgesamt

aa) unter Anrechnung des Uberdachten Freisitzes das zulassige Mal}
von 24 Quadratmeter Grundflache nicht Gberschreiten,

bb) gegenuber den Grenzen benachbarter Parzellen eine Abstandsfla-
che mit einer Tiefe von mindestens 2,50 Meter einhalten,

cc) eine maximale Firsthohe von 3,50 Meter und eine Traufhdhe von
2,50 Meter nicht Uberschreiten und

dd) ohne Unterkellerung errichtet werden;

Anlagen der technischen Gebaudeausriustung ausgenommen freistehende
Abgasanlagen mit einer Hohe von mehr als 10 Meter;

folgende Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien

a) Solaranlagen und Balkonkraftwerke in, an und auf Dach- und Auf3en-
wandflachen ausgenommen bei Hochhausern sowie die damit verbun-
dene Anderung der Nutzung oder der auf3eren Gestalt des Gebaudes,
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b) der Grundsticksnutzung untergeordnete gebaudeunabhangige Solaran-
lagen und technische Anlagen zur gebaudebezogenen Warmeversor-
gung mit einer Hohe bis zu 3 Meter und einer Gesamtlange bis zu 9 Me-
ter sowie Geothermieanlagen,

c) Solaranlagen im Geltungsbereich einer stadtebaulichen oder einer Sat-
zung nach § 86 Absatz 1 Nummer 1, die Regelungen uber die Zulassig-
keit, den Standort und die GroRRe der Anlage enthalt, wenn sie den Fest-
setzungen der Satzung nicht widerspricht,

d) Windenergieanlagen bis zu 10 Meter HOhe gemessen von der Gelande-
oberflache bis zum hdchsten Punkt der vom Rotor bestrichenen Flache
und einem Rotordurchmesser bis zu drei Metern in Gewerbe- und Indust-
riegebieten sowie im AulRenbereich, wenn sie einem nach § 35 Absatz 1
des Baugesetzbuches zulassigen Vorhaben dienen,

e) Anlagen zur Wasserstofferzeugung, sofern der darin erzeugte Wasser-
stoff unmittelbar dem Eigenverbrauch in den baulichen Anlagen dient, fur
die sie errichtet werden,

f)  Anlagen zur Erzeugung und Nutzung von Wasserstoff sowie die zugeho-
rigen Gasspeicher, bei denen die Prozessschritte Erzeugung und Nut-
zung in einem werksmalig hergestellten Gerat kombiniert sind und die
Speichermenge 20 Kilogramm nicht Uberschreitet;

4. folgende Anlagen der Ver- und Entsorgung:

a) Brunnen,

b) Anlagen, die der Telekommunikation, der &ffentlichen Versorgung mit
Elektrizitat, Gas, Ol oder Warme dienen, mit einer Hohe bis zu 5 Meter
und einer Bruttogrundflache bis zu 10 Quadratmeter,

c) Anlagen der Abfallentsorgung, die den im Rahmen des Absatzes 1 an-
sonsten zulassigen baulichen Umfang nicht Uberschreiten;

5. folgende Masten, Antennen und ahnliche Anlagen:

a) unbeschadet der Nummer 4 Buchstabe b Antennen, auch mit Reflektor-
schalen mit einem Durchmesser bis 1,20 Meter, einschlieRlich der Masten
mit einer Hohe bis zu 15 Meter, auf Gebauden gemessen ab dem Schnitt-
punkt der Anlage mit der Dachhaut, im AuRenbereich frei stehend bis zu
20 Meter, und zugehoriger Versorgungseinheiten mit einem Bruttoraumin-
halt bis zu 10 Kubikmeter sowie, soweit sie in, auf oder an einer bestehen-
den baulichen Anlage errichtet werden, die damit verbundene Anderung
der Nutzung oder der auReren Gestalt der Anlage; bei Masten mit mehr
als 10 Meter HOhe muss vor Baubeginn die Standsicherheit der Mal3-
nahme durch eine qualifizierte Tragwerksplanerin oder einen qualifizierten
Tragwerksplaner im Sinne des § 66 Absatz 2 beurteilt und in dem erfor-
derlichen Umfang nachgewiesen werden,

b) Masten und Unterstutzungen fur Fernsprechleitungen, fur Leitungen zur
Versorgung mit Elektrizitat, fur Seilbahnen und fur Leitungen sonstiger
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Verkehrsmittel, fir Sirenen und fur Fahnen, soweit sie nicht der Werbung
dienen,

Masten, die aus Grinden des Brauchtums errichtet werden,
Signalhochbauten fur die Landesvermessung,
Flutlichtmasten mit einer Hohe bis zu 10 Meter,

ortsveranderliche Antennenanalgen, die fur langstens 24 Monate aufge-
stellt werden; bei Masten mit mehr als 10 Meter Hohe muss vor Baubeginn
die Standsicherheit der Malinahme durch eine qualifizierte Tragwerkspla-
nerin oder einen qualifizierten Tragwerksplaner im Sinne des § 66 Absatz
2 beurteilt und in dem erforderlichen Umfang nachgewiesen werden;

folgende Behalter:

a)

b)
c)

d)
e)

f)

ortsfeste Behalter fur Flussiggas mit einem Fassungsvermogen von weni-
ger als 3 Tonnen, fur nicht verflissigte Gase mit einem Bruttorauminhalt
bis zu 6 Kubikmeter,

ortsfeste Behalter fur brennbare oder wassergefahrdende FlUssigkeiten
mit einem Bruttorauminhalt bis zu 10 Kubikmeter,

ortsfeste Behalter sonstiger Art mit einem Bruttorauminhalt bis zu 50 Ku-
bikmeter und einer HOhe bis zu 3 Meter,

Garfutterbehalter mit einer Hohe bis zu 6 Meter und Schnitzelgruben,
Fahrsilos, Kompost- und ahnliche Anlagen,
Wasserbecken mit einem Beckeninhalt bis zu 100 Kubikmeter;

folgende Mauern und Einfriedungen:

a)

b)

Mauern, einschlie3lich Stitzmauern, und bauliche Einfriedungen mit einer
Hohe bis zu 2 Meter, aul3er im AulRenbereich,

offene, sockellose Einfriedungen fur Grundstucke, die einem land- oder
forstwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2
und § 201 des Baugesetzbuches dienen;

8. private Verkehrsanlagen, einschlieRlich Briicken und Durchlassen mit einer
lichten Weite bis zu 5 Meter und Untertunnelungen mit einem Durchmesser
bis zu 3 Meter,;

9.

Aufschuttungen, Abgrabungen auch zur Errichtung von Rampen zur Herstel-
lung baulicher Barrierefreiheit mit einer Hohe oder Tiefe bis zu 2 Meter und
einer Grundflache bis zu 50 Quadratmeter, im Aul3enbereich bis zu 300
Quadratmeter;

10. folgende Anlagen in Garten und zur Freizeitgestaltung:

a)

Schwimmbecken mit einem Beckeninhalt__bis zu 100 Kubikmeter, ein-
schliel3lich dazugehdriger luftgetragener Uberdachungen, auler im Au-
Renbereich,
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Sprungschanzen sowie Sprungtirme und Rutschbahnen in genehmigten
Badern mit einer Hohe bis zu 10 Meter,

Anlagen, die der zweckentsprechenden Einrichtung von Spiel-, Abenteuer-
spiel-, Bolz- und Sportplatzen, Reit- und Wanderwegen, Trimm- und Lehr-
pfaden dienen, ausgenommen Gebaude und Triblnen,

Wohnwagen, Zelte und bauliche Anlagen, die keine Gebaude sind, auf ge-
nehmigten Camping-, Zelt- und Wochenendplatzen,

Anlagen, die der Gartennutzung, der Gartengestaltung oder der zweckent-
sprechenden Einrichtung von Garten dienen, ausgenommen Gebaude
und Einfriedungen;

11. folgende tragende und nichttragende Bauteile:

a)
b)

nichttragende und nichtaussteifende Bauteile in baulichen Anlagen,

die Anderung tragender oder aussteifender Bauteile innerhalb von Wohn-
gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

Fenster und Tiren sowie die dafir bestimmten Offnungen,

AuBenwandbekleidungen einschliel3lich MalRnahmen der Warmedam-
mung, ausgenommen bei Hochhausern, Verblendungen und Verputz bau-
licher Anlagen,

Bedachung von fertiggestellten Wohngebauden, einschlie3lich der Dach-
konstruktion ohne Anderung der bisherigen Abmessungen mit Ausnahme
von MalRnahmen der Warmedammung, sowie Dachflachenfenster, auler
bei Hochhausern;

12. folgende Werbeanlagen:

Werbeanlagen mit einer Ansichtsflache bis zu 1 Quadratmeter,

Waren- und Leistungsautomaten sowie Packstationen von Post- und Pa-
ketdienstleistern,

Werbeanlagen, die nach ihrem erkennbaren Zweck nur vorubergehend fur
hdchstens zwei Monate angebracht werden, auRer im Aul3enbereich,

Schilder, die Inhaberin oder Inhaber und Art gewerblicher Betriebe kenn-
zeichnen (Hinweisschilder), wenn sie vor Ortsdurchfahrten auf einer einzi-
gen Tafel zusammengefasst sind,

Werbeanlagen in durch Bebauungsplan festgesetzten Gewerbe-, Indust-
rie- und vergleichbaren Sondergebieten an der Statte der Leistung mit ei-
ner Hohe bis zu 10 Meter,

Werbeanlagen, die genehmigte Anlagen in den bisherigen Abmessungen
unverandert ersetzen,

vorubergehende Werbeanlagen auf Baustellen,

Werbeanlagen, die baulicher Bestandteil von Fahrgastunterstanden nach
Nummer 1 Buchstabe e sind,

Servicesaulen und Hinweistafeln fur Mobilitatsdienstleistungen;
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sowie, soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage er-
richtet werden, die damit verbundene Anderung der Nutzung oder der au-
Reren Gestalt der Anlage;

13. folgende vorubergehend aufgestellte oder benutzbare Anlagen:
a) Baustelleneinrichtungen, einschlieRlich der Lagerhallen, Schutzhallen und

Unterklnfte,

b) Geruste, die der Regelausfuhrung entsprechen und eingeschossige Trag-
geruste bis zu einer Gerusthohe von 5 Meter,

c) Toilettenwagen,

d) Behelfsbauten, die der Landesverteidigung, dem Katastrophenschutz,
dem Zivilschutz oder der Unfallhilfe dienen,

e) bauliche Anlagen, die fur hochstens drei Monate auf genehmigtem Messe-
und Ausstellungsgelande errichtet werden, ausgenommen Fliegende Bau-
ten,

f) Verkaufsstande und andere bauliche Anlagen auf Stralenfesten, Volks-
festen und Markten, ausgenommen Fliegende Bauten;
14. folgende Platze:

a) unbefestigte Lager- und Abstellplatze, die einem land- oder forstwirtschaft-
lichen Betrieb im Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2 und § 201 des
Baugesetzbuches dienen,

b) Lager-, Abstell- und Ausstellungsplatze bis 300 Quadratmeter Flache in
festgesetzten Gewerbe- und Industriegebieten,

c) Stellplatze mit einer Flache bis zu insgesamt 50 Quadratmeter je Bau-
grundstick und deren Zufahrten,

d) notwendige Kinderspielplatze im Sinne des § 8 Absatz 3 Satz 1;
15. folgende sonstige Anlagen:

a) nicht uberdachte Fahrradabstellanlagen,

b) Zapfsaulen und Tankautomaten genehmigter Tankstellen, sowie Ladesta-
tionen fur Elektromobilitat einschlieflich technischer Nebenanlagen und
die damit verbundene Anderung der Nutzung,

c) Regale mit einer Hohe bis zu 7,50 Meter Oberkante Lagergut,

d) Grabdenkmaler auf Friedhofen, Feldkreuze, Denkmaler und sonstige
Kunstwerke jeweils mit einer Hohe bis zu 4 Meter,

e) andere unbedeutende Anlagen oder unbedeutende Teile von Anlagen, wie
Hauseingangsuberdachungen, Markisen, Rollladen, Maschinenfunda-
mente, Strallenfahrzeugwaagen, Pergolen, Jagerstande, Wildfutterungen,
Bienenfreistande, Taubenhauser, Hofeinfahrten und Teppichstangen,

f) Treppenlifte in Wohngebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,
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g) Vorhaben auf militarisch genutzten Liegenschaften.
(2) Verfahrensfrei ist die Anderung der Nutzung von Anlagen, wenn

1. fur die neue Nutzung keine anderen o6ffentlich-rechtlichen Anforderungen
nach § 64 in Verbindung mit § 66 als fur die bisherige Nutzung in Betracht
kommen,

2. die Errichtung oder Anderung der Anlagen nach Absatz 1 verfahrensfrei
ware.

(3) Verfahrensfrei ist die Beseitigung von
1. Anlagen nach Absatz 1,

2. freistehenden Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 3, die keine geschutz-
ten Kulturdenkmaler sind und nicht in deren Umgebung liegen,

3. sonstigen Anlagen, die keine Gebaude sind, mit einer Héhe bis zu 10 Meter.

Mit Ausnahme der in Satz 1 genannten Anlagen ist die beabsichtigte Beseitigung von
Anlagen mindestens einen Monat zuvor der Bauaufsichtsbehérde anzuzeigen. Mit
der Beseitigung von Anlagen darf nach Ablauf eines Monats nach Eingang der voll-
standigen Anzeige begonnen werden, sofern die Bauaufsichtsbehdrde der Bauherrin
oder dem Bauherrn nicht vor Ablauf dieser Frist in Textform mitteilt, dass ein Bauge-
nehmigungsverfahren nach § 64 durchgefuhrt werden soll; § 62 Absatz 4 gilt entspre-
chend. Bei nicht freistehenden Gebauden muss die Standsicherheit des Gebaudes
oder der Gebaude, an die das zu beseitigende Gebaude angebaut ist, durch eine
Tragwerksplanerin oder einen Tragwerksplaner im Sinn des § 66 Absatz 2 beurteilt
und im erforderlichen Umfang nachgewiesen werden. Die Beseitigung ist in der Ge-
baudeklasse 2 und bei nicht freistehenden Gebauden der Gebaudeklasse 3 - soweit
notwendig - durch die Tragwerksplanerin oder den Tragwerksplaner zu Uberwachen.
Die nach Satz 4 erforderliche Bestatigung der Standsicherheit oder der erforderliche
Standsicherheitsnachweis ist in den Gebaudeklassen 4 und 5 bauaufsichtlich zu pri-
fen. Die Satze 4 bis 6 gelten nicht, soweit an verfahrensfreie Gebaude angebaut ist.
§ 62 Absatz 3 Satz 4, § 66 Absatz 3 Satz 2, § 69 Absatz 2 Satz 1 bis 4, § 72 Ab-
satz 5 Nummer 4 und Absatz 7 sowie § 80 Absatz 2 Nummer 1 gelten entsprechend.

(4) Verfahrensfrei sind Instandhaltungsarbeiten; dies gilt bei Gebauden, die von
ortlichen Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1 erfasst werden nur, wenn
die Instandhaltungsarbeiten keine Anderung der auf3eren Gestaltung zur Folge ha-
ben.

(5) Nicht verfahrensfreie Vorhaben des Bundes, die der Landesverteidigung,
dienstlichen Zwecken der Bundespolizei oder dem zivilen Bevolkerungsschutz die-
nen, sind der zustandigen unteren Bauaufsichtsbehérde durch eine qualifizierte Bau-
dienststelle vor Baubeginn in geeigneter Weise zur Kenntnis zu bringen. Daruber hin-
aus wirken die Bauaufsichtsbehérden nicht mit. Auf Fliegende Bauten, die der Lan-
desverteidigung, dienstlichen Zwecken der Bundespolizei oder dem zivilen Bevolke-
rungsschutz dienen, finden Satz 1 und § 76 Absatz 2 bis 10 keine Anwendung; sie
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bedlrfen auch keiner Baugenehmigung. Sofern erforderlich, flhrt die untere Bauauf-
sichtsbehorde bei den in Satz 1 genannten Anlagen die Offentlichkeitsbeteiligung
nach § 70 Absatz 3 bis 6 durch.

(6) Vorubergehende Nutzungsanderungen, auch in Verbindung mit geringfugigen
baulichen Anderungen, sowie die temporare Errichtung von baulichen Anlagen, so-
weit und solange

1. diese in einer Notsituation erforderlich ist fur Zwecke des Brandschutzes, des
Katastrophenschutzes, des Bevdlkerungsschutzes, der Unfallhilfe, humanita-
rer Hilfe, der medizinischen Versorgung oder der Unterbringung von hilfsbe-
durftigen Personen oder des fur diese Zwecke erforderlichen Personals und

2. diese von einer Behorde oder qualifizierten Baudienststelle des Bundes, ei-
nes Landes oder einer Gemeinde oder eine von einer dieser Stellen beauf-
tragte naturliche oder juristische Person, die nach ihrer Fachkenntnis, ihrer
Zuverlassigkeit und ihren Leistungen die Gewahr dafur bietet, dass die Auf-
gaben dem o6ffentlichen Baurecht entsprechend wahrgenommen werden, die
Planung leitet und die Ausfuhrung der Arbeiten Uberwacht,

sind der Gemeinde vor Baubeginn, spatestens aber vor Nutzungsaufnahme in Text-
form mit Nachweis der fachbehdordlichen Beauftragung zur Kenntnis zu bringen, die
den Eingang unverziglich bestatigt. Ein ansonsten erforderliches bauaufsichtliches
Verfahren findet nicht statt. Die fur die Bewaltigung der Notsituation nach Satz 1
Nummer 1 federfuhrend zustandige Fachbehdrde koordiniert die Zusammenarbeit
mit den anderen Fachbehdrden in dem erforderlichen Umfang. Die Verantwortung fur
die Einhaltung o6ffentlich-rechtlicher Vorschriften liegt bei der zustandigen Behdrde
oder der qualifizierten Baudienststelle als Vorhabentrager nach Satz 1 Nummer 2.
Eine Notsituation im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 liegt insbesondere vor, solange

1. aufgrund infektionsschutzrechtlicher Regelungen eine epidemische Lage be-
steht,

2. nach dem Bremischen Hilfeleistungsgesetz ein Katastrophenfall; eine Krise
oder ein auldergewohnliches Ereignis festgestellt ist,

3. eine massenhafte Zuwanderung von Geflichteten erfolgt und diese auf
Grund eines Beschlusses des Rates der Europaischen Union gemal} der
Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 Uber Mindestnormen fur
die Gewahrung vorubergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms
von Vertriebenen und MalRnahmen zur Férderung einer ausgewogenen Ver-
teilung der Belastungen, die mit der Aufnahme dieser Personen und den Fol-
gen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten (ABI. L 212
vom 7. August 2001 S. 12) in der Freien Hansestadt Bremen unterzubringen
sind oder

4. ein vergleichbarer Notstand vorliegt, bei dem Leben, Gesundheit, die lebens-
wichtige Versorgung der Bevdlkerung, die Umwelt oder erhebliche Sach-
werte in einem solchen Malde gefahrdet oder beeintrachtigt sind, dass zu sei-
ner Bekampfung oder als humanitare HilfsmalRnahme die sofortige Nutzung
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der betreffenden baulichen Anlage fur die in Satz 1 Nummer 1 genannten
Zwecke erforderlich ist.

Soweit fur eine Nutzungsanderung oder die temporare Errichtung nach Satz 1 Ab-
weichungen nach § 67 Absatz 1 Satz 1 erforderlich sind, gelten diese als zugelas-
sen. Die Anforderungen nach § 3 Satz 1 sind im Hinblick auf Gefahren fur die 6ffentli-
che Sicherheit einzuhalten; insbesondere miussen Standsicherheit und Brandschutz
so gewabhrleistet sein, dass Gefahren fur das Leben und die Gesundheit von Men-
schen vermieden werden. Wird im Zeitpunkt der Aufnahme einer Nutzung nach Satz
1 die bisherige Nutzung rechtmafig ausgeubt, so kann diese im Anschluss wieder-
aufgenommen werden.

§ 62
Genehmigungsfreistellung

(1) Keiner Genehmigung bedarf

1. unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 die Errichtung, Anderung
und Nutzungsanderung von baulichen Anlagen,

2. unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 3 und 4 im An-
wendungsbereich des

a) § 34 des Baugesetzbuches die Anderung und Nutzungsénderung von
rechtmalig bestehenden Gebauden und deren Dachgeschossen zu
Wohnzwecken einschlie3lich der Errichtung von Dachgauben bei Gebau-
den,

b) § 35 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe b des Baugesetzbuches die Errich-
tung und Anderung von Solaranlagen

3. die Modernisierung und der Ersatz von Anlagen zur Erzeugung von Strom
aus erneuerbaren Energien (Repowering).

Satz 1 Nummer 1 und 2 gilt nicht, wenn die baulichen Anlagen Sonderbauten nach
§ 2 Absatz 4 sind oder werden sowie fur die Errichtung, Anderung oder Nutzungsan-
derung

1. eines oder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem Wohnen dienende Nut-
zungseinheiten mit einer Grélke von insgesamt mehr als 5 000 Quadratme-
tern Brutto-Grundflache geschaffen werden, und

2. baulicher Anlagen, die 6ffentlich zuganglich sind, wenn dadurch die gleich-
zeitige Nutzung durch mehr als 100 zusatzliche Besuchende ermaoglicht wird,

die innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstands eines Betriebsbereichs im
Sinne des § 3 Absatz 5a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes liegen; ist der ange-
messene Sicherheitsabstand nicht bekannt, ist mal3geblich, ob sich das Vorhaben in-
nerhalb des Achtungsabstands des Betriebsbereichs befindet.
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(2) Nach Absatz 1 ist ein Bauvorhaben genehmigungsfrei gestellt, wenn

1. es im Geltungsbereich eines Bebauungsplans im Sinne § 12, § 30 Absatz 1
oder des § 30 Absatz 2 des Baugesetzbuches mit Festsetzungen nach der
Baunutzungsverordnung liegt,

2. es den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht widerspricht,

3. die ErschlieBung im Sinne des Baugesetzbuches gesichert ist und die Anfor-
derungen der §§ 4 und 5 erfullt sind und

4. die Gemeinde nicht innerhalb der Frist nach Absatz 3 Satz 2 erklart, dass

das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren durchgefuhrt werden soll oder
eine vorlaufige Untersagung nach § 15 Absatz 1 Satz 2 des Baugesetzbu-
ches beantragt.

—

(3) Die Bauherrschaft hat die erforderlichen Bauvorlagen bei der Gemeinde einzu-
reichen. Mit dem Bauvorhaben darf einen Monat nach Eingang der erforderlichen
Bauvorlagen bei der Gemeinde begonnen werden. Teilt die Gemeinde der
schaft vor Ablauf der Frist mit, dass kein Genehmigungsverfahren durchgefiihrt wer-
den soll und sie eine Untersagung nach § 15 Absatz 1 Satz 2 des Baugesetzbuches
nicht beantragen wird, darf die “ mit der Ausfiihrung des Bauvorhabens
beginnen. Das Recht zur Ausfuhrung des Bauvorhabens entsprechend der einge-
reichten Bauveorlagen erlischt, wenn innerhalb von drei Jahren nach Vorliegen der
Voraussetzungen nach den Satzen 2 und 3 mit dessen Ausflihrung nicht begonnen
wurde, oder die Bauausfihrung mehr als drei Jahre unterbrochen worden ist.

(4) Die Erklarung der Gemeinde nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 erste Alternative
kann insbesondere deshalb erfolgen, weil sie eine Uberprifung der sonstigen Vo-
raussetzungen des Absatzes 2 oder des Bauvorhabens aus anderen Grunden flr er-
forderlich halt. Darauf, dass die Gemeinde von ihrer Erklarungsmoglichkeit keinen
Gebrauch macht, besteht kein Rechtsanspruch. Erklart die Gemeinde, dass das ver-
einfachte Baugenehmigungsverfahren durchgefihrt werden soll, hat sie der
- vorgelegte Bauvorlagen zuriickzureichen; dies gilt nicht, wenn die
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schaft bei der Einreichung der Bauvorlagen bestimmt hat, dass diese im Fall der Er-
klarung nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 als Bauantrag zu behandeln sind.

59 Absatz 2, § 68 Absatz 2 Satz 1
, 8§71 §72
Absatz 6 und 7 sind entsprechend anzuwenden.

Abschnitt 3
Genehmigungsverfahren

§ 63

Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren

1) Bei
, pruft die

Bauaufsichtsbehorde

1. die Ubereinstimmung mit den Vorschriften iber die Zuléssigkeit der bauli-
chen Anlagen nach den §§ 29 bis 38 des Baugesetzbuches,

beantragte Abweichungen im Sinne des § 67 Absatz 1 und 2 Satz 2 sowie

&> »

andere o6ffentlich-rechtliche Anforderungen, soweit wegen der Baugenehmi-
gung eine Entscheidung nach anderen offentlich-rechtlichen Vorschriften ent-
fallt oder ersetzt wird.

§ 66 bleibt unberthrt.

(2) Bei Anlagen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/2001 fal-
len, ist Uber den Bauantrag innerhalb eines Jahres nach Vollstandigkeit der Antrags-
unterlagen zu entscheiden; die Bauaufsichtsbehdrde kann diese Frist gegentber der
Antragstellerin oder dem Antragsteller aus wichtigem Grund um bis zu ein Jahr ver-
langern. Der Antrag gilt als genehmigt, wenn Uber ihn nicht innerhalb der nach Satz 1
maldgeblichen Frist entschieden worden ist.
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§ 64
Baugenehmigungsverfahren

Bei Sonderbauten nach § 2 Absatz 4 prift die Bauaufsichtsbehorde

1. die Ubereinstimmung mit den Vorschriften tiber die Zulassigkeit der bauli-
chen Anlagen nach den §§ 29 bis 38 des Baugesetzbuches,

2. die Vorschriften dieses Gesetzes und aufgrund dieses Gesetzes,

3. andere o6ffentlich-rechtliche Anforderungen, soweit wegen der Baugenehmi-
gung eine Entscheidung nach anderen offentlich-rechtlichen Vorschriften ent-
fallt oder ersetzt wird,

4. |andere offentlich-rechtliche Anforderungen, ausgenommen die Anforderun-
gen des Energierechts und des Arbeitsstattenrechts, fur die kein eigenes Zu-
lassungs- oder Kenntnisgabeverfahren bei einer Fachbehérde durchzuflihren
ist.

Satz 1 gilt fur die Beseitigung von baulichen Anlagen entsprechend, soweit fur diese
nach § 61 Absatz 3 Satz 3 die Durchfihrung eines Baugenehmigungsverfahrens ge-
fordert wird. § 66 bleibt unberuhrt.

§ 64a
Bauaufsichtliche Zustimmung

(1) Die Bauaufsichtsbehorde kann bei Bauvorhaben mit 6ffentlicher Tragerschaft
auf die Durchfuhrung eines Baugenehmigungsverfahrens nach § 64 verzichten,
wenn

1. die Leitung der Entwurfsarbeiten und die Bauuberwachung einer qualifizier-
ten Baudienststelle des Bundes, eines Landes oder der Gemeinde Ubertra-
gen ist und

2. die Baudienststelle mindestens mit einer Bediensteten oder einem Bediens-
teten mit der Befahigung zum héheren bautechnischen Verwaltungsdienst
und mit sonstigen geeigneten Fachkraften ausreichend besetzt ist.

Solche baulichen Anlagen bedurfen jedoch der Zustimmung der unteren Bauauf-
sichtsbehorde. Der Antrag auf Zustimmung ist bei der unteren Bauaufsichtsbehorde
einzureichen. Die untere Bauaufsichtsbehdrde pruft bei Verzichtsentscheidung nach
Satz 1 nur die Ubereinstimmung mit den Vorschriften tber die Zulassigkeit der bauli-
chen Anlagen nach den §§ 29 bis 38 des Baugesetzbuches und entscheidet GUber
Malnahmen zur Sicherung der Bauleitplanung nach den §§ 14 und 15 des Bauge-
setzbuches. Die qualifizierte Baudienststelle nimmt stattdessen die Aufgaben und Be-
fugnisse der unteren Bauaufsichtsbehoérde wahr. Hierzu gehoren auch die Vollzugs-
aufgaben des § 66 und die Entscheidung tiber Abweichungen nach § 67. Im Ubrigen
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sind die Vorschriften Uber das Baugenehmigungsverfahren nach §§ 68 bis 72 und §

81 Absatz 2 von der qualifizierten Baudienststelle entsprechend anzuwenden, die al-
lein die Verantwortung dafur tragt, dass der Entwurf, die Ausfiihrung und das Vorha-
ben den offentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen.

(2) Absatz 1 gilt nicht fiir bauliche Anlagen, fiir die nach § 70 Absatz 3 eine Offent-
lichkeitsbeteiligung durchzufuhren ist.

§ 65
Bauvorlageberechtigung

(1) Bauvorlagen fiir die nicht verfahrensfreie Errichtung und Anderung von Geb&u-
den mussen von einer Entwurfsverfasserin oder einem Entwurfsverfasser erstellt
sein, die oder der bauvorlageberechtigt ist. Dies gilt nicht fir

1. Bauvorlagen, die Ublicherweise von Fachkraften mit anderer Ausbildung als
nach Absatz 2 verfasst werden,

2. geringflgige oder technisch einfache Bauvorhaben und
3. bautechnische Nachweise nach § 66.
(2) Bauvorlageberechtigt ist, wer
1. die Berufsbezeichnung ,Architektin“ oder ,Architekt” fUhren darf oder,

2. in die von der Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen gefuhrte
Liste der Bauvorlageberechtigten eingetragen ist; Eintragungen anderer Lan-
der gelten auch in der Freien Hansestadt Bremen.

(3) Bauvorlageberechtigt sind ferner,

1. Berufsangehorige, welche Uber die in § 13a des Bremischen Ingenieurgeset-
zes genannten inlandischen oder auswartigen Hochschulabschlisse verfu-
gen fur die in Absatz 1 Satz 2 genannten Vorhaben und

a) freistehende oder nur einseitig angebaute oder anbaubare Wohnge-
baude der Gebaudeklassen 1 bis 3,

b) eingeschossige gewerblich genutzte Gebaude, die keine Sonderbauten
sind,

c) land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebaude, die keine Sonderbauten
sind,

2. Berufsangehorige, welche

a) die Berufsbezeichnung ,Innenarchitektin® oder ,Innenarchitekt* fihren dur-
fen, fur die mit der Berufsaufgabe der Innenarchitektin oder des Innenar-
chitekten verbundenen baulichen Anderungen von Gebauden,
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b) die Berufsbezeichnung ,Landschaftsarchitektin“ oder ,Landschaftsarchi-
tekt® fuhren durfen, fur die mit der Berufsaufgabe der Landschaftsarchitek-
tin oder des Landschaftsarchitekten verbundenen Baumal3inahmen im
Sinne dieses Gesetzes

sowie

3. Berufsangehorige, welche einen berufsqualifizierenden Hochschulab-
schluss eines Studiums der Fachrichtung Bauingenieurwesen gemalf} der im
Bremischen Ingenieurgesetz geregelten Leitlinien oder der Fachrichtung Ar-
chitektur nachweisen kénnen, danach mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet
der Objektplanung von Gebauden praktisch tatig gewesen und Bedienstete ei-
ner juristischen Person des o6ffentlichen Rechts sind, fur die dienstliche Tatig-
keit.

(4) Die Bauvorlageberechtigen nach Absatz 3 Nummer 1 sind in eine von der In-
genieurkammer der Freien Hansestadt Bremen zu fuhrende Liste einzutragen.

(5) Bauvorlageberechtigte nach Absatz 2 Nummer 2 und Absatz 3 Nummer 1
mussen die im §§ 13 bis 13d des Bremischen Ingenieurgesetzes geregelten Anforde-
rungen an ihre berufliche Qualifikation erfullen.

(6) Bauvorlageberechtigt fur

1.

4.
5.

Einfamilienhauser, einschlie3lich einer Einliegerwohnung, mit einer Ge-
schossflache bis zu 200 Quadratmeter; ausgenommen sind Vorhaben an
Kulturdenkmalern oder in ihrer Umgebung,

gewerbliche Gebaude mit nicht mehr als einem oberirdischen Geschoss bis
zu 250 Quadratmeter Grundflache und bis zu 5 Meter Wandhdhe im Sinne
von § 6 Absatz 5,

landwirtschaftliche Betriebsgebaude mit nicht mehr als zwei oberirdischen
Geschossen bis zu 250 Quadratmeter Grundflache,

Garagen bis zu 100 Quadratmeter Nutzungsflache,

einfache Anderungen von sonstigen Gebauden

sind auch die Handwerksmeisterinnen oder Handwerksmeister des Maurer-, des Be-
ton- oder Stahlbetonbauer- oder Zimmererhandwerks und Personen, die diesen
handwerksrechtlich gleichgestellt sind sowie die staatlich gepruften Technikerinnen
und Techniker der Fachrichtung Bautechnik mit Schwerpunkt Hochbau. Die Bauvor-
lageberechtigung nach Satz 1 entsteht acht Jahre nach Erwerb der dort genannten
Qualifikation. Staatsangehdrige eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen
Union oder eines nach dem Recht der Europaischen Gemeinschaft gleichgestellten
Staates sind im Sinne des Satzes 1 bauvorlageberechtigt, wenn sie eine entspre-
chende Berechtigung besitzen und dafur vergleichbare Qualifikationen erfullen muss-
ten oder vergleichbare Qualifikationen besitzen.
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§ 66
Bautechnische Nachweise

(1) Die Einhaltung der Anforderungen an die Standsicherheit, den Brand-, Schall-,
und Erschatterungsschutz ist nach naherer Ma3gabe der Verordnung aufgrund § 84
Absatz 3 nachzuweisen (bautechnische Nachweise); dies gilt nicht flr verfahrens-
freie Bauvorhaben, einschliellich der Beseitigung von Anlagen, soweit nicht in die-
sem Gesetz oder in der Rechtsverordnung aufgrund § 84 Absatz 3 anderes bestimmt
ist. Die Bauvorlageberechtigung nach § 65 Absatz 2, Absatz 3 Nummer 1 und 3 so-
wie Absatz 6 schliel3t die Berechtigung zur Erstellung der bautechnischen Nachweise
ein, soweit nicht nachfolgend Abweichendes bestimmt ist.

(2) Bei
1. Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,
2. sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebaude sind,
muss der Standsicherheitsnachweis von einer Person erstellt sein, die

a) entweder in einer von der Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bre-
men zu fuhrenden Liste der Tragwerksplanerinnen und Tragwerksplaner
eingetragen ist; Eintragungen anderer Lander gelten auch in der Freien
Hansestadt Bremen, oder

b) als Prifingenieurin oder Prufingenieur fur Standsicherheit anerkannt ist.

Auch bei anderen Bauvorhaben darf der Standsicherheitsnachweis von einer Trag-
werksplanerin oder einem Tragwerksplaner oder einer Prifingenieurin oder einem
Prufingenieur fur Standsicherheit nach Satz 1 erstellt werden.

(3) Der Standsicherheitsnachweis muss
1. bei Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5,

2. wenn dies nach Maldgabe eines in der Rechtsverordnung nach § 84 Absatz 3
geregelten Kriterienkatalogs erforderlich ist, bei
a) Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,
b) Behaltern, Bricken, Stitzmauern, Triblnen,

c) sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebaude sind, mit einer HOhe von
mehr als 10 Meter,

d) Fundamenten fur Windenergieanlagen mit einer Hohe von mehr als 10
Meter, deren weitere Bestandteile dem Anwendungsbereich der Richtlinie
2006/42/EG unterliegen,
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bauaufsichtlich geprift sein; das gilt nicht fur Wohngebaude der Gebaudeklassen 1
und 2. Abweichend von Satz 1 kann die Bauaufsichtsbehdrde im begrindeten Ein-
zelfall hinsichtlich des Risikopotenzials eine bauaufsichtliche Prifung des Standsi-
cherheitsnachweises fordern.

(4) Der Brandschutznachweis muss bei

1. Sonderbauten,

2. Mittel- und Groldgaragen im Sinne der Verordnung nach § 84 Absatz 1 Num-
mer 3,

3. Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5,

bauaufsichtlich gepruft sein. Eine bauaufsichtliche Prifung nach Satz 1 ist bei Ge-
bauden der Gebaudeklasse 4 nicht erforderlich, wenn der Brandschutznachweis er-
stellt worden ist von

1.

einer Prufingenieurin oder einem Prufingenieur fur Brandschutz oder

2. einer Brandschutzplanerin oder einem Brandschutzplaner, die oder der

a)

b)

d)

Angehdrige oder Angehdriger der Fachrichtung Architektur, Hochbau,
Bauingenieurwesen oder eines Studiengangs mit Schwerpunkt Brand-
schutz ist oder die oder der ein Studium an einer deutschen Hochschule,
ein gleichwertiges Studium an einer auslandischen Hochschule oder die
Ausbildung fur mindestens den gehobenen feuerwehrtechnischen Dienst
abgeschlossen hat,

danach mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der brandschutztechni-
schen Planung und Ausfuhrung von Gebauden oder deren Prufung prak-
tisch tatig gewesen ist,

die erforderlichen Kenntnisse des Brandschutzes nachgewiesen hat und

unter Beachtung der Eintragungsvoraussetzungen nach § 13a des Bremi-
schen Ingenieurgesetzes in einer von der Architekten- und Ingenieurkam-
mer der Freien Hansestadt Bremen zu fuhrenden Liste als Brandschutz-
planerin oder Brandschutzplaner eingetragen ist; Eintragungen anderer
Lander gelten auch in der Freien Hansestadt Bremen.

Die Berufsfeuerwehr muss vor Einreichung des Bauantrages in Textform bestatigt
haben, dass hinsichtlich der Personenrettung keine Bedenken bestehen. Fur Perso-
nen, die einen Brandschutznachweis nach Satz 2 erstellen, gilt § 80 Absatz 2 Num-
mer 2 entsprechend; die mit dem Brandschutznachweis Ubereinstimmende Bauaus-
fuhrung ist von der Nachweiserstellerin oder vom Nachweisersteller gegentber der
unteren Bauaufsichtsbehorde zu bestatigen. Auch bei anderen Bauvorhaben darf der
Brandschutznachweis von einer Brandschutzplanerin oder einem Brandschutzplaner
nach Satz 2 Nummer 2 erstellt werden. Fur Personen, die in einem anderen Mitglied-
staat der Europaischen Union oder einem nach dem Recht der Europaischen Union
gleichgestellten Staat zur Erstellung von Brandschutznachweisen niedergelassen
sind, gelten § 13a Absatz 2 bis 4 und § 13d Absatz 5 des Bremischen Ingenieurge-

7



Entwurf des Gesetzes zur Anderung bauordnungsrechtlicher Vorschriften,
informelle Volltext-Lesefassung vom 30. Juni 2026

setzes mit der MaRgabe entsprechend, dass die Anzeige beziehungsweise der An-
trag auf Erteilung einer Bescheinigung bei der Architekten- und Ingenieurkammer der
Freien Hansestadt Bremen entsprechend der nach § 84 Absatz 2a erlassenen Rege-
lungen einzureichen ist.

(5) Auler in den Fallen der Absatze 3 und 4 werden bautechnische Nachweise
nicht gepruft; § 67 bleibt unberuhrt. Dartber hinaus kann die Bauaufsichtsbehorde
bei Vorhaben mit geringem Risikopotenzial und untergeordneter Bedeutung auf eine
ansonsten nach Absatz 3 oder 4 erforderliche bauaufsichtliche Prafung der bautech-
nischen Nachweise verzichten. Einer bauaufsichtlichen Prifung bedarf es ferner
nicht, soweit fur das Bauvorhaben Standsicherheitsnachweise vorliegen, die von ei-
nem Prifamt fUr Standsicherheit allgemein geprift sind (Typenpriafung) oder fur die
bereits eine diesbezlgliche Typengenehmigung nach § 72a vorliegt; Typenprufungen
anderer Lander gelten auch in der Freien Hansestadt Bremen.

(6) Werden bautechnische Nachweise nach Absatz 4 durch eine Priifingenieurin
oder einen Prufingenieur gepruft, sind die entsprechenden Anforderungen auch in
den Fallen des § 67 Absatz 1 durch die Bauaufsichtsbehérde nicht mehr zu prifen.
Nach Satz 1 erforderliche Abweichungsentscheidungen betreffend Brandschutzvor-
schriften sind durch die Prifingenieurin oder den Prifingenieur zu treffen und im
Prufbericht in Textform zu dokumentieren.

§ 67
Abweichungen

(1) Die Bauaufsichtsbehorde kann Abweichungen von Anforderungen dieses Ge-
setzes und aufgrund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie un-
ter BerUcksichtigung des Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter Wirdigung
der offentlich-rechtlich geschutzten nachbarlichen Belange mit den 6ffentlichen Be-
langen, insbesondere den Anforderungen des § 3 vereinbar sind. § 85 Absatz 1 Satz
3 bleibt unberuhrt. Abweichungen im Sinne des Satzes 1 sollen zugelassen werden
far

1. Vorhaben, die der Weiternutzung bestehender Gebaude dienen,

2. Vorhaben zur Energieeinsparung, zur Nutzung erneuerbarer Energien und
zur Forderung nachhaltiger Mobilitat,

3. Vorhaben zur Erprobung neuer Bau- und Wohnformen.

(2) Die Zulassung von Abweichungen nach Absatz 1, von Ausnahmen und Befrei-
ungen von den Festsetzungen eines Bebauungsplans oder einer sonstigen stadte-
baulichen Satzung oder von Regelungen der Baunutzungsverordnung ist gesondert
zu beantragen; der Antrag ist zu begrtiinden. Fur Anlagen, die keiner Genehmigung
bedurfen sowie fur Abweichungen von Vorschriften, die im Genehmigungsverfahren
nicht gepruft werden, gilt Satz 1 entsprechend. Zulassungen von Abweichungen
nach Satz 2 gelten drei Jahre; § 73 Absatz 2 gilt entsprechend.
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§ 68
Bauantrag, Bauvorlagen

(1) Der Bauantrag ist bei der unteren Bauaufsichtsbehorde einzureichen.

(2) Mit dem Bauantrag sind alle fur die Beurteilung des Bauvorhabens und die Be-
arbeitung des Bauantrags erforderlichen Unterlagen (Bauvorlagen) einzureichen. Es
kann gestattet werden, dass einzelne Bauvorlagen nachgereicht werden.

(3) In besonderen Fallen kann zur Beurteilung der Einwirkung des Bauvorhabens
auf die Umgebung verlangt werden, dass es in geeigneter Weise auf dem Baugrund-
stlick dargestellt wird.

(4) Ist die Bauherrin oder der Bauherr nicht Grundsttickseigentimerin oder Grund-
stickseigentumer, kann die Zustimmung der Grundstiickseigentumerin oder des
Grundstuckseigentimers zu dem Bauvorhaben gefordert werden.

§ 69
Behandlung des Bauantrags

(1) Die Bauaufsichtsbehoérde hért zum Bauantrag diejenigen Stellen,

1. deren Beteiligung oder Anhorung fiir die Entscheidung Uber den Bauantrag
durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist oder

2. ohne deren Stellungnahme die Genehmigungsfahigkeit des Bauantrags nicht
beurteilt werden kann.

Die Beteiligung oder Anhdrung entfallt, wenn die jeweilige Stelle dem Bauantrag be-
reits vor Einleitung des Baugenehmigungsverfahrens zugestimmt hat. Bedarf die Er-
teilung der Baugenehmigung der Zustimmung oder des Einvernehmens einer Be-
hérde oder sonstigen Stelle, so gilt diese als erteilt, wenn sie nicht einen Monat nach
Eingang des Ersuchens unter Angabe von Griinden verweigert wird; von der Frist
nach Halbsatz 1 abweichende Regelungen durch Rechtsvorschrift bleiben unberihrt.
Stellungnahmen bleiben unbertcksichtigt, wenn sie nicht innerhalb eines Monats
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nach Aufforderung zur Stellungnahme bei der Bauaufsichtsbehorde eingehen, es sei

denn, die verspatete Stellungnahme ist fir die RechtmaRigkeit der Entscheidun
uber den Bauantrag von Bedeutung.

2

Werden die Mangel innerhalb der
Frist nicht behoben, gilt der Antrag als zurickgenommen. Sobald der
Bauantrag und die Bauvorlagen vollstandig sind, bestatigt die Bauaufsichtsbehorde
der h

t in Textform den Zeitpunkt des vollstandigen Eingangs von Bauan-
trag und Bauvorlagen. § 72 Absatz 1a Satz 1 bleibt unberihrt

3) Die Bauaufsichtsbehdérde entscheidet innerhalb von zwdlf Wochen Uber den
Bauantrag. Die Frist nach Satz 1 beginnt mit dem bestatigten Ein-
gangsdatum nach Absatz 2 Satz 4; sie kann unter Angabe eines wichtigen Grundes
um hdchstens einen Monat verlangert werden. Ist die Priifung eines Bauantrages bei
besonders schwierig oder umfangreich, kann die Bauaufsichts-
behdrde mit der Eingangsbestatigung erklaren, dass die Frist nach Satz 1 voraus-
sichtlich nicht eingehalten wird. Auf die Einhaltung der Frist nach Satz 1 kann die
t nicht wirksam verzichten.

Die Frist nach beginnt erneut, wenn die Pri-
fung des Bauantrages zu einer wesentlichen Anderung des Bauantrages flhrt.

(4) Betrifft das Vorhaben eine Anlage, die in den Anwendungsbereich der Richtli-
nie (EU) 2018/2001 fallt, gilt erganzend Folgendes:

1. auf Antrag der Bauherrschaftiwerden das bauaufsichtliche Verfahren sowie
alle sonstigen Zulassungsverfahren, die fur die Durchfihrung des Vorhabens
nach Bundes- oder Landesrecht erforderlich sind, Uber eine einheitliche

Stelle im Sinne des
§ 71a des Verwaltungsverfahrensgesetzes

abgewickelt;

2. die einheitliche Stelle stellt ein Verfahrenshandbuch fiir Bauherren bereit und
macht diese Informationen auch im Internet zuganglich
gesondert auf kleinere Vorhaben und Vorhaben zur Eigenversorgung mit
Elektrizitat Internet verodffentlichten Informationen

, fur welche Vorhaben sie zustandig ist und welche wei-
teren einheitlichen Stellen in der Freien Hansestadt Bremen flr Vorhaben,
die in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/2001 fallen, zustan-
dig sind;
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3. nach Eingang der vollstandigen Unterlagen erstellt die Bauaufsichtsbehérde
einen Zeitplan fur das weitere Verfahren und teilt diesen Zeitplan in den Fal-
len der Nummer 1 der einheitlichen Stelle, andernfalls der Antragstellerin
oder dem Antragsteller mit.

Einheitliche Stelle im Sinne des Satzes 1 ist die Senatorin oder der Senator fir Um-
welt, Klima und Wissenschaft.

§70
Beteiligung der Nachbarinnen und Nachbarn und der Offentlichkeit

(1) Die Bauaufsichtsbehorde soll die Eigentimerinnen und Eigentimer benachbar-
ter Grundstucke (Nachbarinnen und Nachbarn) vor Erteilung von Abweichungen und
Befreiungen durch Zustellung benachrichtigen, wenn zu erwarten ist, dass o6ffentlich-
rechtliche nachbarliche Belange berihrt werden. Entsprechend kann verfahren wer-
den, wenn nicht ausgeschlossen werden kann, dass durch die Baugenehmigung 6f-
fentlich-rechtlich geschitzte nachbarliche Belange beeintrachtigt werden. Die Beteili-
gung der Nachbarinnen und Nachbarn und der Offentlichkeit erfolgt ohne Nennung
von Namen und Anschrift der Bauherrin oder des Bauherrn, der Entwurfsverfasserin
oder des Entwurfsverfassers und der Bauvorlageberechtigten oder des Bauvorlage-
berechtigten, wenn der Zweck der Beteiligung auch auf die Weise ohne zusatzliche
Erschwerung erreicht werden kann und wenn die Bauherrin oder der Bauherr ent-
sprechende Bauvorlagen einreicht. Einwendungen sind innerhalb von einem Monat
nach Zugang der Benachrichtigung bei der Bauaufsichtsbehdrde in Textform oder
zur Niederschrift vorzubringen. Die nach Satz 1 und 2 durch Zustellung benachrich-
tigten-Nachbarinnen und Nachbarn sind mit allen 6ffentlich-rechtlichen Einwendun-
gen ausgeschlossen, die nicht innerhalb der Frist nach Satz 4 geltend gemacht wor-
den sind; auf diese Rechtsfolge ist in der Benachrichtigung hinzuweisen.

(2) Die Benachrichtigung entfallt, wenn die zu benachrichtigenden Nachbarinnen
und Nachbarn dem Bauvorhaben zugestimmt haben. Die Nachbarinnen und Nach-
barn sind berechtigt, die eingereichten Bauvorlagen bei der Bauaufsichtsbehérde
einzusehen, soweit das Vorhaben nachbarliche Belange beruhren kann. Haben die
Nachbarinnen und Nachbarn dem Bauvorhaben nicht zugestimmt, ist ihnen die Bau-
genehmigung oder die Entscheidung uber die Abweichung oder Befreiung zuzustel-
len. §§ 13, 28, 39 und § 41 Absatz 1 des Bremischen Verwaltungsverfahrensgeset-
zes finden keine Anwendung.

(3) Bei baulichen Anlagen, die aufgrund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebs
geeignet sind, die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefahrden, zu benachtei-
ligen oder zu belastigen, kann die Bauaufsichtsbehdrde auf Antrag und Kosten der
Bauherrin oder des Bauherrn das Bauvorhaben im Amtsblatt der Freien Hansestadt
Bremen und auRerdem entweder im Internet oder in drtlichen Tageszeitungen, die im
Bereich des Standortes der Anlage verbreitet sind, 6ffentlich bekannt machen. Bei
der Errichtung, Anderung oder Nutzungséanderung
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1. eines oder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem Wohnen dienende Nut-
zungseinheiten mit einer Grof3e von insgesamt mehr als 5 000 Quadratmeter
Bruttogrundflache geschaffen werden,

2. baulicher Anlagen, die offentlich zuganglich sind, wenn dadurch die gleich-
zeitige Nutzung durch mehr als 100 zusatzliche Besuchende ermdglicht wird,
und

3. baulicher Anlagen, die nach Durchfiihrung des Bauvorhabens Sonderbauten
nach § 2 Absatz 4 Nummer 9, 10, 12, 13, 15 oder 16 sind,

ist das Bauvorhaben nach Satz 1 bekannt zu machen, wenn es innerhalb des ange-
messenen Sicherheitsabstands eines Betriebsbereichs im Sinne des § 3 Absatz 5a
des Bundesimmissionsschutzgesetzes liegt; ist der angemessene Sicherheitsab-
stand nicht bekannt, ist maRRgeblich, ob sich das Vorhaben innerhalb des Achtungs-
abstands des Betriebsbereichs befindet. Satz 2 gilt nicht, wenn

1. die Bauaufsichtsbehorde zu dem Ergebnis kommt, dass dem Gebot, den an-
gemessenen Sicherheitsabstand zu wahren, bereits in einem Bebauungsplan
Rechnung getragen ist oder

2. bei der Anderung von Vorhaben nach Satz 2 Nummer 3 sich die Zahl der
gleichzeitig anwesenden Personen nicht erhoht.

Verfahrt die Bauaufsichtsbehorde nach Satz 1 oder 2, finden Absatz 1 und 2 keine
Anwendung.

(4) In der Bekanntmachung nach Absatz 3 Satz 1 und 2 ist Gber Folgendes zu in-
formieren:

1. Uber den Gegenstand des Vorhabens,

2. Uuber die fur die Genehmigung zustandige Behorde, bei der der Antrag nebst
Unterlagen zur Einsicht ausgelegt wird sowie wo und wann Einsicht genom-
men werden kann,

3. daruber, dass Personen, deren Belange beruhrt sind, und Vereinigungen,
welche die Anforderungen von § 3 Absatz 1 oder § 2 Absatz 2 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes erfiillen (betroffene Offentlichkeit), Einwendungen bei
einer in der Bekanntmachung bezeichneten Stelle bis zu zwei Wochen nach
Ablauf der Auslegungsfrist erheben kdnnen; dabei ist darauf hinzuweisen,
dass mit Ablauf der Frist alle 6ffentlich-rechtlichen Einwendungen ausge-
schlossen sind und der Ausschluss von umweltbezogenen Einwendungen
nur fur das Genehmigungsverfahren gilt,

4. dass die Zustellung der Entscheidung Uber die Einwendungen durch offentli-
che Bekanntmachung ersetzt werden kann.

Bei der Bekanntmachung nach Absatz 3 Satz 2 ist zusatzlich Uber Folgendes zu in-
formieren:
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1. gegebenenfalls die Feststellung der Pflicht zur Umweltvertraglichkeitsprifung
des Vorhabens nach § 5 des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitspru-
fung sowie erforderlichenfalls die Durchfiihrung einer grenziberschreitenden
Beteiligung nach den §§ 55 und 56 des Gesetzes uber die Umweltvertrag-
lichkeitsprufung,

2. die Art moglicher Entscheidungen oder, soweit vorhanden, den Entschei-
dungsentwurf,

3. gegebenenfalls weitere Einzelheiten des Verfahrens zur Unterrichtung der
Offentlichkeit und Anhdérung der betroffenen Offentlichkeit.

(5) Nach der Bekanntmachung sind der Antrag und die Bauvorlagen sowie die ent-
scheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Bauaufsichtsbehdrde im
Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen, einen Monat zur Einsicht auszulegen.
Bauvorlagen, die Geschéafts- oder Betriebsgeheimnisse enthalten, sind nicht auszule-
gen; fur sie gilt § 10 Absatz 2 des Bundesimmissionsschutzgesetzes entsprechend.
Bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist kann die Offentlichkeit gegeniiber
der zustandigen Behorde in Textform Einwendungen erheben; mit Ablauf dieser Frist
sind alle 6ffentlich-rechtlichen Einwendungen ausgeschlossen. Satz 3 gilt fur umwelt-
bezogene Einwendungen nur fur das Genehmigungsverfahren.

(6) Bei mehr als 20 Nachbarinnen und Nachbarn, denen die Baugenehmigung
nach Absatz 2 Satz 3 zuzustellen ist, kann die Zustellung durch offentliche Bekannt-
machung ersetzt werden; wurde eine Offentlichkeitsbeteiligung nach Absatz 4 durch-
gefuhrt, ist der Genehmigungsbescheid 6ffentlich bekannt zu machen. Die 6ffentliche
Bekanntmachung wird dadurch bewirkt, dass der verfugende Teil des Bescheids und
die Rechtsbehelfsbelehrung in entsprechender Anwendung des Absatzes 3 Satz 1
bekannt gemacht werden; auf Auflagen ist hinzuweisen. Eine Ausfertigung des ge-
samten Genehmigungsbescheids ist vom Tage nach der Bekanntmachung an zwei
Wochen zur Einsicht auszulegen. Ist eine Offentlichkeitsbeteiligung nach Absatz 3
Satz 2 erfolgt, sind in die Begriindung die wesentlichen tatsachlichen und rechtlichen
Griunde, die die Behorde zu ihrer Entscheidung bewogen haben, die Behandlung der
Einwendungen sowie Angaben lber das Verfahren zur Beteiligung der Offentlichkeit
aufzunehmen; § 72 Absatz 2 bleibt unberuhrt. In der offentlichen Bekanntmachung
ist anzugeben, wo und wann der Bescheid und seine Begriindung eingesehen und
nach Satz 7 angefordert werden kdnnen. Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der
Bescheid auch Dritten gegenuber, die keine Einwendungen erhoben haben, als zu-
gestellt; darauf ist in der Bekanntmachung hinzuweisen. Nach der 6ffentlichen Be-
kanntmachung kénnen der Bescheid und seine Begriindung bis zum Ablauf der Wi-
derspruchsfrist von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, schriftlich an-
gefordert werden.

§71
Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Die Bauaufsichtsbehdrden sind befugt, zur Durchfiihrung der bauaufsichtlichen
Verfahren nach §§ 61 Absatz 3 Satz 2, §§ 62, 63, 64, 64a, 66, 67, 74, 75 und 76, zur
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Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach § 58, einschliel3lich der Erhebung von Gebuh-
ren, zur Fuhrung des Baulastenverzeichnisses nach § 82 sowie zur Verfolgung von
Ordnungswidrigkeiten nach § 83 die erforderlichen personenbezogenen Daten von
den nach §§ 53 bis 56 am Bau verantwortlich Beteiligten, Grundstickseigentumern,
Nachbarn, Baustoffproduzenten sowie sonstigen am Verfahren zu Beteiligenden zu
verarbeiten. Daruber hinaus ist eine Verarbeitung personenbezogener Daten vorbe-
haltlich des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 1 bis 3 nur mit Einwilligung der betroffenen
Person rechtmafig.

(2) Personenbezogene Daten sind bei der betroffenen Person mit inrer Kenntnis
zu erheben. Soweit dies zur Erfullung der Aufgaben nach Absatz 1 Satz 1 erforder-
lich ist, durfen personenbezogene Daten abweichend von Satz 1 auch bei 6ffentli-
chen oder privaten Stellen erhoben werden.

(3) Eine Ubermittlung personenbezogener Daten an Dritte ohne Einwilligung der
betroffenen Person ist nur rechtmafig, wenn

1. deren Beteiligung in einem Verfahren erforderlich ist,

2. diese die Daten zur Erfullung von Aufgaben bendtigen, die im offentlichen In-
teresse liegen und dem Schutz eines der in Artikel 23 Absatz 1 der Verord-
nung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlamentes und des Rates vom
27. April 2016 zum Schutz nattrlicher Personen bei der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richt-
linie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4 Mai 2016,
S.1; ABI. L314 vom 22. November 2016, S. 72) genannten Ziele dienen oder

3. sie zur Durchsetzung zivilrechtlicher Anspriche erforderlich ist.

Der Dritte darf die Ubermittelten Daten nur fir den Zweck verarbeiten, zu dem sie ihm
ubermittelt wurden, oder fur einen hiermit vereinbarten Zweck. Zusatzlich gilt bei ei-
ner Ubermittlung nach den Nummern 2 und 3, dass diese nur rechtmaRig ist, sofern
nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person,
die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, Gberwiegen. Regelmalige Da-
tenubermittiungen sind nach den Nummern 1 und 2 rechtmafig unter Einhaltung der
in der Rechtsverordnung nach Absatz 4 Nummer 3 festgelegten Vorgaben. Gesetzli-
che Ubermittlungs- und Veroffentlichungspflichten bleiben unberiihrt.

(4) Die oberste Bauaufsichtsbehoérde erlasst durch Rechtsverordnung nahere
Bestimmungen Uber Art, Umfang und Zweck

1. der Datenerhebung in den verschiedenen Verfahren,

2. der Datenubermittlung unter Festlegung der zu Ubermittelnden Daten und der
Empfangerinnen und Empfanger,

3. regelmaliiger Datenubermittlungen unter Festlegung des Anlasses, der Emp-
fangerinnen und Empfanger und der zu UbermitteInden Daten.

(5) Soweit in diesem Gesetz keine besonderen Regelungen uber die Verarbeitung
personenbezogener Daten getroffen wurden, sind die Regelungen des Bremischen
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Ausflhrungsgesetzes zur EU-Datenschutz-Grundverordnung in der jeweils geltenden
Fassung erganzend anzuwenden. Die Verordnung (EU) 2016/670 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natlrlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Auf-
hebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom

4 Mai 2016, S. 1L 314 vom 22. November 2016, S. 72) in der jeweils geltenden
Fassung und sonstige datenschutzrechtliche Regelungen, die diesem Gesetz oder
dem Bremischen Ausfuhrungsgesetz zur EU-Datenschutz-Grundverordnung vorge-
hen, bleiben unberuhrt.

§72
Baugenehmigung, Baubeginn

(1) Die Baugenehmigung ist zu erteilen, wenn dem Bauvorhaben keine 6ffentlich
rechtlichen Vorschriften entgegenstehen, die im bauaufsichtlichen Genehmigungs-
verfahren zu prufen sind. Die durch eine Umweltvertraglichkeitsprafung ermittelten,
beschriebenen und bewerteten Umweltauswirkungen sind nach Maldgabe der hierfur
geltenden Vorschriften bei der Erteilung der Baugenehmigung zu bertcksichtigen. Es
ist zulassig, dass bautechnische Nachweise der Standsicherheit nachgereicht wer-
den.

(1a) Ist Uber einen Bauantrag im vereinfachten Genehmigungsverfahren nach § 63
zu entscheiden, gilt die Genehmigung als erteilt, wenn sie nicht innerhalb der nach
§ 69 Absatz 3 Satz 1 maldgeblichen Frist versagt wird; § 1 Absatz 1 Satz 1 des Bre-
mischen Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 42a des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes gilt mit folgenden MalRgaben entsprechend:

1. Die Frist fur die Entscheidung beginnt
a) drei Wochen nach Zugang des Bauantrags oder

b) drei Wochen nach Zugang der verlangten Unterlagen, wenn die Bauauf-
sichtsbehorde vor Fristbeginn eine Aufforderung nach § 69 Absatz 2
Satz 2 versandt hat und keine erneute Aufforderung zur Nachbesserung
der Unterlagen erfolgt ist.

2. Die Fiktionsbescheinigung nach § 1 Absatz 1 des Bremischen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes in Verbindung mit § 42a Absatz 3 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes ist unverlangt und unverzuglich auszustellen; sie hat den In-
halt der Genehmigung wiederzugeben, eine Rechtsbehelfsbelehrung nach
§ 58 der Verwaltungsgerichtsordnung zu enthalten und ist dem Antragsteller,
der Gemeinde sowie jedem Nachbarn zuzustellen, der dem Bauantrag nicht
zugestimmt hat.

Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Antragsteller vor Ablauf der Entschei-
dungsfrist gegenuber der Baugenehmigungsbehdrde in Textform auf den Eintritt der
Genehmigungsfiktion verzichtet hat. Im Fall des Satzes 1 finden die Absatze 2, 3 und
5 Nummer 1 keine Anwendung-
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(2) Die Baugenehmigung bedarf der Schriftform oder der qualifizierten elektroni-
schen Signatur soweit nicht durch eine 6ffentlich-rechtliche Vorschrift eine andere
Authentifizierung fur zulassig erklart wird; sie ist nur insoweit zu begrinden, als Ab-
weichungen oder Befreiungen von nachbarschutzenden Vorschriften zugelassen
werden und die Nachbarin oder der Nachbar nicht nach § 70 Absatz 2 zugestimmt
hat.

(3) Die Baugenehmigung kann unter Auflagen, Bedingungen und dem Vorbehalt
der nachtraglichen Aufnahme, Anderung oder Ergénzung einer Auflage sowie befris-
tet erteilt werden. Wird die Baugenehmigung mit einer Nebenbestimmung versehen,
kann eine Sicherheitsleistung verlangt werden.

(4) Die Baugenehmigung wird unbeschadet der Rechte Dritter erteilt.

(5) Mit der Bauausfuhrung oder mit der Ausfuhrung des jeweiligen Bauabschnitts
darf erst begonnen werden, wenn

1. die Baugenehmigung der Bauherrschaft zugegangen ist,
2. die bautechnischen Nachweise nach Maligabe des § 66 gepruft sind,

3. andere erforderliche 6ffentlich-rechtliche Zulassungsentscheidungen erteilt
sind,

4. die Baubeginnanzeige der Bauaufsichtsbehorde vorliegt.

(6) Vor Baubeginn eines Gebaudes mussen die Grundrissflache abgesteckt und
seine Hohenlage festgelegt sein. Baugenehmigungen, Bauvorlagen, einschliel3lich
der bautechnischen Nachweise, missen an der Baustelle von Baubeginn an vorlie-
gen.

(7) Die Bauherrin oder der Bauherr hat den Ausfuhrungsbeginn genehmigungsbe-
durftiger Vorhaben und die Wiederaufnahme der Bauarbeiten nach einer Unterbre-
chung von mehr als drei Monaten mindestens eine Woche vorher der Bauaufsichts-
behdrde in Textform mitzuteilen (Baubeginnanzeige). Mit dieser Anzeige sind alle der
Bauaufsichtsbehorde noch nicht vorliegenden Bauvorlagen einzureichen.

§ 72a
Typengenehmigung

(1) Far bauliche Anlagen, die in derselben Ausflihrung an mehreren Stellen errich-
tet werden sollen, wird auf Antrag durch die zustandige untere Bauaufsichtsbehorde
eine Typengenehmigung erteilt, wenn die baulichen Anlagen oder Teile von bauli-
chen Anlagen den Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes
erlassener Vorschriften entsprechen. Eine Typengenehmigung kann auch fr bauli-
che Anlagen erteilt werden, die in unterschiedlicher Ausfuhrung, aber nach einem be-
stimmten System und aus bestimmten Bauteilen an mehreren Stellen errichtet wer-
den sollen; in der Typengenehmigung ist die zulassige Veranderbarkeit festzulegen.
Fir Fliegende Bauten wird eine Typengenehmigung nicht erteilt.
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(2) Die Typengenehmigung gilt fur funf Jahre. Die Frist kann auf Antrag um jeweils
bis zu funf Jahren verlangert werden; § 73 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Sofern im Rahmen eines bauaufsichtlichen Verfahrens nach Absatz 4 Satz 1
die Zustimmung der zustandigen unteren Bauaufsichtsbehorde erteilt wird, gelten Ty-
pengenehmigungen anderer Lander auch in der Freien Hansestadt Bremen.

(4) Eine Typengenehmigung entbindet nicht von der Verpflichtung, ein bauauf-
sichtliches Verfahren durchzuflhren. Die in der Typengenehmigung entschiedenen
Fragen sind von der Bauaufsichtsbehorde nicht mehr zu prufen.

§73
Geltungsdauer der Genehmigung

(1) Die Baugenehmigung und die Teilbaugenehmigung einschlielich der durch
die Baugenehmigung nach § 63 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und § 64 Satz 1 Num-
mer 3 ersetzten Entscheidungen sowie Abweichungen nach § 67 Absatz 2 Satz 2 er-
|6schen, wenn

1. innerhalb von drei Jahren nach ihrer Erteilung mit der Ausfihrung des Bau-
vorhabens nicht begonnen oder

2. die Bauausfuhrung langer als drei Jahre unterbrochen worden ist.

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs hemmt den Lauf der Fristen bis zur Unanfecht-
barkeit der Baugenehmigung.

(2) Die Frist fur den Baubeginn nach Absatz 1 Nummer 1 kann auf einen in Text-
form gestellten Antrag einmal um zwei Jahre verlangert werden. Sie kann auch rick-
wirkend verlangert werden, wenn der Antrag vor Fristablauf bei der Bauaufsichtsbe-
hérde eingegangen ist.

§74
Teilbaugenehmigung

Ist ein Bauantrag eingereicht, kann der Beginn der Bauarbeiten fur die Baugrube
und fur einzelne Bauteile oder Bauabschnitte auf in Textform gestellten Antrag schon
vor Erteilung der Baugenehmigung gestattet werden (Teilbaugenehmigung). § 72 gilt
entsprechend.

§75
Vorbescheid

Vor Einreichung des Bauantrags ist auf Antrag der Bauherrin oder des Bauherrn
zu einzelnen Fragen des Bauvorhabens, die im Baugenehmigungsverfahren zu pru-
fen sind, ein Vorbescheid zu erteilen. Der Vorbescheid gilt drei Jahre. Die Frist kann
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auf einen in Textform gestellten Antrag einmal um zwei Jahre verlangert werden.
§§ 68 bis 71, § 72 Absatz 1 bis 4 und § 73 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 gelten ent-
sprechend.

§ 76
Fliegende Bauten

(1) Fliegende Bauten sind bauliche Anlagen, die geeignet und bestimmt sind, an
verschiedenen Orten wiederholt aufgestellt und zerlegt zu werden. Baustelleneinrich-
tungen und Baugeruste sind keine Fliegenden Bauten.

(2) Fliegende Bauten bedurfen, bevor sie erstmals aufgestellt und in Gebrauch ge-
nommen werden, einer Ausfuhrungsgenehmigung. Dies gilt nicht fur

-

erdgeschossige Zelte mit einer Grundflache bis zu 75 Quadratmeter,

2. erdgeschossige Verkaufs- und Schaugeschafte-mit einer Hohe bis zu 5 Me-
ter und einer Grundflache bis zu 75 Quadratmeter,

3. umwehrte Tribiinen und Podien ohne Uberdachung mit einer Grundflache bis
zu 75 Quadratmeter und einer HOhe der betretbaren Flachen bis zu 1 Meter,

4. Buhnen einschlieRlich Uberdachungen und sonstigen Aufbauten mit einer
Hohe bis zu 5 Meter, einer Grundflache bis zu 100 Quadratmeter und einer
FuRbodenhdhe bis zu 1,50 Meter,

5. Kinderfahrgeschafte mit einer Hohe bis zu 5 Meter und einer Geschwindig-
keit von hochstens 1 Meter/Sekunde,

6. aufblasbare Spielgerate mit einer Hohe des betretbaren Bereichs von bis zu
5 Meter oder mit Uberdachten Bereichen, bei denen die Entfernung zum Aus-
gang nicht mehr als 3 Meter, sofern ein Absinken der Uberdachung konstruk-
tiv verhindert wird, nicht mehr als 10 Meter, betragt,

7. andere Fliegende Bauten mit einer HOhe bis zu 5 Meter, die nicht dazu be-
stimmt sind, von Besucherinnen und Besuchern betreten zu werden.

(3) Die Ausfuhrungsgenehmigung wird von der unteren Bauaufsichtsbehorde er-
teilt, in deren Bereich die Antragstellerin oder der Antragsteller ihre oder seine Haupt-
wohnung oder ihre oder seine gewerbliche Niederlassung hat. Hat die Antragstellerin
oder der Antragsteller ihre oder seine Hauptwohnung und ihre oder seine gewerbli-
che Niederlassung auRRerhalb der Bundesrepublik Deutschland, so ist die Bauauf-
sichtsbehorde zustandig, in deren Bereich der Fliegende Bau erstmals aufgestellt
und in Gebrauch genommen werden soll.

(4) Die oberste Bauaufsichtsbehérde kann

1. bestimmen, dass Ausfuhrungsgenehmigungen fur Fliegende Bauten nur
durch bestimmte Bauaufsichtsbehoérden erstellt werden durfen,
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2. widerruflich oder befristet die Aufgaben der Bauaufsichtsbehérde nach § 76
ganz oder teilweise auf eine andere Stelle zur Ausubung unter der Aufsicht
der obersten Bauaufsichtsbehdrde Ubertragen und die Vergutung dieser
Stelle regeln.

(5) Die Genehmigung wird flr eine bestimmte Frist erteilt, die hdchstens funf Jahre
betragen soll; sie kann auf in Textform gestellten Antrag von der fur die Erteilung der
Ausflihrungsgenehmigung zustandigen Behdrde jeweils bis zu funf Jahren verlangert
werden; § 73 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die Genehmigungen werden in ein
Prifbuch eingetragen, dem eine Ausfertigung der mit einem Genehmigungsvermerk
zu versehenden Bauvorlagen beizufugen ist. Ausfuhrungsgenehmigungen anderer
Lander gelten auch in der Freien Hansestadt Bremen.

(6) Die Inhaberin oder der Inhaber der Ausfuhrungsgenehmigung hat den Wechsel
ihres oder seines Wohnsitzes oder ihrer oder seiner gewerblichen Niederlassung
oder die Ubertragung eines Fliegenden Baus an Dritte der zuletzt zustéandigen Be-
hérde unverziiglich anzuzeigen. Die Behérde hat die Anderungen in das Priifbuch
einzutragen und sie, wenn mit den Anderungen ein Wechsel der Zustandigkeit ver-
bunden ist, der nunmehr zustandigen Behorde mitzuteilen.

(7) Fliegende Bauten, die nach Absatz 2 Satz 1 einer Ausfuhrungsgenehmigung
bedurfen, dirfen unbeschadet anderer Vorschriften nur in Gebrauch genommen wer-
den, wenn ihre Aufstellung der Bauaufsichtsbehorde des Aufstellungsortes rechtzei-
tig unter Vorlage des Prifbuches oder unter Angabe der wesentlichen Daten des
Fliegenden Baus, insbesondere zu der Art, den Grollenabmessungen (Grundflache,
Hohe), der Geltungsdauer der Ausfuhrungsgenehmigung und der Nebenbestimmun-
gen, der geplanten Betriebszeit und der Betreiberin oder dem Betreiber, in Textform
angezeigt ist. Die Bauaufsichtsbehorde kann die Inbetriebnahme dieser Fliegenden
Bauten von einer Gebrauchsabnahme abhangig machen. Das Ergebnis der Ge-
brauchsabnahme ist in das Prufbuch einzutragen.

(8) Die fur die Erteilung der Gebrauchsabnahme zustandige Bauaufsichtsbehorde
kann Auflagen machen oder die Aufstellung oder den Gebrauch Fliegender Bauten
untersagen, soweit dies nach den ortlichen Verhaltnissen oder zur Abwehr von Ge-
fahren erforderlich ist, insbesondere, weil die Betriebssicherheit oder Standsicherheit
nicht oder nicht mehr gewahrleistet ist oder weil von der Ausfuhrungsgenehmigung
abgewichen wird. Wird die Aufstellung oder der Gebrauch untersagt, ist dies in das
Prifbuch einzutragen. Die ausstellende Behorde ist zu benachrichtigen, das Pruf-
buch ist einzuziehen und der ausstellenden Behorde zuzuleiten, wenn die Herstel-
lung ordnungsgemaler Zustande innerhalb angemessener Frist nicht zu erwarten ist.

(9) Bei Fliegenden Bauten, die von Besucherinnen und Besuchern betreten und
langere Zeit an einem Aufstellungsort betrieben werden, kann die flr die Gebrauchs-
abnahme zustandige Bauaufsichtsbehorde aus Grunden der Sicherheit Nachabnah-
men durchfihren. Das Ergebnis der Nachabnahme ist in das Prufbuch einzutragen.

(10) § 68 Absatz 1, 2 und 4, § 80 Absatz 1 und 4 gelten entsprechend.
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Abschnitt 4
Bauaufsichtliche MaBRnahmen

§77
Verbot unrechtmafig gekennzeichneter Bauprodukte

Sind Bauprodukte entgegen § 21 mit dem Ubereinstimmungszeichen gekenn-
zeichnet, kann die Bauaufsichtsbehorde die Verwendung dieser Bauprodukte unter-
sagen und deren Kennzeichnung entwerten oder beseitigen lassen.

§78
Einstellung von Arbeiten

(1) Werden Anlagen im Widerspruch zu offentlich-rechtlichen Vorschriften errich-
tet, geandert oder beseitigt, kann die Bauaufsichtsbehoérde die Einstellung der Arbei-
ten anordnen. Dies gilt auch dann, wenn

1. die Ausflihrung oder Beseitigung eines Vorhabens entgegen den Vorschrif-
ten des § 61 Absatz 3 oder § 72 Absatz 5 und 7 begonnen wurde oder

2. bei der Ausfuhrung

a) eines genehmigungsbedurftigen Bauvorhabens von den genehmigten
Bauvorlagen,

b) eines genehmigungsfreigestellten Bauvorhabens von den eingereichten
Bauvorlagen

abgewichen wird,

3. Bauprodukte verwendet werden, die entgegen der Verordnung )
(EU) 2024/3110 keine CE-Kennzeichnung oder entgegen § 21 kein Uberein-
stimmungszeichen tragen,

4. Bauprodukte verwendet werden, die unberechtigt mit der CE-Kennzeichnung
oder dem Ubereinstimmungszeichen nach § 21 Absatz 3 gekennzeichnet
sind.

(2) Werden unzulassige Arbeiten trotz einer schriftlich oder mundlich verfugten
Einstellung fortgesetzt, kann die Bauaufsichtsbehodrde die Baustelle versiegeln oder
die an der Baustelle vorhandenen Bauprodukte, Gerate, Maschinen und Bauhilfsmit-
tel in amtlichen Gewahrsam bringen.
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§79
Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung

(1) Werden Anlagen im Widerspruch zu 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften errichtet
oder geandert, kann die Bauaufsichtsbehorde die teilweise oder vollstandige Beseiti-
gung der Anlagen anordnen, wenn nicht auf andere Weise rechtmafige Zustande
hergestellt werden kdnnen. Werden Anlagen im Widerspruch zu 6ffentlich-rechtlichen
Vorschriften genutzt, kann diese Nutzung untersagt werden.

(2) Soweit bauliche Anlagen nicht genutzt werden und im Verfall begriffen sind,
kann die Bauaufsichtsbehdérde den Abbruch oder die Beseitigung anordnen, es sei
denn, dass ein offentliches oder schutzwurdiges privates Interesse an ihrer Erhaltung
besteht.

(3) Die Bauaufsichtsbehorde kann verlangen, dass ein erforderliches Verfahren
durchgefuhrt wird oder Bauvorlagen nach § 68 Absatz 2 oder § 62 Absatz 3 einge-
reicht werden.

Abschnitt 5
Bautliberwachung

§ 80
Bautliberwachung

(1) Die Bauaufsichtsbehoérde kann die Einhaltung der 6ffentlich-rechtlichen Vor-
schriften und Anforderungen und die ordnungsgemafe Erfullung der Pflichten der am
Bau Beteiligten Uberprufen.

(2) Die Bauaufsichtsbehorde Uberwacht die Bauausfuhrung bei baulichen Anlagen

1. nach § 66 Absatz 3 hinsichtlich des von ihr bauaufsichtlich gepriften Standsi-
cherheitsnachweises,

2. nach § 66 Absatz 4 hinsichtlich des von ihr bauaufsichtlich gepriften Brand-
schutznachweises

nach naherer Maligabe der Rechtsverordnung nach § 84 Absatz 2.

(3) Im Rahmen der Bauuberwachung kénnen Proben von Bauprodukten, soweit
erforderlich, auch aus fertigen Bauteilen zu Prufzwecken entnommen werden.

(4) Im Rahmen der Bauuberwachung ist jederzeit Einblick in die Genehmigungen,
Zulassungen, Priifzeugnisse, Ubereinstimmungszertifikate, Zeugnisse und Aufzeich-
nungen Uber die Prifungen von Bauprodukten, in die CE-Kennzeichnungen und
Leistungs- und Konformitatserklarungen nach der Verordnung (EU) 2024/3110, in die
Bautagebuicher und andere vorgeschriebene Aufzeichnungen zu gewahren.
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(5) Die Bauaufsichtsbehorde soll, soweit sie im Rahmen der Bautuberwachung Er-
kenntnisse Uber systematische RechtsverstdRe gegen die Verordnung (EU) Nummer
2024/3110 erlangen, diese der fur die Marktuberwachung zustandigen Stelle mittei-
len.

(6) Die Bauaufsichtsbehorde kann die Vorlage von Bescheinigungen, Bestatigun-
gen oder sonstige Erklarungen der herstellenden Unternehmen oder sachkundigen
Lieferfirmen Uber die ordnungsgemale Beschaffenheit und den fachgerechten Ein-
bau von Bauprodukten verlangen.

§ 81
Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung

(1) Die Bauaufsichtsbehorde kann verlangen, dass ihr Beginn und Beendigung be-
stimmter Bauarbeiten angezeigt werden. Die Bauarbeiten durfen erst fortgesetzt wer-
den, wenn die Bauaufsichtsbehdrde der Fortfihrung der Bauarbeiten zugestimmt
hat.

(2) Die Bauherrin oder der Bauherr hat die beabsichtigte Aufnahme der Nutzung
einer nicht verfahrensfreien baulichen Anlage mindestens zwei Wochen vorher der
Bauaufsichtsbehoérde anzuzeigen. Eine bauliche Anlage darf erst benutzt werden,
wenn sie selbst, Zufahrtswege, Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungs- so-
wie Gemeinschaftsanlagen in dem erforderlichen Umfang sicher benutzbar sind,
nicht jedoch vor dem in Satz 1 bezeichneten Zeitpunkt. Feuerstatten oder andere
ortsfeste Feuerungsanlagen durfen erst in Betrieb genommen werden, wenn die be-
vollmachtigte Bezirksschornsteinfegerin oder der bevollmachtigte Bezirksschornstein-
feger ihre sichere Benutzbarkeit sowie die Tauglichkeit und sichere Benutzbarkeit der
zugehorigen Abgasanlagen oder Luftungsanlagen, in die Abgase eingeleitet werden,
gepruft und bescheinigt hat; Verbrennungsmotoren und Blockheizkraftwerke durfen
erst dann in Betrieb genommen werden, wenn er oder sie die Tauglichkeit und si-
chere Benutzbarkeit der Leitungen zur Abfuhrung von Verbrennungsgasen beschei-
nigt hat. Satz 3 gilt auch bei einer wesentlichen Anderung von Anlagen.

Abschnitt 6
Baulasten

§ 82
Baulasten, Baulastenverzeichnis

(1) Durch Erklarung gegenuber der Bauaufsichtsbehodrde konnen Grundsticksei-
gentimerinnen und Grundstlckseigentimer 6ffentlich-rechtliche Verpflichtungen zu
einem ihre Grundstucke betreffenden Tun, Dulden oder Unterlassen ubernehmen,
die sich nicht schon aus offentlich-rechtlichen Vorschriften ergeben. Baulasten wer-
den unbeschadet der Rechte Dritter mit der Eintragung in das Baulastenverzeichnis
wirksam und wirken auch gegenuber Rechtsnachfolgern.
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(2) Die Erklarung nach Absatz 1 bedarf der Schriftform, wobei die elektronische
Form ausgeschlossen ist; die Unterschrift muss 6ffentlich beglaubigt oder vor der
Bauaufsichtsbehoérde geleistet oder vor ihr anerkannt werden.

(3) Die Baulast geht durch Verzicht der Bauaufsichtsbehorde unter. Der Verzicht
ist zu erklaren, wenn ein offentliches Interesse an der Baulast nicht mehr besteht.
Vor dem Verzicht sollen die oder der Verpflichtete und die durch die Baulast Beguns-
tigten angehort werden. Der Verzicht wird mit der Léschung der Baulast im Baulas-
tenverzeichnis wirksam.

(4) Das Baulastenverzeichnis wird von der Bauaufsichtsbehdrde gefuhrt. In das
Baulastenverzeichnis kdnnen auch eingetragen werden

1. andere baurechtliche Verpflichtungen der Grundstlckseigentimerin oder des
Grundstuckseigentumers zu einem ihr oder sein Grundstuick betreffendes
Tun, Dulden oder Unterlassen,

2. Auflagen, Bedingungen, Befristungen und Widerrufsvorbehalte.

(5) Wer ein berechtigtes Interesse darlegt, kann in das Baulastenverzeichnis Ein-
sicht nehmen oder sich einen Auszug erstellen lassen.

Teil 6
Ordnungswidrigkeiten, Rechtsvorschriften,
Ubergangs- und Schlussvorschriften

§ 83
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. einer nach § 84 Absatz 1 bis 3 erlassenen Rechtsverordnung oder einer
nach § 86 Absatz 1 und 2 erlassenen Satzung zuwiderhandelt, sofern die
Rechtsverordnung oder die Satzung fur einen bestimmten Tatbestand auf
diese Bulgeldvorschrift verweist,

2. einer vollziehbaren schriftlichen Anordnung der Bauaufsichtsbehorde zuwi-
derhandelt, die aufgrund dieses Gesetzes oder aufgrund einer nach diesem
Gesetz zulassigen Rechtsverordnung oder Satzung erlassen worden ist, so-
fern die Anordnung auf die BuRgeldvorschrift verweist,

3. als Verfugungsberechtigte oder Verfugungsberechtigter entgegen § 5 Ab-
satz 2 Zu- oder Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflachen nicht
standig freihalt oder Fahrzeuge dort abstellt,

4. entgegen der Vorschrift des § 7 Absatz 1 Grundsticke teilt,
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bei der Errichtung und dem Betrieb einer Baustelle der Vorschrift in § 11 Ab-
satz 3 zuwiderhandelt,

bei Herstellung, Anderung oder Instandhaltung von Anlagen den Vorschrif-
ten Uber die barrierefreie und behindertengerechte bauliche Gestaltung in

§ 39 Absatz 4 und 5, § 50 Absatz 1 bis 4 sowie den erganzend als Techni-
sche Baubestimmungen eingefuhrten technischen Regeln zuwiderhandelt,

ohne die erforderliche Baugenehmigung (§ 59 Absatz 1), Teilbaugenehmi-
gung (§ 74) oder Abweichung (§ 67) oder abweichend davon bauliche Anla-
gen errichtet, andert, benutzt oder entgegen § 61 Absatz 3 Satz 2 bis 4 be-
seitigt,

den Standsicherheitsnachweis nicht entsprechend § 66 Absatz 2 Satz 1 er-
stellen lasst,

entgegen der Vorschrift des § 62 Absatz 3 Satz 2 bis 4 mit der Ausflhrung
eines Bauvorhabens beginnt oder abweichend von den nach § 62 Absatz 3
Satz 1 eingereichten Bauvorlagen ausfuhrt,

Fliegende Bauten ohne Ausfuhrungsgenehmigung (§ 76 Absatz 2) in Ge-
brauch nimmt oder ohne Anzeige und Abnahme (§ 76 Absatz 7) in Ge-
brauch nimmt,

entgegen der Vorschrift in § 72 Absatz 6 mit Bauarbeiten beginnt, entgegen
der Vorschrift in § 61 Absatz 3 Satz 6 mit der Beseitigung einer Anlage be-
ginnt, entgegen den Vorschriften in § 81 Absatz 1 Bauarbeiten fortsetzt oder
entgegen der Vorschrift in § 81 Absatz 2 Satz 1 und 2 bauliche Anlagen
nutzt oder entgegen § 81 Absatz 2 Satz 3 Feuerstatten oder Verbrennungs-
motoren und Blockheizkraftwerke in Betrieb nimmt,

entgegen § 72 Absatz 7 Satz 1 die Baubeginnanzeige nicht oder nicht frist-
gerecht erstattet oder entgegen § 72 Absatz 7 Satz 2 Bauvorlagen nicht
oder nicht fristgerecht einreicht,

. Bauprodukte mit dem Ubereinstimmungszeichen kennzeichnet, ohne dass

daflr die Voraussetzungen nach § 21 Absatz 3 vorliegen,

Bauprodukte entgegen § 21 Absatz 3 ohne das Ubereinstimmungszeichen
verwendet,

Bauarten entgegen § 16a ohne Bauartgenehmigung oder allgemeines bau-
aufsichtliches Prufzeugnis fur Bauarten anwendet,

. als Bauherrin oder Bauherr, Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser,

Unternehmerin oder Unternehmer, Bauleiterin oder Bauleiter oder als deren
Vertreterin oder Vertreter den Vorschriften der § 53 Absatz 1 Satz 1, 2, 4
und 5, § 54 Absatz 1 Satz 3, § 55 Absatz 1 Satz 1 und 2 oder § 56 Absatz 1
zuwiderhandelt,
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17. entgegen § 58 Absatz 6 Satz 4 eine MalRnahme nicht duldet oder entgegen
§ 58 Absatz 7 eine Auskunft nicht vollstandig oder nicht innerhalb der ge-
setzten Frist erteilt, oder die verlangte Unterlage innerhalb der gesetzten
Frist nicht vorlegt,

18. vorhandene Freiflachen nicht nach § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 dauerhaft
begrunt oder bepflanzt,

19. Flachdachflachen nicht entsprechend den Vorgaben des § 32 Absatz 11 er-
richtet.

Ist eine Ordnungswidrigkeit nach Satz 1 Nummer 14 bis 16 begangen worden, kon-
nen Gegenstande, auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht, eingezogen werden;
§ 19 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten ist anzuwenden.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer wider besseres Wissen

1. unrichtige Angaben macht oder unrichtige Plane oder Unterlagen vorlegt, um
eine nach diesem Gesetz vorgesehene Genehmigungsfreistellung, Prufpflicht
oder einen nach diesem Gesetz vorgesehenen Verwaltungsakt zu erwirken
oder zu verhindern,

2. als Prufingenieurin oder Prufingenieur unrichtige Prifberichte erstellt,

3. unrichtige Angaben im Kriterienkatalog nach § 66 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2
macht.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e bis zu 500 000 Euro geahn-
det werden.

(4) Verwaltungsbehorde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes
uber Ordnungswidrigkeiten ist in den Fallen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 14
bis 16 die oberste Bauaufsichtsbehorde, in den Ubrigen Fallen die untere Bauauf-
sichtsbehorde.

§84
Rechtsvorschriften

(1) Zur Verwirklichung der in §§ 3, 16a Absatz 1 und § 16b Absatz 1 bezeichneten
Anforderungen wird die oberste Bauaufsichtsbehorde ermachtigt, durch Rechtsver-
ordnung Vorschriften zu erlassen Uber

1. die nahere Bestimmung allgemeiner Anforderungen der §§ 4 bis 48,

2. Anforderungen an Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur Warmeerzeu-
gung und Energiebereitstellung (§ 42),

3. Anforderungen an Garagen,
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4. besondere Anforderungen oder Erleichterungen, die sich aus der besonde-
ren Art oder Nutzung der baulichen Anlagen fur Errichtung, Anderung, Unter-
haltung, Betrieb und Nutzung ergeben (§ 51), sowie Uber die Anwendung sol-
cher Anforderungen auf bestehende bauliche Anlagen dieser Art,

5. Erst-, Wiederholungs- und Nachprifung von Anlagen, die zur Verhitung er-
heblicher Gefahren oder Nachteile standig ordnungsgemaf unterhalten wer-
den mussen, und die Erstreckung dieser Nachprufungspflicht auf bestehende
Anlagen,

6. die Anwesenheit fachkundiger Personen beim Betrieb technisch schwieriger
baulicher Anlagen und Einrichtungen, wie Blihnenbetriebe und technisch
schwierige Fliegende Bauten, einschliel3lich des Nachweises der Befahigung
dieser Personen.

(2) Die oberste Bauaufsichtsbehérde wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung
Vorschriften zu erlassen uber

1. Prifingenieurinnen, Priufingenieure und Priafamter, denen bauaufsichtliche
Prufaufgaben, einschlieB3lich der Bauliberwachung und der Bauzustandsbe-
sichtigung, Ubertragen werden, sowie

2. Prifsachverstandige, die im Auftrag der Bauherrin oder des Bauherrn oder
der oder des sonstigen nach Bauordnungsrecht Verantwortlichen die Einhal-
tung bauordnungsrechtlicher Anforderungen prufen und bescheinigen.

Die Rechtsverordnungen nach Satz 1 regeln, soweit erforderlich,

1. die Fachbereiche und die Fachrichtungen, in denen Prufingenieurinnen, Pruf-
ingenieure, Priufamter und Prifsachverstandige tatig werden,

2. die Anerkennungsvoraussetzungen und das Anerkennungsverfahren,

3. Erloschen, Rucknahme und Widerruf der Anerkennung, einschliefdlich der
Festlegung einer Altersgrenze,

4. die Aufgabenerledigung,
5. die Vergltung.

(2a) Die Architekten- und Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen wer-
den erméachtigt, Regelungen Uber die Eintragung in die gemal} § 66 Absatz 4 Satz 2
Nummer 2 Buchstabe d zu fuhrende Liste der Brandschutzplanerinnen und Brand-
schutzplaner zu treffen, insbesondere

1. die Anforderungen an die Bildung und Arbeitsweise des Anerkennungsaus-
schusses,

2. die Festlegung allgemeiner Verfahrensregelungen,
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3. die Mdoglichkeiten der Erbringung der erforderlichen Kenntnisse des Brand-
schutzes nach § 66 Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe c,

4. das Uberpriifungsverfahren nach Nummer 3.

Regelungen nach Satz 1 bedurfen der Genehmigung durch die oberste Bauauf-
sichtsbehorde.

(3) Die oberste Bauaufsichtsbehorde wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung
Vorschriften zu erlassen Uber

1. Umfang, Inhalt und Zahl der erforderlichen Bauvorlagen, einschlieRlich der
Bauvorlagen bei der Anzeige der beabsichtigten Beseitigung von Anlagen
nach § 61 Absatz 3 Satz 2 und bei der Genehmigungsfreistellung nach § 62,

2. die erforderlichen Antrage, Anzeigen, Nachweise, Bescheinigungen und Be-
statigungen, auch bei verfahrensfreien Bauvorhaben,

3. das Verfahren im Einzelnen,
4. die Verarbeitung personenbezogener Daten nach § 71.
Sie kann dabei

1. die Art und Anforderungen an die Ubermittiung und die Signatur, insbeson-
dere unter Berucksichtigung der Anforderungen an elektronische Kommuni-
kation und Verfahrensablaufe,

2. fur verschiedene Arten von Bauvorhaben unterschiedliche Anforderungen
und Verfahren

vorschreiben.
(4) Die oberste Bauaufsichtsbehorde wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung

1. die Zustandigkeit fur die vorhabenbezogene Bauartgenehmigung nach § 16a
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und den Verzicht darauf im Einzelfall nach § 16a
Absatz 4 sowie die Zustimmung und den Verzicht auf Zustimmung im Einzel-
fall (§ 20)

a) auf unmittelbar der obersten Bauaufsichtsbehdrde nachgeordnete Behor-
den oder auf das Deutsche Institut fur Bautechnik in Berlin,

b) fur Bauprodukte, die in Baudenkmalern nach Denkmalschutzgesetz ver-
wendet werden sollen, allgemein oder fur bestimmte Bauprodukte auf die
untere Bauaufsichtsbehorde

zu Ubertragen,

2. die Zustandigkeit fir die Anerkennung von Priif-, Zertifizierungs- und Uber-
wachungsstellen (§ 25) auf andere Behorden zu Ubertragen; die Zustandig-
keit kann auch auf eine Behorde eines anderen Landes Ubertragen werden,
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die der Aufsicht einer obersten Bauaufsichtsbehorde untersteht oder an de-
ren Willensbildung die oberste Bauaufsichtsbehorde mitwirkt,

3. das Ubereinstimmungszeichen festzulegen und zu diesem Zeichen zuséatzli-
che Angaben zu verlangen,

4. das Anerkennungsverfahren nach § 25, die Voraussetzungen fur die Aner-
kennung, ihre Rucknahme, ihren Widerruf und ihr Erloschen zu regeln, insbe-
sondere auch Altersgrenzen festzulegen, sowie eine ausreichende Haft-
pflichtversicherung zu fordern.

(4a) Die oberste Bauaufsichtsbehdrde kann durch Rechtsverordnung vorschrei-
ben, dass fur bestimmte Bauprodukte und Bauarten, auch soweit sie Anforderungen
nach anderen Rechtsvorschriften unterliegen, hinsichtlich dieser Anforderungen
§ 16a Absatz 2, §§ 17 bis 25 ganz oder teilweise anwendbar sind, wenn die anderen
Rechtsvorschriften dies verlangen oder zulassen.

(5) Die oberste Bauaufsichtsbehorde wird erméachtigt, durch Rechtsverordnung zu
bestimmen, dass die Anforderungen der aufgrund des § 31 des Gesetzes Uber Uber-
wachungsbedurftige Anlagen und des § 49 Absatz 4 des Energiewirtschaftsgesetzes
erlassenen Rechtsverordnungen entsprechend fur Anlagen gelten, die weder ge-
werblichen noch wirtschaftlichen Zwecken dienen und in deren Gefahrenbereich
auch keine Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschaftigt werden. Sie kann auch
die Verfahrensvorschriften dieser Verordnungen fur anwendbar erklaren oder selbst
das Verfahren bestimmen sowie Zustandigkeiten und Gebulhren regeln. Dabei kann
sie auch vorschreiben, dass danach zu erteilende Erlaubnisse die Baugenehmigung,
einschlieBlich der zugehoérigen Abweichungen, einschliel3en sowie, dass § 27 Ab-
satz 5 des Gesetzes Uber Uberwachungsbedurftige Anlagen insoweit Anwendung fin-
det.

(6) Die oberste Bauaufsichtsbehoérde erlasst die zur Durchfliihrung dieses Geset-
zes erforderlichen Verwaltungsvorschriften.

§ 85
Technische Baubestimmungen

(1) Die Anforderungen nach § 3 kdnnen durch Technische Baubestimmungen kon-
kretisiert werden. Die Technischen Baubestimmungen sind zu beachten. Von den in
den Technischen Baubestimmungen enthaltenen Planungs-, Bemessungs- und Aus-
fuhrungsregelungen kann abgewichen werden, wenn mit einer anderen Losung in
gleichem Malde die Anforderungen erflllt werden und in der Technischen Baubestim-
mung eine Abweichung nicht ausgeschlossen ist; § 16a Absatz 2, § 17 Absatz 1 und
§ 67 Absatz 1 bleiben unberihrt.

(2) Die Konkretisierungen konnen durch Bezugnahmen auf technische Regeln und
deren Fundstellen oder auf andere Weise erfolgen, insbesondere in Bezug auf:

1. bestimmte bauliche Anlagen oder ihre Teile,
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2. die Planung, Bemessung und Ausflhrung baulicher Anlagen und ihrer Teile,

3. die Leistung von Bauprodukten in bestimmten baulichen Anlagen oder ihren
Teilen, insbesondere:

a) Planung, Bemessung und Ausfluhrung baulicher Anlagen bei Einbau eines
Bauprodukts,

b) Merkmale von Bauprodukten, die sich fur einen Verwendungszweck auf
die Erfullung der Anforderungen nach § 3 auswirken,

c) Verfahren fur die Feststellung der Leistung eines Bauproduktes im Hin-
blick auf Merkmale, die sich fur einen Verwendungszweck auf die Erful-
lung der Anforderungen nach § 3 auswirken,

d) zulassige oder unzulassige besondere Verwendungszwecke,

e) die Festlegung von Klassen und Stufen in Bezug auf bestimmte Verwen-
dungszwecke,

f) die fur einen bestimmten Verwendungszweck anzugebende oder erforder-
liche und anzugebende Leistung in Bezug auf ein Merkmal, das sich flr
einen Verwendungszweck auf die Erfullung der Anforderungen nach § 3
auswirkt, soweit vorgesehen in Klassen und Stufen,

4. die Bauarten und die Bauprodukte, die nur eines allgemeinen bauaufsichtli-
chen Prifzeugnisses nach § 16a Absatz 3 oder nach § 19 Absatz 1 bedur-
fen,

5. Voraussetzungen zur Abgabe der Ubereinstimmungserklarung fiir ein Bau-
produkt nach § 22,

6. die Art, den Inhalt und die Form technischer Dokumentation.

(3) Die Technischen Baubestimmungen enthalten die in § 17 Absatz 3 genannte
Liste.

(4) Das Deutsche Institut fur Bautechnik macht nach Anhorung der beteiligten
Kreise im Einvernehmen mit der obersten Bauaufsichtsbehdrde zur Durchfuhrung
dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnun-
gen die Technischen Baubestimmungen nach Absatz 1 als Verwaltungsvorschrift be-
kannt. Die nach Satz 1 bekannt gemachte Verwaltungsvorschrift gilt als Verwaltungs-
vorschrift des Landes Bremen, soweit die oberste Bauaufsichtsbehdrde keine abwei-
chende Verwaltungsvorschrift erlasst.
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§ 86
Ortliche Bauvorschriften

(1) Die Gemeinden kénnen durch Satzung ortliche Bauvorschriften erlassen tUber

1. besondere Anforderungen an die auf3ere Gestaltung baulicher Anlagen so-
wie von Werbeanlagen und Automaten zur Erhaltung und Gestaltung von
Ortsbildern,

2. Uuber das Verbot und die Beschrankung von Werbeanlagen und Automaten
aus ortsgestalterischen Grinden,

3. die Lage, Grole, Beschaffenheit, Ausstattung und die Unterhaltung von Kin-
derspielflachen, Mitteilungspflichten gegenuber der fur die Spielférderung
von Kindern zustandigen Stelle, Ausnahmen von der Herstellungspflicht und
Voraussetzungen fur die Beseitigung von Kinderspielflachen nach § 8 Ab-
satz 3 sowie die Voraussetzungen fur die Ablésung, Hohe, den Zahlungs-
nachweis und die Verwendung von Abl6sungsbetragen nach § 8 Absatz 4,

4. allgemeine Anforderungen an die Grolde, Beschaffenheit und Gestaltung von
Stellplatzen und Fahrradabstellplatzen,

a) die Anzahl von Stellplatzen, insbesondere auch fur Kraftfahrzeuge von
Menschen mit Behinderungen, und Fahrradabstellplatzen nach § 49 Ab-
satz 1 Satz 1, die unter Berucksichtigung der értlichen Verkehrsverhalt-
nisse fur bauliche Anlagen erforderlich sind, bei denen ein Zu- und Ab-
gangsverkehr mit Kraftfahrzeugen und Fahrradern oder fahrradahnlichen
Leichtkraftradern zu erwarten ist (notwendige Stellplatze, notwendige
Fahrradabstellplatze), einschlieBlich des Mehrbedarfs bei Anderungen und
Nutzungsanderungen der Anlagen,

b) die Anforderungen an MalRnahmen eines vorhabenbezogenen Mobilitats-
managements, die unter Berticksichtigung der ortlichen Verkehrsverhalt-
nisse und der zu erwartenden Nutzung der baulichen Anlage zur Verringe-
rung des motorisierten Individualverkehrs oder des ruhenden Verkehrs er-
forderlich sind (notwendiges Mobilitatsmanagement),

c) eine nach § 49 Absatz 2 mogliche Ablésung der Herstellungspflicht und
die Hohe der Ablosungsbetrage, die nach Art der Nutzung und Lage der
Anlage unterschiedlich geregelt werden kann,

d) den vollstandigen oder teilweisen Verzicht auf die Herstellung von notwen-
digen Stellplatzen, soweit der Stellplatzbedarf insbesondere durch Mal}-
nahmen eines Mobilitatsmanagements verringert wird oder durch Umnut-
zungen oder Umbauten von Gebaudeteilen entsteht,

e) die Voraussetzungen fur vollstandige oder teilweise Verbote der Herstel-
lung von notwendigen und nicht notwendigen Stellplatzen auf bestimmte
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Teile des Gemeindegebiets oder bestimmte Falle, soweit Griinde des Ver-
kehrs oder stadtebauliche Grunde dies erfordern,

5. die Gestaltung der Gemeinschaftsanlagen, der Lagerplatze, der Stellplatze
fur Kraftfahrzeuge, der Stellplatze flur bewegliche Abfall- und Wertstoffbehal-
ter sowie Uber die Notwendigkeit, Art, Gestaltung und Hohe von Abgrenzun-
gen oder Einfriedungen; hierzu konnen auch Anforderungen an die Bepflan-
zung gestellt oder die Verwendung von Pflanzen, insbesondere Hecken, als
Einfriedung verlangt werden,

6. die Begrinung von baulichen Anlagen sowie Uber die Gestaltung der Freifla-
chen von Baugrundsticken; dabei kann die Bepflanzung der Freiflachen mit
Baumen und Strauchern geregelt oder allgemein oder fir bestimmte Berei-
che, wie Vorgarten, eine gartnerische Anlegung und Unterhaltung verlangt
werden,

7. andere als in § 6 vorgeschriebenen Tiefen der Abstandsflachen zur Wahrung
der bauhistorischen Bedeutung oder der sonstigen erhaltenswerten Eigenart
eines Gemeindeteiles,

8. die Bestimmung, dass abweichend von § 2 Absatz 6 Satz 2 und Absatz 7
beide oberste Geschosse als Vollgeschoss gelten oder nur ein oberstes Ge-
schoss als Vollgeschoss qgilt.

(2) Die Gemeinden konnen ferner durch Satzung bestimmen, dass im Gemeinde-
gebiet oder in Teilen davon die Verwendung bestimmter Brennstoffe untersagt oder
der Anschluss an Einrichtungen zur Versorgung mit Nah- und Fernwarme und deren
Benutzung vorgeschrieben wird, wenn dies nach den ortlichen Verhaltnissen zur Ver-
meidung von Gefahren, Umweltbelastungen oder unzumutbaren Belastigungen oder
aus Grunden der Schonung der naturlichen Lebensgrundlagen, insbesondere zur ra-
tionellen Verwendung von Energie, zur Nutzung erneuerbarer Energien oder zur Nut-
zung von Biomasse, gerechtfertigt ist.

(3) Ortliche Bauvorschriften kénnen auch durch Bebauungsplan oder, soweit das
Baugesetzbuch dies vorsieht, durch andere Satzungen nach den Vorschriften des
Baugesetzbuchs erlassen werden. In diesen Fallen sind, soweit das Baugesetzbuch
kein abweichendes Verfahren regelt, die Vorschriften des Ersten und des Dritten Ab-
schnitts des Ersten Teils, des Ersten Abschnitts des Zweiten Teils des Ersten Kapi-
tels, die §§ 13, 13a, 30, 31, 33, 36, 214 und 215 des Baugesetzbuches entsprechend
anzuwenden.

(4) Anforderungen nach Absatzen 1 und 2 kdnnen innerhalb der ortlichen Bauvor-
schrift auch in Form zeichnerischer Darstellungen gestellt werden. Ihre Bekanntgabe
kann dadurch ersetzt werden, dass dieser Teil der ortlichen Bauvorschrift bei der Ge-
meinde zur Einsicht ausgelegt wird; hierauf ist in den értlichen Bauvorschriften hinzu-
weisen.

101



Entwurf des Gesetzes zur Anderung bauordnungsrechtlicher Vorschriften,
informelle Volltext-Lesefassung vom 30. Juni 2026

§ 87
Ubergangsvorschriften

(1) Die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleiteten Verfahren sind nach
den davor geltenden Verfahrensvorschriften fortzufuhren. In diesen Fallen sind die
materiellen Vorschriften dieses Gesetzes nur insoweit anzuwenden, als sie fur die
Antragstellerin oder den Antragsteller eine gunstigere Regelung enthalten als das zur
Zeit der Antragstellung geltende Recht.

(2) Far Bauprodukte, die weiterhin nach der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 9. Marz 2011 zur Festlegung harmoni-
sierter Bedingungen fur die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der
Richtlinie 89/106/EWG des Rates (ABI. L 88 vom 4.4.2011, S. 5; ABI. L 103 vom
12.4.2013, S. 10; ABI. L 92 vom 8.4.2015, S. 118), die zuletzt durch Verordnung (EU)
2024/3110 vom 27.11.2024 (ABI. L, 2024/3110, 18.12.2024) geandert worden ist, auf
dem Markt bereitgestellt werden, sind die Regelungen der Bremischen Landesbau-
ordnung in der Fassung vom 29. Mai 2024 (Brem.GBI. S. 270, 381) anzuwenden, so-
weit diese auf die Verordnung (EU) Nr. 305/2011 verweisen.

(3) Bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes fur Bauarten erteilte allgemeine bauauf-
sichtliche Zulassungen oder Zustimmungen im Einzelfall gelten als Bauartgenehmi-
gung fort.

(4) Bestehende Anerkennungen als Priif-, Uberwachungs- und Zertifizierungsstel-
len bleiben in dem bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geregelten Umfang wirk-
sam. Vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gestellte Antrage gelten als Antrage
nach diesem Gesetz.

(5) Befugnisse, die sich aus den durch die oberste Bauaufsichtsbehorde bisher er-
teilten Bauvorlageberechtigungen ergeben, bleiben bis zur Beendigung der jeweili-
gen beruflichen Tatigkeit unberihrt.

(6) Bestehende Freiflachen mussen spatestens bis zum 31. Dezember 2026 den
Anforderungen des § 8 Absatz 1 entsprechen.
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Artikel 2

Anderung der Bremischen Bauvorlagenverordnung
(BremBauVorlV)

Die Bremische Bauvorlagenverordnung vom 1. September 2022 (Brem.GBI.
S. 753), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 24. Oktober 2024 (Brem.GBI.
S. 792) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

Inhaltsverzeichnis

Teil 1
Allgemeines

§1 Begriff
§ 2  Einreichung von Antragen, Anzeigen und Bauvorlagen

Teil 2
Vorzulegende Bauvorlagen

§ 3  Bauliche Anlagen

§4 Werbeanlagen

§ 5 Vorbescheid, Abweichungen, Ausnahmen und Befreiungen
§ 6  Beseitigung von Anlagen

Teil 3
Inhalt der Bauvorlagen

§ 7 Lageplan

§ 8 Bauzeichnungen

§ 9 Bau- und Betriebsbeschreibung, Berechnungen

§ 10 Standsicherheitsnachweis
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§ 12 Nachweise fur Warme-, Schall-, Erschutterungsschutz
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§ 14 Ubermittlung personenbezogener Daten
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Teil 5
Aufbewahrungspflicht

§ 15 Aufbewahrungspflicht

) Teil 6
Ubergangs- und Schlussvorschriften

§ 16 Ubergangsvorschriften
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Teil 1
Allgemeines

§1
Begriff

(1) Bauvorlagen sind die einzureichenden Unterlagen, die flr die Beurteilung des
Bauvorhabens in bauaufsichtlichen Verfahren und die Bearbeitung des Bauantrags
(§ 68 Absatz 2 Satz 1 Bremische Landesbauordnung), fur die Anzeige der beabsich-
tigten Beseitigung (§ 61 Absatz 3 Satz 2 Bremische Landesbauordnung) oder fur die
Genehmigungsfreistellung (§ 62 Absatz 3 Satz 1 Bremische Landesbauordnung) er-
forderlich sind. Bautechnische Nachweise gelten auch dann als Bauvorlagen, wenn
sie der Bauaufsichtsbehdérde nicht vorzulegen sind.

§2
Einreichung von Antragen, Anzeigen und Bauvorlagen

(1) Der Antrag oder die Anzeige mit den zugehorigen Bauvorlagen sind einschlief3-
lich der Bauzeichnungen und sonstigen Bauvorlagen elektronisch in Textform tber
ein Online-Portal bei der zustandigen unteren Bauaufsichtsbehdrde einzureichen.
Die Bauaufsichtsbehdrde kann Vorgaben zur elektronischen Einreichung und zur
Identifizierung der Antragstellerin oder des Antragstellers machen. Die Bauaufsichts-
behdrde kann die Verwendung einheitlicher Vordrucke und die Einreichung der Bau-
vorlagen in einer bestimmten Ordnung verlangen. Die zustandigen unteren Bauauf-
sichtsbehorden geben im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen den Zeitpunkt be-
kannt, ab wann und fur welche Verfahren eine elektronische Einreichung nach Satz 1
bis 3 wahlweise moglich ist oder verpflichtend erfolgen muss. Bis dahin ist jeweils
entsprechend Absatz 7 Satz 1 die Einreichung der Unterlagen in Papierform weiter-
hin zulassig.

(2) Hat die oberste Bauaufsichtsbehorde Formulare verdffentlicht, sind diese bei
der Ubermittlung in Papierform zu verwenden sowie die dortigen Angaben als not-
wendige Daten im Rahmen der elektronischen Ubermittlung zu bertcksichtigen.

(3) Jeder Antrag, jede Anzeige und jede Bauvorlage muss als Einzeldatei erstellt
und abgespeichert und in einem archivfahigen Portable Document Format
(PDF/-A-2a nach ISO 19005-2) ubermittelt werden. Bei Dateien mit nicht digitalem
Ursprung muss eine automatisierte Text- und Zeichenerkennung durchgefihrt wor-
den sein. Dateianlagen innerhalb der PDF-Dateien sind unzulassig. Die gewahlten
Dateinamen mussen je einzelne Datei die Angaben zum Dateiinhalt und das Erstel-
lungsdatum im Format Jahr, Monat, Tag (jjjjmmtt) enthalten. Die Bauaufsichtsbe-
hérde kann die DateigroRen und die Lange des Dateinamens aus technischen Grin-
den beschranken.

(4) Sofern die Bauaufsichtsbehorde im Ausnahmefall eine von Absatz 1 Satz 1 ab-
weichende elektronische Ubermittlung fur zulassig erklart, sind die Bauvorlagen mit
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Bezeichnung des Bauvorhabens entsprechend Absatz 1 Satz 3 ohne weitere Unter-

ordner einzureichen. Werden Datentrager zugelassen, durfen die einzelnen Dateien

sowie der Datentrager keine Sicherheitseinstellungen und keinen Schreibschutz ent-
halten.

(5) Die Bauaufsichtsbehérde kann andere Dateistrukturen, Bezeichnungen der
Dateien, Strukturierungen der Antragsunterlagen, Dateigrof3en und Dateitypen zur
Ubermittlung der Daten zulassen.

(6) Die Bauaufsichtsbehorde kann erganzend Papierexemplare der Bauvorlagen
nachfordern, wenn dies fur die Beurteilung des Bauvorhabens im Einzelfall erforder-
lich ist. Papierexemplare mussen

1. dem Format DIN A 4 entsprechen oder auf diese Grolie gefaltet sein,

2. aus alterungsbestandigem Papier oder gleichwertigem Material lichtbestandig
hergestellt sein und

3. von der Entwurfsverfasserin oder dem Entwurfsverfasser unterschrieben sein.

(7) Abweichend von Absatz 1 soll die zustandige untere Bauaufsichtsbehdrde die
Einreichung des Antrages in Papierform zulassen, wenn

1. die Einreichung in elektronischer Form fur die Bauherrin oder den Bauherrn
unzumutbar ist oder

2. seitens der zustandigen unteren Bauaufsichtsbehoérde die verfahrenstechni-
schen Voraussetzungen noch nicht in dem erforderlichen Umfang vorliegen.

Bei Einreichung in Papierform sind die Bauvorlagen zweifach einzureichen. Abwei-
chend von Satz 2 sind die Bauvorlagen nach § 62 Absatz 3 Satz 1 der Bremischen
Landesbauordnung einfach einzureichen. Ist die Prifung bautechnischer Nachweise
durch eine Prifingenieurin oder einen Prifingenieur erforderlich, ist jeweils eine
Mehrfertigung der Ubrigen Bauvorlagen einzureichen. Die Absatze 2, 6, 8 und 9 gel-
ten entsprechend.

(8) Die Bauaufsichtsbehorde darf ein Modell oder weitere Unterlagen verlangen,
wenn dies zur Beurteilung des Bauvorhabens erforderlich ist.

(9) Die Bauaufsichtsbehorde soll auf Bauvorlagen verzichten, wenn diese zur Be-
urteilung des Bauvorhabens nicht erforderlich sind.

(10) Die Anzeigen, Genehmigungen, Zulassungen, Bestatigungen, Bescheinigun-
gen und die dazugehdrigen Bauvorlagen mussen wahrend der Durchfuhrung der
Baumalnahme an der Baustelle als elektronisches Dokument mit der qualifizierten
Signatur oder mit einem qualifizierten elektronischen Siegel der Bauaufsichtsbehoérde
oder in Papierform vorgelegt werden konnen.
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Teil 2
Vorzulegende Bauvorlagen

§3

Bauliche Anlagen

(1) Vorzulegen sind:

1.

>~ « B

der Lageplan (§ 7),
ein Auszug aus dem Bebauungsplan einschlie3lich Legende,
die Bauzeichnungen (§ 8),
die Bau- und Betriebsbeschreibung mit Berechnungen (§ 9),

der Nachweis der Standsicherheit (§ 10); soweit er nicht bauaufsichtlich ge-
pruft wird, mit der Erklarung der Tragwerksplanerin oder des Tragwerksplaners
nach Maldgabe des Kriterienkataloges der Anlage 2; die Vorlage der Tragwerk-
splanererklarung ist fir Wohngebaude der Gebaudeklassen 1 und 2 nicht er-
forderlich,

der Nachweis des Brandschutzes (§ 11), soweit er nicht bereits in den Ubrigen
Bauvorlagen enthalten ist,

die erforderlichen Angaben Uber die gesicherte ErschlieRung hinsichtlich der
Versorgung mit Wasser und Energie sowie der Entsorgung von Abwasser und
der verkehrsmalligen Erschliefung, soweit das Bauvorhaben nicht an eine 6f-
fentliche Wasser- oder Energieversorgung oder eine 6ffentliche Abwasserent-
sorgungsanlage angeschlossen werden kann oder nicht in ausreichender
Breite an einer offentlichen Verkehrsflache liegt,

die Antrage auf Zulassung von Abweichungen, Ausnahmen und Befreiungen
(§ 67 Absatz 2 Bremische Landesbauordnung) mit den zur Beurteilung erfor-
derlichen Angaben,

Angaben Uber die Beantragung der fir das Vorhaben nach anderen &ffentlich-
rechtlichen Vorschriften erforderlichen Zulassungsentscheidungen.

(2) Im Lageplan und in jeder Bauzeichnung muss neben der numerischen Angabe

des Maldstabes zur Kalibrierung auch eine grafische Mal3stabsleiste enthalten sein,
sofern nicht vorhandene Mal3ketten eine Kalibrierung ermoéglichen. Die Mal3ketten
nach Satz 1 sind mit den gemessenen Strecken der Gelandeoberflachen im Mittel zu
beschriften.

(3) Die Bauvorlagen mussen eine Angabe Uber die Entwurfsverfasserin oder den

Entwurfsverfasser enthalten.
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Werbeanlagen

(1) Vorzulegende Bauvorlagen bei Werbeanlagen sind:

1. ein aktueller Auszug aus der Liegenschaftskarte mit Einzeichnung des Stand-
ortes,

ein Auszug aus dem Bebauungsplan einschlie3lich Legende,

eine Zeichnung (Absatz 2) und eine Beschreibung (Absatz 3),

T

ein farbiges Lichtbild oder eine farbige Lichtbildmontage,

5. der Nachweis der Standsicherheit (§ 10); soweit er nicht bauaufsichtlich ge-
pruft wird, mit der Erklarung der Tragwerksplanerin oder des Tragwerksplaners
nach Maligabe des Kriterienkataloges der Anlage 2,

6. die Angabe der Herstellungs- und Anbringungskosten.

(2) Die Zeichnung muss die Darstellung der Werbeanlage und ihre Male, auch
bezogen auf den Standort und auf Anlagen, an denen die Werbeanlage angebracht
oder in deren Nahe sie aufgestellt werden soll, sowie Angaben Uber die Farbgestal-
tung enthalten.

(3) In der Beschreibung sind die Art und die Beschaffenheit der Werbeanlage, so-
wie, soweit erforderlich, die Abstande zu 6ffentlichen Verkehrsflachen anzugeben.

§5

Vorbescheid,
Abweichungen, Ausnahmen und Befreiungen

Vorzulegen sind diejenigen Bauvorlagen, die zur Beurteilung

1. der durch den Vorbescheid nach § 75 der Bremischen Landesbauordnung zu
entscheidenden Fragen des Bauvorhabens, oder

2. der Antrage auf Zulassung von Abweichungen, Ausnahmen und Befreiungen
nach § 67 Absatz 2 Satz 2 der Bremischen Landesbauordnung bei verfahrens-
freien Vorhaben und fur die Genehmigungsfreistellung

erforderlich sind.
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§6

Beseitigung von Anlagen

Vorzulegende Bauvorlagen fir die Beseitigung von Anlagen sind:

1.

ein aktueller Auszug aus der Liegenschaftskarte, der die Lage der zu beseiti-
genden Anlagen unter Bezeichnung des Grundstlicks nach Liegenschaftskata-
ster sowie nach Stralde und Hausnummer darstellt,

in den Fallen des § 61 Absatz 3 Satz 4 der Bremischen Landesbauordnung
eine Bestatigung der Standsicherheit durch die Tragwerksplanerin oder des
Tragwerksplaners,

in den Fallen des § 61 Absatz 3 Satz 6 der Bremischen Landesbauordnung
der Prifbericht der Prufingenieurin oder des Prufingenieurs,

ein Lichtbild der Ansicht der baulichen Anlage,
Name und Anschrift des Beseitigungsunternehmers,

eine Beschreibung des Beseitigungsverfahrens mit Angaben tUber den Gerate-
einsatz und SchutzmalRnahmen,

Angaben uber schadstoffhaltige Verunreinigungen des Abbruchmaterials so-
wie dessen Entsorgung,

Angaben Uber andere Bestandteile von Natur und Landschaft nach §§ 23

bis 30 des Bundesnaturschutzgesetzes, ,Natura 2000“-Gebiete nach § 32 des
Bundesnaturschutzgesetzes sowie Lebensstatten besonders geschutzter Ar-
ten gemal § 7 Absatz 2 Nummer 13 des Bundesnaturschutzgesetzes und
streng geschutzter Arten gemal § 7 Absatz 2 Nummer 14 des Bundesnatur-
schutzgesetzes sowie Wald im Sinne des Bremischen Waldgesetzes,

Angaben Uber die Beantragung der fir die Beseitigung der Anlage nach ande-
ren offentlich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Genehmigungen, insbe-
sondere nach denkmalschutzrechtlichen Vorschriften,

10. Angaben Uber die Beseitigungskosten.

Sofern durch die Baustelle 6ffentliche Verkehrsflachen des Vorbehaltsnetzes ent-
sprechend der aufgefuhrten StralRenliste gemal’ der Anlage zu § 1 Absatz 4 der Ver-
ordnung Uber die Zustandigkeiten nach der Strallenverkehrs-Ordnung betroffen sind,
ist fruhzeitig, spatestens jedoch sechs Wochen vor Baubeginn in Verbindung mit
dem Antrag auf Erteilung der erforderlichen Sondernutzungserlaubnis nach § 18 des
Bremischen Landesstrallengesetzes die Baubeginnanzeige sowie ein Baustellenein-
richtungs- und -ablaufplan bei der zustandigen Verkehrsbehorde einzureichen.
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Teil 3
Inhalt der Bauvorlagen

§7
Lageplan

(1) Der Lageplan ist auf der Grundlage des Liegenschaftskatasters durch das Lan-
desamt Geolnformation Bremen, das Vermessungs- und Katasteramt Bremerhaven
oder im Land Bremen zugelassene Offentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen
und Offentlich bestellten Vermessungsingenieure mit den Angaben nach Absatz 3 zu
erstellen (qualifizierter Lageplan) und durch die Angaben der Entwurfsverfasserin
oder des Entwurfsverfassers nach Absatz 4 zu erganzen. Ein kleinerer Mal3stab als
1:500 ist zulassig, wenn er mit dem Mal3stab der amtlichen Liegenschaftskarte Uber-
einstimmt. Ein grofRerer Mal3stab ist zu wahlen, wenn es fur die Beurteilung des Vor-
habens erforderlich ist. Der Lageplan muss das Baugrundstick und mindestens die
unmittelbar angrenzenden sowie die strallenseitig gegenuberliegenden Grundstucke
(Nachbargrundstlcke) in einer fur die Beurteilung des Vorhabens erforderlichen Tiefe
darstellen. Ist der Grenzverlauf des Baugrundstucks ortlich nicht erkennbar oder
weicht dieser erheblich vom Katasternachweis ab, ist der Verlauf der rechtmafRigen
Grenzen des Baugrundstucks durch eine amtliche Grenzfeststellung nachzuweisen,
wenn eine Grenzliberbauung oder die Nichteinhaltung erforderlicher Abstande ge-
genuber Grundstucksgrenzen zu befurchten ist. Der Lageplan ist mit dem Namen der
Bauherrin oder des Bauherrn, der Bezeichnung des Bauvorhabens und dem Datum
des dazugehdrigen Bauantrags oder der Unterlagen nach § 62 Absatz 3 Satz 1 der
Bremischen Landesbauordnung zu beschriften.

(2) Der Lageplan kann vollstandig durch die Entwurfsverfasserin oder den Ent-
wurfsverfasser auf einem beglaubigten Auszug aus der Liegenschaftskarte mit den
Angaben nach Absatz 3 und 4 fur

1. die Errichtung und Anderung von Wohngebduden der Gebaudeklassen 1
und 2,

2. Nutzungsénderungen ohne Anderungen der Gebaudeabmessungen oder
3. Vorhaben von untergeordneter Bedeutung

erstellt werden (einfacher Lageplan). Die Bauaufsichtsbehorde kann auch bei Vorha-
ben nach Satz 1 einen qualifizierten Lageplan verlangen, wenn dies die besonderen
Grundstucks-, Gebaude- oder Grenzverhaltnisse erfordern.

(3) Der qualifizierte Lageplan muss folgende Angaben enthalten:
1. den Maldstab und die Nordrichtung,

2. die im Liegenschaftskataster nachgewiesenen Bezeichnungen der Flursticke
des Baugrundstucks und der benachbarten Grundsticke mit den jeweiligen
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Grenzen und FlachengroéRen, die Angaben zu einem nahegelegenen geeigne-
ten Hohenpunkt und die darauf bezogene Hohenlage der Eckpunkte des Bau-
grundstticks,

3. die im Grundbuch gefuhrte Bezeichnung des Baugrundstucks und der benach-
barten Grundsticke mit den jeweiligen Eigentimerangaben,

4. die vorhandenen baulichen Anlagen auf dem Baugrundstick und den benach-
barten Grundsticken mit Angabe ihrer Nutzung, First- und Aulenwandhdhen
und der Dachform,

5. Bau- und Kulturdenkmale auf dem Baugrundstiick und auf den Nachbargrund-
stlcken,

6. die angrenzenden o6ffentlichen Verkehrsflachen mit Angabe der Breite, der
Stral3enklasse und der Hohenlage mit Bezug auf den in Nummer 2 bezeichne-
ten Hohenpunkt,

7. die Festsetzungen eines Bebauungsplans fur das Baugrundstuck uber Art und
Malf der baulichen Nutzung sowie die Baulinien, Baugrenzen und die Bau-
weise,

8. die Flachen des Baugrundstiicks, die innerhalb des Geltungsbereichs einer
Veranderungssperre (§ 14 Baugesetzbuch), eines formlich festgelegten Sanie-
rungsgebietes (§ 142 Baugesetzbuch), eines formlich festgelegten Entwick-
lungsbereiches (§ 165 Baugesetzbuch) sowie einer Erhaltungssatzung (§ 172
Baugesetzbuch) liegen,

9. den nach der Baumschutzverordnung geschitzten Baumbestand auf dem
Baugrundstuck und auf den Nachbargrundsticken in einem Grenzabstand von
bis zu 5 Metern,

10. Angaben Uber andere Bestandteile von Natur und Landschaft nach §§ 23
bis 30 des Bundesnaturschutzgesetzes, ,Natura 2000“-Gebiete nach § 32 des
Bundesnaturschutzgesetzes sowie Lebensstatten besonders geschutzter Ar-
ten gemal § 7 Absatz 2 Nummer 13 des Bundesnaturschutzgesetzes und
streng geschutzter Arten gemal § 7 Absatz 2 Nummer 14 des Bundesnatur-
schutzgesetzes sowie Wald im Sinne des Bremischen Waldgesetzes.

(4) Auf dem Lageplan nach den Absatzen 2 oder 3 hat die Entwurfsverfasserin
oder der Entwurfsverfasser zusatzlich folgende Angaben einzutragen:

1. Leitungen, die der 6ffentlichen Versorgung mit Wasser, Gas, Elektrizitat,
Warme, der offentlichen Abwasserentsorgung oder der Telekommunikation
und Rohrleitungen, die dem Ferntransport von Stoffen dienen sowie deren Ab-
stande zu der geplanten baulichen Anlage,

2. Hydranten und andere Wasserentnahmestellen fur die Feuerwehr,

3. Flachen, die von Baulasten und o6ffentlichen Grundlasten betroffen sind,
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4. die geplante bauliche Anlage unter Angabe der Au3enmalde, der Dachform
und der Zahl der Vollgeschosse,

5. die Hohenlage der Eckpunkte der geplanten baulichen Anlage sowie die H6-
henlage der rohbaufertigen FuRbodenoberkante des Erdgeschossful3bodens
zur StraRenhohe und zur Gelandeoberflache mit Bezug auf den in Absatz 3
Nummer 2 bezeichneten Hohenpunkt,

6. die Aufteilung der nicht Uberbauten Flachen unter Angabe der Lage und Breite
der Zu- und Abfahrten, der Anzahl, Lage und GrofRRe der Kinderspielplatze, der
Stellplatze und der Flachen fir die Feuerwehr,

7. die Abstande der geplanten baulichen Anlage zu den Nachbargrenzen und zu
den auf dem Baugrundstiick und den benachbarten Grundsticken befindlichen
baulichen Anlagen unter Angabe der Art der vorhandenen Aulienwande und
Bedachungen sowie die Abstandsflachen mit dem Mal} H je AuRenwand,

8. die nach offentlich-rechtlichen Vorschriften einzuhaltenden Mindestabstande
der geplanten baulichen Anlage, insbesondere zu benachbarten 6ffentlichen
Verkehrsflachen, Gewassern, Deichen, Dammen und Gleisanlagen,

9. die das Baugrundstick betreffenden Festsetzungen eines Bebauungsplanes
oder einer anderen Satzung uber Ma3nahmen zur Minderung, zum Ausgleich
und zum Ersatz von Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft,

10. die gemal § 8 Absatz 2 des Bremischen Ausfuhrungsgesetzes zum Bundes-
naturschutzgesetz durch die Naturschutzbehdrde beurteilten Angaben von
Eingriffsvorhaben nach § 17 Absatz 4 des Bundesnaturschutzgesetzes.

(5) Der Inhalt des Lageplans nach Absatz 3 und 4 ist auf besonderen Dokumenten
in geeignetem Mafstab darzustellen, wenn der Lageplan sonst unibersichtlich
wurde.

(6) Im Lageplan sind die Zeichen und Farben der Anlage 1 zu verwenden; im Ubri-
gen ist die Planzeichenverordnung 1990 vom 18. Dezember 1990 (BGBI. | S. 58)
entsprechend anzuwenden. Sonstige Darstellungen sind zu erlautern.

(7) Bei Anderungen baulicher Anlagen, bei denen AuRenwande und D&cher sowie
die Nutzung nicht verandert werden, ist der Lageplan nicht erforderlich.

§8
Bauzeichnungen

(1) Fur die Bauzeichnungen ist ein Maf3stab von mindestens 1:100 zu verwenden.
Ein groRerer Mal3stab ist zu wahlen, wenn er zur Darstellung der erforderlichen Ein-
tragung notwendig ist; ein kleinerer Mal3stab kann gewahlt werden, wenn er dafur
ausreicht.
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(2) In den Bauzeichnungen sind darzustellen:

1.

a)

b)

c)

d)

f)

g)

d)

f)

g)

die Grundrisse aller Geschosse mit Angabe der vorgesehenen Nutzung
der Raume und mit Einzeichnung der

Treppen,

lichten Offnungsmafe der Tiiren sowie deren Art und Anordnung an und in
Rettungswegen,

Abgasanlagen und Leitungen zur Abfihrung von Verbrennungsgasen,

Raume fur die Aufstellung von Feuerstatten, Verbrennungsmotoren und
Blockheizkraftwerken unter Angabe der Nennleistung sowie der Raume fir
die Brennstofflagerung unter Angabe der vorgesehenen Art und Menge
des Brennstoffes,

Aufzugsschachte, Aufzuge und der nutzbaren Grundflachen der Fahrkorbe
von Personenaufziigen zum Nachweis der Erflllung der Verpflichtung nach
§ 39 Absatz 4 Satz 3 der Bremischen Landesbauordnung,

Installationsschachte, -kanale und Luftungsleitungen, soweit sie raumab-
schlieBende Bauteile durchdringen,

Raume fur die Aufstellung von Liftungsanlagen,

fur die Erfullung der Barrierefreiheit maf3geblichen Angaben, insbesondere
notwendige Bewegungsflachen, soweit diese nicht bereits in den Ubrigen
Angaben nach § 8 enthalten sind;

die Schnitte, aus denen folgende Punkte ersichtlich sind:

die Grundung der geplanten baulichen Anlage und, soweit erforderlich, die
Grundungen anderer baulicher Anlagen,

der Anschnitt der vorhandenen und der geplanten Gelandeoberflache,

die Hohenlage des rohbaufertigen Erdgeschossfulbodens zur Stral3en-
héhe und zur Gelandeoberflache mit Bezug auf den gemal § 7 Absatz 3
Nummer 2 bezeichneten Hohenpunkt,

die Hohe der FuBbodenoberkante des hochstgelegenen Geschosses, in
dem ein Aufenthaltsraum maoglich ist, Uber der geplanten Gelandeoberfla-
che,

die lichten Raumhodhen,

der Verlauf der Treppen und Rampen mit ihrem Steigungsverhaltnis und
Angaben zur Transportmaoglichkeit von Personen in einer Krankentrage,

die Wandhohe im Sinne des § 6 Absatz § Satz 2 der Bremischen Landes-
bauordnung,
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h) die Dachhdéhen und Dachneigungen und — sofern erforderlich — Angaben

aa) zur Dachbegrinung von Flachdachflachen mit Erlauterungen zur
Pflanzenauswahl, Substrataufbau sowie Be- und Entwasserungsein-
richtungen,

bb) zu Solaranlagen auf Dachflachen mit Angaben zu Abstandsflachen
nach § 32 Absatz 5 der Bremischen Landesbauordnung,

i) die Hohe von 2,30 m in den beiden obersten Geschossen (§ 2 Absatz 6
Satz 2 Bremische Landesbauordnung),

i) AuBenwandflachen, auf denen eine Fassadenbegrinung vorgesehen ist,
dazu ist eine aussagekraftige Beschreibung der Fassadenbegriinung so-
wie ein Pflege- und Wartungskonzept zu erstellen;

3. die Ansichten der geplanten baulichen Anlage mit dem Anschluss an Nachbar-
gebaude unter Angabe von Baustoffen und Farben, der vorhandenen und ge-
planten Gelandeoberflache sowie des Strallengefalles.

(3) In den Bauzeichnungen sind anzugeben:
1. der Mal3stab und die Male,
die wesentlichen Bauprodukte und Bauarten,

die Rohbaumalde der Fensteréffnungen in Aufenthaltsraumen,

> LD

bei Anderung baulicher Anlagen die zu beseitigenden und die geplanten Bau-
teile.

(4) In den Bauzeichnungen sind die Zeichen und Farben der Anlage 1 zu verwen-
den.

§9
Bau- und Betriebsbeschreibung, Berechnungen

(1) In der Baubeschreibung sind das Vorhaben und seine Nutzung zu erlautern,
soweit dies zur Beurteilung erforderlich ist und die notwendigen Angaben nicht im La-
geplan und den Bauzeichnungen enthalten sind. Die Gebaudeklasse und die Hohe
im Sinne des § 2 Absatz 3 Satz 2 der Bremischen Landesbauordnung sind anzuge-
ben.

(2) Bei Vorhaben auf altlastenverdachtigen Flachen sind Art und Umfang der Ver-
unreinigung nach dem jeweiligen Kenntnisstand zu erlautern und Angaben zu der
Beteiligung der fur den Bodenschutz zustandigen Stelle erforderlich (§ 13 Absatz 2
Nummer 1 Bremische Landesbauordnung). Die Ausfuhrung des Bauvorhabens so-
wie die beabsichtigte Nutzung ist unter Berlcksichtigung der zu erwartenden Verun-
reinigung zu beschreiben.
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(3) Entsprechend § 13 Absatz 2 Nummer 2 der Bremischen Landesbauordnung
sind mit den Bauvorlagen Angaben zu machen

1. Uber die Erfullung der Sondierungspflicht nach § 5 des Gesetzes zur Verhu-
tung von Schaden durch Kampfmittel,

2. ob es sich um die Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung einer schutz-
bedurftigen Nutzung nach § 70 Absatz 3 Satz 2 der Bremischen Landesbau-
ordnung handelt, die innerhalb eines von der Immissionsschutzbehérde im
Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen bekanntgemachten Achtungsabstan-
des oder angemessenen Sicherheitsabstandes im Sinne des § 3 Absatz 5a
des Bundesimmissionsschutzgesetzes liegt. Sofern dies bestatigt wird, sind er-
ganzende Angaben fur die Beurteilung der Genehmigungsfahigkeit erforder-
lich.

(4) Bei gewerblich genutzten Anlagen sind in einer Betriebsbeschreibung folgende
Angaben erforderlich:

1. allgemeine Angaben zur Betriebsart, zum Warenangebot, betriebsbedingten
Einrichtungen (auch Sanitar- und Sozialrdume), technische Arbeitsmittel, Anla-
gen, Arbeits- und Produktionsablaufe, Anzahl der voraussichtlich Beschaftig-
ten, Betriebszeiten sowie die sich daraus ergebenden Arbeits- und Gesund-
heitsschutzmalnahmen,

2. die Art und Menge der beim Betrieb eingesetzten, verarbeiteten, produzierten,
gelagerten oder anfallenden Stoffe, Abfalle und Abwasser,

3. eine Beschreibung der entstehenden Immissionen auf die Beschaftigten oder
die Nachbarschaft, einschlieRlich Verkehrsauswirkungen, nach Art und Aus-
malf sowie die MalRnahmen zu deren Verhinderung oder Beschrankung,

4. bauliche Anlagen, -teile oder Aggregate von mit der baulichen Anlage fest in-
stallierten Einrichtungen, die bei einer Reinigung, Wartung oder Instandset-
zung zu Absturzgefahrdungen fuhren konnen sowie die sich daraus ergeben-
den Arbeits- und GesundheitsschutzmalRnahmen.

Die Betriebsbeschreibung nach Satz 1 ist mit Einreichung des Bauantrages von der
Bauherrin oder dem Bauherrn auch direkt an die flr den Arbeits- und Immissions-
schutz zustandige Stelle zu Ubermitteln.

(5) Fur vorhandene und geplante bauliche Anlagen auf dem Baugrundstick ist,
soweit erforderlich, eine pruffahige Berechnung aufzustellen Gber:

1. das zulassige, das vorhandene und das geplante Mal} der baulichen Nutzung
bei Bauvorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes mit entspre-
chenden Festsetzungen,

2. die erforderliche und die vorhandene und geplante Flache fur Kinderspiel-
platze,

3. die Erfullung des vorhabenbezogenen Mobilitatsbedarfs
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a) den Stellplatznormbedarf und die geplante Erfullung des ermittelten Mobi-
litatsbedarfs sowie die vorhandene und geplante Anzahl von Stellplatzen
fur Kraftfahrzeuge und Fahrradabstellplatzen; der Mobilitatsnachweis kann
auch erganzend in Form eines objektbezogenen Mobilitatskonzeptes dar-
gestellt werden,

b) Angaben zur Ausstattung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge mit Ladeinf-
rastruktur fr Elektromobilitat,

4. die erforderlichen und die vorhandenen und geplanten Abstandsflachen,
5. die Bauwerte und die Baukosten sowie deren Ermittlung.

(6) Bei Verkaufsstatten nach § 2 Absatz 4 Nummer 4 der Bremischen Landesbau-
ordnung mit einer Grundflache von insgesamt mehr als 800 m? sind in der Betriebs-
beschreibung folgende erganzende Angaben erforderlich:

1. geplante Geschoss- und Verkaufsflache, bei Anderungen im Bestand auch An-
gaben zur genehmigten und vorhandenen Geschoss- und Verkaufsflache,

2. zum Kernsortiment und zur Sortimentsaufteilung, bei Anderungen im Bestand
auch Angaben zur genehmigten und vorhandenen Sortimentsaufteilung,

3. zum voraussichtlichen Einzugsbereich des Vorhabens.

(7) Bei Wohnungsbauvorhaben mit mehr als 50 Wohneinheiten ist fur die nicht
Uberbauten Grundsticksflachen nach § 8 Absatz 1 und 2 der Bremischen Landes-
bauordnung fur das Baugrundstuck ein Freiflachengestaltungsplan einzureichen, der
je nach Erforderlichkeit insbesondere Angaben enthalt Gber

1. Malnahmen zur Minimierung der Bodenversiegelung und Verbesserung der
Niederschlagsretention insbesondere durch flachige und dauerhafte Begru-
nung oder Veranderungen der Gelandeoberflachen,

2. den vorhandenen zu erhaltenden Gehodlz- sowie geschutzten Baumbestand im
Umgriff auch auf das Nachbargrundstiick bis zu 5 Metern Grenzabstand,

3. notwendige Ersatzpflanzungen nach der Baumschutzverordnung sowie not-
wendige MalRnahmen des Artenschutzes nach § 44 des Bundesnaturschutz-
gesetzes,

4. verwendete Baum- und Gehdlzarten sowie die sonstige Begrinung von nicht
Uberbauten Grundstucksflachen und Gebaudeteilen,

5. die Art und die Bauweise von Einfriedungen bzw. die Artenzusammensetzung
von Hecken,

6. nach vorheriger Abstimmung mit der flr die Spielférderung von Kindern zu-
standigen Stelle die geplante Ausgestaltung von Kinderspielflachen nach § 8
Absatz 3 der Bremischen Landesbauordnung.
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Die Verpflichtung nach Satz 1 gilt auch, sofern die Anzahl der Wohneinheiten durch
mehrere, zusammenhangende Bauantrage erreicht wird. Die Bauaufsichtsbehorde
kann auch bei anderen Vorhaben einen Freiflachengestaltungsplan nach Satz 1 ver-
langen, wenn dies vorhabenbezogen und aus stadtebaulichen Grunden gerechtfertigt
ist. Sie kann nach Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehérde auf die Erstel-
lung eines Freiflachengestaltungsplanes verzichten, wenn die Anforderungen nach
Satz 1 bereits durch Instrumente der Bauleitplanung nach dem Baugesetzbuch in
ausreichendem Mal3e berucksichtigt worden sind.

(8) Sofern durch die Baustelle 6ffentliche Verkehrsflachen des Vorbehaltsnetzes
entsprechend der aufgefuhrten Stral3enliste gemal} der Anlage zu § 1 Absatz 4 der
Verordnung Uber die Zustandigkeiten nach der StralRenverkehrs-Ordnung betroffen
sind, ist frihzeitig, spatestens jedoch sechs Wochen vor Baubeginn in Verbindung
mit dem Antrag auf Erteilung der erforderlichen Sondernutzungserlaubnis nach § 18
des Bremischen Landesstraliengesetzes die Baubeginnanzeige sowie ein Baustel-
leneinrichtungs- und -ablaufplan bei der zustandigen Verkehrsbehorde einzureichen.

§10
Standsicherheitsnachweis

(1) Fur den Nachweis der Standsicherheit tragender Bauteile einschlielich ihrer
Feuerwiderstandsfahigkeit nach § 11 Absatz 1 Nummer 1 sind eine Darstellung des
gesamten statischen Systems sowie die erforderlichen Berechnungen, Konstrukti-
onszeichnungen und eine Konstruktionsbeschreibung vorzulegen.

(2) Die statischen Berechnungen mussen die Standsicherheit der baulichen Anla-
gen und ihrer Teile nachweisen. Die Beschaffenheit des Baugrundes und seine Trag-
fahigkeit sind anzugeben. Soweit erforderlich, ist nachzuweisen, dass die Standsi-
cherheit anderer baulicher Anlagen und die Tragfahigkeit des Baugrundes der Nach-
bargrundsticke nicht gefahrdet werden. Einzelnachweise, die erst vorgelegt werden
kénnen, wenn die Ausfuhrungsplanung erstellt ist, dlirfen nachgereicht werden, mis-
sen jedoch spatestens zu einer nach Maligabe des § 66 Absatz 3 der Bremischen
Landesbauordnung erforderlichen Prifung und vor der Bauausfiihrung oder Ausfih-
rung des jeweiligen Bauabschnitts vorliegen.

(3) Die Standsicherheit kann auf andere Weise als durch statische Berechnungen

nachgewiesen werden, wenn hierdurch die Anforderungen an einen Standsicher-
heitsnachweis in gleichem Male erfullt werden.

§ 11

Brandschutznachweis

(1) Far den Nachweis des Brandschutzes sind im Lageplan, in den Bauzeichnun-
gen und in der Baubeschreibung, soweit erforderlich, insbesondere anzugeben:
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1. das Brandverhalten der Baustoffe (Baustoffklasse) und die Feuerwiderstands-
fahigkeit der Bauteile (Feuerwiderstandsklasse) entsprechend den Benennun-
gen nach § 26 der Bremischen Landesbauordnung oder entsprechend den
Klassifizierungen der Musterverwaltungsvorschrift Technische Baubestimmun-
gen des Deutschen Institutes fur Bautechnik, Anhang 4,

2. die Bauteile, Einrichtungen und Vorkehrungen, an die Anforderungen hinsicht-
lich des Brandschutzes gestellt werden, wie Brandwande und Decken, Trenn-
wande, Unterdecken, Installationsschachte und -kanale, Luftungsanlagen,
Feuerschutzabschliisse und Rauchschutztiiren, Offnungen zur Rauchablei-
tung, einschlieBlich der Fenster nach § 35 Absatz 8 Satz 2 der Bremischen
Landesbauordnung,

3. die Nutzungseinheiten, die Brand- und Rauchabschnitte,

4. die aus Grunden des Brandschutzes erforderlichen Abstande innerhalb und
aullerhalb des Gebaudes,

5. der erste und zweite Rettungsweg nach § 33 der Bremischen Landesbauord-
nung, insbesondere notwendige Treppenraume, Ausgange, notwendige Flure,
mit Rettungsgeraten der Feuerwehr erreichbare Stellen einschliel3lich der
Fenster, die als Rettungswege nach § 33 Absatz 2 Satz 2 der Bremischen
Landesbauordnung dienen, unter Angabe der lichten MalRe und Bristungsho-
hen,

6. die bemaldten Flachen fur die Feuerwehr, Zu- und Durchgéange, Zu- und
Durchfahrten, Bewegungsflachen und die Aufstellflachen fur Hubrettungsfahr-
zeuge,

7. die Loschwasserversorgung.

(2) Bei Sonderbauten, Mittel- und Gro3garagen mussen, soweit es fur die Beurtei-
lung erforderlich ist, zusatzlich Angaben gemacht werden insbesondere uber:

1. brandschutzrelevante Einzelheiten der Nutzung, insbesondere auch die An-
zahl und Art der die bauliche Anlage nutzenden Personen sowie Explosions-
oder erhohte Brandgefahren, Brandlasten, Gefahrstoffe und Risikoanalysen,

2. Rettungswegbreiten und -langen, Einzelheiten der Rettungswegfihrung
und -ausbildung einschlieBlich Sicherheitsbeleuchtung und -kennzeichnung,

3. technische Anlagen und Einrichtungen zum Brandschutz, wie Branderken-
nung, Brandmeldung, Alarmierung, Brandbekampfung, Rauchableitung,
Rauchfreihaltung,

4. die Sicherheitsstromversorgung,

5. die Bemessung der Loschwasserversorgung, Einrichtungen zur Léschwasser-
entnahme sowie die Loschwasserruckhaltung,
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6. betriebliche und organisatorische MaRnahmen zur Brandverhitung, Brandbe-
kampfung und Rettung von Menschen und Tieren wie Feuerwehrplan, Brand-
schutzordnung, Werkfeuerwehr, Bestellung von Brandschutzbeauftragten und
Selbsthilfekraften, ein Konzept zur Unterstltzung von nicht zur Selbstrettung
fahigen Personen in 6ffentlich zuganglichen Gebauden,

7. das bestimmungsgemale Zusammenwirken sicherheitstechnischer Anlagen
nach § 2 Absatz 1 der Bremischen Anlagenprufverordnung.

Anzugeben ist auch, weshalb es der Einhaltung von Vorschriften wegen der beson-
deren Art oder Nutzung baulicher Anlagen oder Raume oder wegen besonderer An-
forderungen nicht bedarf (§ 51 Satz 2 Bremische Landesbauordnung). Der Brand-
schutznachweis kann auch gesondert in Form eines objektbezogenen Brandschutz-
konzeptes dargestellt werden.

(3) Bei Vorhaben der Genehmigungsfreistellung nach § 62 Absatz 1 der Bremi-
schen Landesbauordnung ist der Brandschutznachweis nach den Absatzen 1 und 2
bauaufsichtlich gepruft vorzulegen, sofern dies nach § 66 Absatz 4 der Bremischen
Landesbauordnung erforderlich ist.

§12
Nachweise fiir Warme-, Schall-, Erschitterungsschutz

(1) Die Berechnungen mussen den nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften ge-
forderten Warme-, Schall- und Erschutterungsschutz nachweisen.

(2) Unberuhrt bleiben energierechtliche Anforderungen zum Nachweis der Einhal-
tung der Anforderungen nach den entsprechenden o6ffentlich-rechtlichen Vorschriften.

§13
Ubereinstimmungsgebot

Die Bauzeichnungen, Baubeschreibungen, Berechnungen und Konstruktions-
zeichnungen sowie sonstige Zeichnungen und Beschreibungen, die den bautechni-
schen Nachweisen zugrunde liegen, mussen miteinander Ubereinstimmen und glei-
che Positionsangaben haben. Ausfertigungen in elektronischer Form mussen hin-
sichtlich Umfang und Inhalt mit der Papierform Ubereinstimmen. Die Bauaufsicht ist
nicht verpflichtet, die Ubereinstimmung der Papierfassung mit der elektronischen
Form zu Uberprufen.
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Teil 4
Datenschutz

§14
Ubermittlung personenbezogener Daten

(1) Ist die Bauaufsichtsbehdrde zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach § 58 Ab-
satz 2 der Bremischen Landesbauordnung, insbesondere zur Prufung, ob ein Vorha-
ben mit den 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften Gbereinstimmt, auf die Sachkunde ei-
ner anderen Stelle im Sinne von § 69 Absatz 1 Nummer 2 der Bremischen Landes-
bauordnung, eines Sachverstandigen oder einer sachverstandigen Stelle angewie-
sen, darf sie die nach Maligabe der §§ 1 bis 12 sowie sonstige auf der Grundlage
des § 71 der Bremischen Landesbauordnung erhobenen personenbezogenen Daten
zu diesem Zweck ubermitteln. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Beteiligung oder
Anhorung anderer Stellen durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist (§ 69 Absatz 1
Nummer 1 Bremische Landesbauordnung). Der Empfangerin oder dem Empfanger
eines baurechtlichen Bescheides sind die Stellen bekanntzugeben, die personenbe-
zogene Daten erhalten haben.

(2) Die Bauaufsichtsbehérde hat die Ubermittiung der Daten nach Absatz 1 ohne
Nennung von Namen und Anschrift der Bauherrin oder des Bauherrn, der Grund-
stiickseigentumerin oder des Grundstlickseigentumers, der Entwurfsverfasserin oder
des Entwurfsverfassers und ohne Bezeichnung des Baugrundstlcks vorzunehmen,
wenn der Zweck der Ubermittlung auch auf diese Weise ohne Erschwerung erreicht
werden kann und wenn die Bauherrin oder der Bauherr zusatzlich entsprechende
Bauvorlagen einreicht.

(3) Die Bauaufsichtsbehorde ist berechtigt, nach MalRgabe des Absatzes 4 den
dort genannten Stellen zur Erfullung ihrer gesetzlichen Aufgaben die folgenden Da-
ten regelmallig zu Ubermitteln:

1. Name und Anschrift der Bauherrin oder des Bauherrn,

2. Name und Anschrift der Grundsttickseigentimerin oder des Grundstlcksei-
gentumers,

3. Name und Anschrift der Entwurfsverfasserin oder des Entwurfsverfassers,

4. die katastermallige Bezeichnung des Baugrundsticks mit Angabe der Stralle
und Hausnummer,

5. die Bauvorlagen nach §§ 7 bis § 9,

6. die Bauvorlagen nach § 6.
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(4) Von den in Absatz 3 genannten Daten durfen Ubermittelt werden:

1.

Uber den Eingang eines Bauantrages Daten und einer Bauvoranfrage nach
Absatz 3 Nummern 1 bis 6 an:

a)
b)
c)
d)
e)

f)
g)
h)
i)
j)
k)
1)

die fur die Denkmalpflege zustandige Stelle,

die fur die Landesarchaologie zustandige Stelle,

die fur die Grundstucksentwasserung zustandige Stelle,
das Statistische Landesamt,

die fur die Fortschreibung der Wohnungsbaukonzeption im Lande Bremen
zustandige Stelle,

die fur die Aktivierung von Bautatigkeiten in Baullicken zustandige Stelle,
die fur den Kampfmittelrdumdienst zustandige Stelle,

die fur den Natur- und Umweltschutz zustandige Stelle,

die fur die Spielférderung von Kindern zustandige Stelle,

die fur die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zustandige Stelle,
die Ortsamter zur Kenntnis der Beirate,

die fur den Vollzug des Bremischen Solargesetzes zustandige Stelle;

Uber die Erteilung einer Baugenehmigung oder einer Genehmigungsfreistel-
lung Daten nach Absatz 3 Nummern 1 bis 5 an:

a)
b)

die Ortsamter zur Kenntnis der Beirate,
die fur die Denkmalpflege zustandige Stelle,
die fur die Landesarchaologie zustandige Stelle,

die fur die Grundstucksentwasserung und die Abfallbeseitigung zustandige
Stelle,

das Statistische Landesamt,

die fur die Fortschreibung der Wohnungsbaukonzeption im Lande Bremen
zustandige Stelle,

die fur die Aktivierung von Bautatigkeiten in Baullcken zustandige Stelle,
die fur die Spielférderung von Kindern zustandige Stelle,

die fur den Natur= und Umweltschutz zustandige Stelle,

die fur den Vollzug des Gebaudeenergiegesetzes zustandige Stelle,

die fur die Wirtschaftsforderung zustandige Stelle,

die fur die Aufgaben der Landesvermessung und die Fortfiihrung des Lie-
genschaftskatasters zustandige Stelle,

die fur den Arbeits- und Immissionsschutz zustandige Stelle,
die Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft,
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die bevollmachtigte Bezirksschornsteinfegerin oder der bevollmachtigte
Bezirksschornsteinfeger zur Durchfuhrung der Aufgaben nach § 81 Ab-
satz 2 Satz 3 und 4 der Bremischen Landesbauordnung,

die fur die Durchfuhrung von Brandverhutungsschauen zustandige Stelle,
Wasser,- Boden- und Deichverbande,
die fur die Liegenschaftsverwaltung zustandigen Stelle,

die fur die Planung von Strom- und Fernwarmeversorgung, fur die Entwick-
lungsplanung fur das Fernmeldewesen und fur die Gasvorhaltung und die
Wasservorhaltung zustandige Stelle,

die fur die Steuererhebung zustandige Stelle fur die Einheitsbewertung des
Grundbesitzes und fur die Festsetzung der Grundsteuer,

dem Kommunalverbund Niedersachsen / Bremen zum Zwecke der Erful-
lung raumplanerischer Aufgaben

die fur die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zustandige Stelle,
die fur den Vollzug des Bremischen Solargesetzes zustandige Stelle;

Uber die Anzeige der Beseitigung von Anlagen Daten nach Absatz 3 Num-
mern 1, 2, 4 und 6 an:

a)
b)

die Ortsamter zur Kenntnis der Beirate,
die fur die Denkmalpflege zustandige Stelle,

die fur die Grundstucksentwasserung und die offentlich-rechtliche Abfall-
entsorgung zustandige Stelle,

das Statistische Landesamt,

die fur die Fortschreibung der Wohnungsbaukonzeption im Lande Bremen
zustandige Stelle,

die fur die Aktivierung von Bautatigkeiten in Baullcken zustandige Stelle,

die fur die Aufgaben der Landesvermessung und die Fortfihrung des Lie-
genschaftskatasters zustandige Stelle,

die fur Arbeits- und Immissionsschutz zustandige Stelle,
die Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft,

Wasser- Boden- und Deichverbande,

die fur die Liegenschaftsverwaltung zustandigen Stelle,

die fur die Planung von Strom- und Fernwarmeversorgung, fur das Fern-
meldewesen und die fur die Gasvorhaltung und die Wasservorhaltung zu-
standige Stelle zur Vorbereitung der Leitungsabtrennung vor Abbruchbe-
ginn,

die fur die Abfalliberwachung und den Bodenschutz zustandige Stelle,
die fur den Natur= und Umweltschutz zustandige Stelle,
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o) die bevolimachtigte Bezirksschornsteinfegerin oder der bevollmachtigte
Bezirksschornsteinfeger,

p) die fur die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zustandige Stelle,
uber den Eingang einer Baubeginnanzeige Daten nach Absatz 3 Nummern 1,
2und 4 an:

a) die fur den Arbeits- und Immissionsschutz zustandige Stelle,

b) die Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft,

c) die bevollmachtigte Bezirksschornsteinfegerin oder der bevollmachtigte
Bezirksschornsteinfeger zur Durchfiihrung der Aufgaben nach § 81 Ab-
satz 2 Satz 3 und 4 der Bremischen Landesbauordnung

d) die fur die Aufgaben der Landesvermessung und die Fortfihrung des Lie-
genschaftskatasters zustandige Stelle zur Uberwachung der Gebaudeein-
messungspflicht,

e) die mit der Bekdmpfung der illegalen Beschaftigung befassten Behorden,
f) die fur die Abfalliberwachung und den Bodenschutz zustandige Stelle,
g) die fur den Natur- und Umweltschutz zustandige Stelle,

h) die fur die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zustandige Stelle;

Uber die endguiltige Fertigstellung eines nicht verfahrensfreien Vorhabens Da-
ten nach Absatz 3 Nummern 1, 2 und 4 an:

a) die fur die Steuererhebung zustandige Stelle fur die Einheitsbewertung des
Grundbesitzes und fur die Festsetzung der Grundsteuer,

b) die fur den Arbeitsschutz zustandige Stelle,

c) das Statistische Landesamt,

d) die fur die Fortschreibung der Wohnungsbaukonzeption im Lande Bremen
zustandige Stelle,

e) die fur die Aktivierung von Bautatigkeiten in Baullicken zustandige Stelle,
f) die fur den Natur= und Umweltschutz zustandige Stelle,

g) die fur den Vollzug des Gebaudeenergiegesetzes zustandige Stelle,

h) die fur die Spielférderung von Kindern zustandige Stelle,

i) die far die Durchfihrung von Brandverhitungsschauen zustandige Stelle,
j) die fur die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zustandige Stelle;
uber die Eintragung einer Baulast die Ablichtung des Baulastverzeichnisses

mit Anlagen an die fur die Aufgaben der Landesvermessung und die Fortfuh-
rung des Liegenschaftskatasters zustandige Stelle,

uber die Verfugung von Nutzungsuntersagungen Daten nach Absatz 3 Num-
mer 1, 2 und 4 an die fir die Gewahrung von Sozialleistungen zustandigen
Stellen.
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(5) An andere Stellen durfen abweichend von Absatz 1 und 3 Daten mit Einwilli-
gung der Bauherrin oder des Bauherrn Ubermittelt werden.

(6) Die Empfanger dirfen die nach Absatz 1, 3 und 4 Ubermittelten Daten nur zu
dem Zweck nutzen, zu dem sie Ubermittelt worden sind.

(7) Die im Genehmigungsfreistellungsverfahren nach § 62 der Bremischen Lan-
desbauordnung bei der Gemeinde einzureichenden Bauvorlagen durfen der ortlich
zustandigen Bauaufsichtsbehdrde zur Wahrnehmung bauaufsichtlicher Aufgaben re-
gelmalig ubermittelt werden.

(8) Im Rahmen der Digitalisierung des bauaufsichtlichen Verfahrens ist es zulas-
sig, die erforderlichen personenbezogenen Daten nach den Absatzen 1 bis 4 auch
an andere Stellen, auch aulRerhalb des Landes Bremen, zu Ubermitteln. Diese Stel-
len werden im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen bekanntgemacht.

Teil 5
Aufbewahrungspflicht

§ 15
Aufbewahrungspflicht

Die Bauherrin und der Bauherr und ihre oder seine Rechtsnachfolger sind ver-
pflichtet,

1. bei baugenehmigungspflichtigen Bauvorhaben die Baugenehmigung und die
Bauvorlagen,

2. bei baugenehmigungsfreigestellten Bauvorhaben die Bauvorlagen,

3. die Bescheinigungen von Prifingenieurinnen, Prufingenieuren, Prufsachver-
standigen und

4. die Verwendbarkeitsnachweise flr Bauprodukte und Bauarten, soweit sie Ne-
benbestimmungen fur den Betrieb oder die Wartung enthalten,

bis zur Beseitigung, Anderung oder Nutzungsanderung der baulichen Anlage aufzu-
bewahren und auf Verlangen der Bauaufsichtsbehorde zur Verfugung zu stellen. Die
Bauherrin oder der Bauherr und ihre oder seine Rechtsnachfolger sind verpflichtet,
die Unterlagen nach Satz 1 bei einem Eigentumsubergang des Grundstucks an die
jeweilige Rechtsnachfolgerin oder den jeweiligen Rechtsnachfolger zu Gbermitteln.
Die zustandige Bauaufsichtsbehorde kann im Rahmen ihrer Aufgabenwahrnehmung
entscheiden, ob und in welchem Umfang die Aufbewahrung von Bauvorlagen bei der
Bauaufsichtsbehorde erforderlich ist.
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) Teil 6
Ubergangs- und Schlussvorschriften

§ 16

Ubergangsvorschriften

§ 17

Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Bremische Bauvorlagenverordnung vom 2. Mai 2019
(Brem.GBI. S. 368 — 2130-d-11) aul3er Kraft.

125



Entwurf des Gesetzes zur Anderung bauordnungsrechtlicher Vorschriften,
informelle Volltext-Lesefassung vom 30. Juni 2026

Anlage 1
(zu § 7 Absatz 6 und § 8 Absatz 4 BremBauVorlV)

Zeichen und Farben fir Bauvorlagen

Zeichen: Farbe:
Grenzen des Grundsticks == @ ————— Violett
vorhandene bauliche Anlagen oder Bauteile Grau

geplante bauliche Anlagen oder Bauteile Rot
\§
N
zu beseitigende bauliche Anlagen oder Bauteile Gelb
NS NS
S PN
X X
NN/
72X
Flachen, die von Baulasten betroffen sind Braun
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Anlage 2

(zu § 3 Nummer 5, § 4 Absatz 1 Nummer 5,
und § 10 Absatz 1 Satz 2 BremBauVorlV)

Kriterienkatalog

Sind die nachfolgenden Kriterien ausnahmslos erfullt, ist eine Prufung des Stand-
sicherheitsnachweises nicht erforderlich:

1. Die Baugrundverhaltnisse sind eindeutig und erlauben eine ubliche Flachgrin-
dung entsprechend DIN 1054. Ausgenommen sind Grindungen auf setzungs-
empfindlichem Baugrund.

2. Bei erddruckbelasteten Gebauden betragt die Hohendifferenz zwischen Grin-
dungssohle und Erdoberflache maximal 4 m. Einwirkungen aus Wasserdruck
mussen rechnerisch nicht berticksichtigt werden.

3. Angrenzende bauliche Anlagen oder offentliche Verkehrsflachen werden nicht
beeintrachtigt. Nachzuweisende Unterfangungen oder Baugrubensicherungen
sind nicht erforderlich.

4. Die tragenden und aussteifenden Bauteile gehen im Wesentlichen bis zu den
Fundamenten unversetzt durch. Ein rechnerischer Nachweis der Gebaudeaus-
steifung, auch flr Teilbereiche, ist nicht erforderlich.

5. Die Geschossdecken sind linienformig gelagert und durfen fur gleichmaRig
verteilte Lasten (kN/m?) und Linienlasten aus nichttragenden Wanden (kN/m)
bemessen werden. Geschossdecken ohne ausreichende Querverteilung erhal-
ten keine Einzellasten.

6. Die Bauteile der baulichen Anlage oder die bauliche Anlage selbst konnen mit
einfachen Verfahren der Baustatik berechnet oder konstruktiv festgelegt wer-
den. Raumliche Tragstrukturen miussen rechnerisch nicht nachgewiesen wer-
den. Besondere Stabilitats-, Verformungs- und Schwingungsuntersuchungen
sind nicht erforderlich.

7. AuBergewodhnliche sowie dynamische Einwirkungen sind nicht vorhanden. Be-
anspruchungen aus Erdbeben mussen rechnerisch nicht verfolgt werden.

8. Besondere Bauarten wie Spannbetonbau, Verbundbau, Leimholzbau und ge-
schweildte Aluminiumkonstruktionen werden nicht angewendet.

9. Allgemeine Rechenverfahren zur Bemessung von Bauteilen und Tragwerken
unter Brandeinwirkung werden nicht angewendet.

Erlasst die oberste Bauaufsichtsbehdérde Anwendungshinweise (Erlauterungen)
zur Konkretisierung der Kriterien, sind diese durch die Tragwerksplanerin oder den
Tragwerksplaner bei der Abgabe der Erklarung zu berucksichtigen.
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Artikel 3
Bekanntmachungserlaubnis

Die Senatorin oder der Senator fur Bau, Mobilitat und Stadtentwicklung kann den
vollstandigen Wortlaut der Bremischen Landesbauordnung in der vom 14. Januar
2027 an geltenden Fassung und der Bremischen Bauvorlagenverordnung in der vom
1. Januar 2027 an geltenden Fassung im Bremischen Gesetzblatt bekannt machen.

Artikel 4
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am {I. Januar 2027 in Kraft.

(2) In Artikel 2 tritt § 14t tritt am Tag nach der Verkindung in Kraft.

Bremen, den

Der Senat
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	d) Gärfutterbehälter mit einer Höhe bis zu 6 Meter und Schnitzelgruben,
	e) Fahrsilos, Kompost- und ähnliche Anlagen,
	f) Wasserbecken mit einem Beckeninhalt bis zu 100 Kubikmeter;
	a) Schwimmbecken mit einem Beckeninhalt bis zu 100 Kubikmeter, einschließlich dazugehöriger luftgetragener Überdachungen, außer im Außenbereich,
	b) Sprungschanzen sowie Sprungtürme und Rutschbahnen in genehmigten Bädern mit einer Höhe bis zu 10 Meter,
	c) Anlagen, die der zweckentsprechenden Einrichtung von Spiel-, Abenteuerspiel-, Bolz- und Sportplätzen, Reit- und Wanderwegen, Trimm- und Lehrpfaden dienen, ausgenommen Gebäude und Tribünen,
	d) Wohnwagen, Zelte und bauliche Anlagen, die keine Gebäude sind, auf genehmigten Camping-, Zelt- und Wochenendplätzen,
	e) Anlagen, die der Gartennutzung, der Gartengestaltung oder der zweckentsprechenden Einrichtung von Gärten dienen, ausgenommen Gebäude und Einfriedungen;
	a) nichttragende und nichtaussteifende Bauteile in baulichen Anlagen,
	b) die Änderung tragender oder aussteifender Bauteile innerhalb von Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,
	c) Fenster und Türen sowie die dafür bestimmten Öffnungen,
	d) Außenwandbekleidungen einschließlich Maßnahmen der Wärmedämmung, ausgenommen bei Hochhäusern, Verblendungen und Verputz baulicher Anlagen,
	e) Bedachung von fertiggestellten Wohngebäuden, einschließlich der Dachkonstruktion ohne Änderung der bisherigen Abmessungen mit Ausnahme von Maßnahmen der Wärmedämmung, sowie Dachflächenfenster, außer bei Hochhäusern;
	a) Werbeanlagen mit einer Ansichtsfläche bis zu 1 Quadratmeter,
	b) Waren- und Leistungsautomaten sowie Packstationen von Post- und Paketdienstleistern,
	c) Werbeanlagen, die nach ihrem erkennbaren Zweck nur vorübergehend für höchstens zwei Monate angebracht werden, außer im Außenbereich,
	d) Schilder, die Inhaberin oder Inhaber und Art gewerblicher Betriebe kennzeichnen (Hinweisschilder), wenn sie vor Ortsdurchfahrten auf einer einzigen Tafel zusammengefasst sind,
	e) Werbeanlagen in durch Bebauungsplan festgesetzten Gewerbe-, Industrie- und vergleichbaren Sondergebieten an der Stätte der Leistung mit einer Höhe bis zu 10 Meter,
	f) Werbeanlagen, die genehmigte Anlagen in den bisherigen Abmessungen unverändert ersetzen,
	g) vorübergehende Werbeanlagen auf Baustellen,
	h) Werbeanlagen, die baulicher Bestandteil von Fahrgastunterständen nach Nummer 1 Buchstabe e sind,
	i) Servicesäulen und Hinweistafeln für Mobilitätsdienstleistungen;
	sowie, soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage errichtet werden, die damit verbundene Änderung der Nutzung oder der äußeren Gestalt der Anlage;
	a) Baustelleneinrichtungen, einschließlich der Lagerhallen, Schutzhallen und Unterkünfte,
	b) Gerüste, die der Regelausführung entsprechen und eingeschossige Traggerüste bis zu einer Gerüsthöhe von 5 Meter,
	c) Toilettenwagen,
	d) Behelfsbauten, die der Landesverteidigung, dem Katastrophenschutz, dem Zivilschutz oder der Unfallhilfe dienen,
	e) bauliche Anlagen, die für höchstens drei Monate auf genehmigtem Messe- und Ausstellungsgelände errichtet werden, ausgenommen Fliegende Bauten,
	f) Verkaufsstände und andere bauliche Anlagen auf Straßenfesten, Volksfesten und Märkten, ausgenommen Fliegende Bauten;
	a) unbefestigte Lager- und Abstellplätze, die einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2 und § 201 des Baugesetzbuches dienen,
	b) Lager-, Abstell- und Ausstellungsplätze bis 300 Quadratmeter Fläche in festgesetzten Gewerbe- und Industriegebieten,
	c) Stellplätze mit einer Fläche bis zu insgesamt 50 Quadratmeter je Baugrundstück und deren Zufahrten,
	d) notwendige Kinderspielplätze im Sinne des § 8 Absatz 3 Satz 1;
	Genehmigungsfreistellung
	Abschnitt 3 Genehmigungsverfahren
	Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren
	Baugenehmigungsverfahren
	Bauaufsichtliche Zustimmung
	Bauvorlageberechtigung
	Bautechnische Nachweise
	a) Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3,
	b) Behältern, Brücken, Stützmauern, Tribünen,
	c) sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebäude sind, mit einer Höhe von mehr als 10 Meter,
	d) Fundamenten für Windenergieanlagen mit einer Höhe von mehr als 10 Meter, deren weitere Bestandteile dem Anwendungsbereich der Richtlinie 2006/42/EG unterliegen,
	a) Angehörige oder Angehöriger der Fachrichtung Architektur, Hochbau, Bauingenieurwesen oder eines Studiengangs mit Schwerpunkt Brandschutz ist oder die oder der ein Studium an einer deutschen Hochschule, ein gleichwertiges Studium an einer ausländ...
	b) danach mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der brandschutztechnischen Planung und Ausführung von Gebäuden oder deren Prüfung praktisch tätig gewesen ist,
	c) die erforderlichen Kenntnisse des Brandschutzes nachgewiesen hat und
	d) unter Beachtung der Eintragungsvoraussetzungen nach § 13a des Bremischen Ingenieurgesetzes in einer von der Architekten- und Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen zu führenden Liste als Brandschutzplanerin oder Brandschutzplaner eingetrage...
	Abweichungen
	Bauantrag, Bauvorlagen
	Behandlung des Bauantrags
	Beteiligung der Nachbarinnen und Nachbarn und der Öffentlichkeit
	Verarbeitung personenbezogener Daten
	Baugenehmigung, Baubeginn
	Typengenehmigung
	Geltungsdauer der Genehmigung
	Teilbaugenehmigung
	Vorbescheid
	Fliegende Bauten
	Abschnitt 4 Bauaufsichtliche Maßnahmen
	Verbot unrechtmäßig gekennzeichneter Bauprodukte
	Einstellung von Arbeiten
	Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung
	Abschnitt 5 Bauüberwachung
	Bauüberwachung
	Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung
	Abschnitt 6 Baulasten
	Baulasten, Baulastenverzeichnis
	Teil 6 Ordnungswidrigkeiten, Rechtsvorschriften, Übergangs- und Schlussvorschriften
	Ordnungswidrigkeiten
	Rechtsvorschriften
	a) auf unmittelbar der obersten Bauaufsichtsbehörde nachgeordnete Behörden oder auf das Deutsche Institut für Bautechnik in Berlin,
	b) für Bauprodukte, die in Baudenkmälern nach Denkmalschutzgesetz verwendet werden sollen, allgemein oder für bestimmte Bauprodukte auf die untere Bauaufsichtsbehörde
	Technische Baubestimmungen
	Örtliche Bauvorschriften
	Übergangsvorschriften

	Artikel 2
	Änderung der Bremischen Bauvorlagenverordnung (BremBauVorlV)
	Inhaltsverzeichnis
	Teil 1 Allgemeines
	Teil 2 Vorzulegende Bauvorlagen
	Teil 3 Inhalt der Bauvorlagen
	Teil 4 Datenschutz
	Teil 5 Aufbewahrungspflicht
	Teil 6 Übergangs- und Schlussvorschriften
	Teil 1 Allgemeines
	Begriff
	Einreichung von Anträgen, Anzeigen und Bauvorlagen
	Teil 2 Vorzulegende Bauvorlagen
	Bauliche Anlagen

	1. der Lageplan (§ 7),
	2. ein Auszug aus dem Bebauungsplan einschließlich Legende,
	3. die Bauzeichnungen (§ 8),
	4. die Bau- und Betriebsbeschreibung mit Berechnungen (§ 9),
	5. der Nachweis der Standsicherheit (§ 10); soweit er nicht bauaufsichtlich geprüft wird, mit der Erklärung der Tragwerksplanerin oder des Tragwerksplaners nach Maßgabe des Kriterienkataloges der Anlage 2; die Vorlage der Tragwerksplanererklärung ist...
	6. der Nachweis des Brandschutzes (§ 11), soweit er nicht bereits in den übrigen Bauvorlagen enthalten ist,
	7. die erforderlichen Angaben über die gesicherte Erschließung hinsichtlich der Versorgung mit Wasser und Energie sowie der Entsorgung von Abwasser und der verkehrsmäßigen Erschließung, soweit das Bauvorhaben nicht an eine öffentliche Wasser- oder Ene...
	8. die Anträge auf Zulassung von Abweichungen, Ausnahmen und Befreiungen (§ 67 Absatz 2 Bremische Landesbauordnung) mit den zur Beurteilung erforderlichen Angaben,
	9. Angaben über die Beantragung der für das Vorhaben nach anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Zulassungsentscheidungen.
	Werbeanlagen

	1. ein aktueller Auszug aus der Liegenschaftskarte mit Einzeichnung des Standortes,
	2. ein Auszug aus dem Bebauungsplan einschließlich Legende,
	3. eine Zeichnung (Absatz 2) und eine Beschreibung (Absatz 3),
	4. ein farbiges Lichtbild oder eine farbige Lichtbildmontage,
	5. der Nachweis der Standsicherheit (§ 10); soweit er nicht bauaufsichtlich geprüft wird, mit der Erklärung der Tragwerksplanerin oder des Tragwerksplaners nach Maßgabe des Kriterienkataloges der Anlage 2,
	6. die Angabe der Herstellungs- und Anbringungskosten.
	Vorbescheid,  Abweichungen, Ausnahmen und Befreiungen

	1. der durch den Vorbescheid nach § 75 der Bremischen Landesbauordnung zu entscheidenden Fragen des Bauvorhabens, oder
	2. der Anträge auf Zulassung von Abweichungen, Ausnahmen und Befreiungen nach § 67 Absatz 2 Satz 2 der Bremischen Landesbauordnung bei verfahrensfreien Vorhaben und für die Genehmigungsfreistellung
	Beseitigung von Anlagen

	1. ein aktueller Auszug aus der Liegenschaftskarte, der die Lage der zu beseitigenden Anlagen unter Bezeichnung des Grundstücks nach Liegenschaftskataster sowie nach Straße und Hausnummer darstellt,
	2. in den Fällen des § 61 Absatz 3 Satz 4 der Bremischen Landesbauordnung eine Bestätigung der Standsicherheit durch die Tragwerksplanerin oder des Tragwerksplaners,
	3. in den Fällen des § 61 Absatz 3 Satz 6 der Bremischen Landesbauordnung der Prüfbericht der Prüfingenieurin oder des Prüfingenieurs,
	4. ein Lichtbild der Ansicht der baulichen Anlage,
	5. Name und Anschrift des Beseitigungsunternehmers,
	6. eine Beschreibung des Beseitigungsverfahrens mit Angaben über den Geräteeinsatz und Schutzmaßnahmen,
	7. Angaben über schadstoffhaltige Verunreinigungen des Abbruchmaterials sowie dessen Entsorgung,
	8. Angaben über andere Bestandteile von Natur und Landschaft nach §§ 23 bis 30 des Bundesnaturschutzgesetzes, „Natura 2000“-Gebiete nach § 32 des Bundesnaturschutzgesetzes sowie Lebensstätten besonders geschützter Arten gemäß § 7 Absatz 2 Nummer 13 de...
	9. Angaben über die Beantragung der für die Beseitigung der Anlage nach anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Genehmigungen, insbesondere nach denkmalschutzrechtlichen Vorschriften,
	10. Angaben über die Beseitigungskosten.
	Teil 3 Inhalt der Bauvorlagen
	Lageplan

	1. die Errichtung und Änderung von Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,
	2. Nutzungsänderungen ohne Änderungen der Gebäudeabmessungen oder
	3. Vorhaben von untergeordneter Bedeutung
	1. den Maßstab und die Nordrichtung,
	2. die im Liegenschaftskataster nachgewiesenen Bezeichnungen der Flurstücke des Baugrundstücks und der benachbarten Grundstücke mit den jeweiligen Grenzen und Flächengrößen, die Angaben zu einem nahegelegenen geeigneten Höhenpunkt und die darauf bezo...
	3. die im Grundbuch geführte Bezeichnung des Baugrundstücks und der benachbarten Grundstücke mit den jeweiligen Eigentümerangaben,
	4. die vorhandenen baulichen Anlagen auf dem Baugrundstück und den benachbarten Grundstücken mit Angabe ihrer Nutzung, First- und Außenwandhöhen und der Dachform,
	5. Bau- und Kulturdenkmale auf dem Baugrundstück und auf den Nachbargrundstücken,
	6. die angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen mit Angabe der Breite, der Straßenklasse und der Höhenlage mit Bezug auf den in Nummer 2 bezeichneten Höhenpunkt,
	7. die Festsetzungen eines Bebauungsplans für das Baugrundstück über Art und Maß der baulichen Nutzung sowie die Baulinien, Baugrenzen und die Bauweise,
	8. die Flächen des Baugrundstücks, die innerhalb des Geltungsbereichs einer Veränderungssperre (§ 14 Baugesetzbuch), eines förmlich festgelegten Sanierungsgebietes (§ 142 Baugesetzbuch), eines förmlich festgelegten Entwicklungsbereiches (§ 165 Bauge...
	9. den nach der Baumschutzverordnung geschützten Baumbestand auf dem Baugrundstück und auf den Nachbargrundstücken in einem Grenzabstand von bis zu 5 Metern,
	10. Angaben über andere Bestandteile von Natur und Landschaft nach §§ 23 bis 30 des Bundesnaturschutzgesetzes, „Natura 2000“-Gebiete nach § 32 des Bundesnaturschutzgesetzes sowie Lebensstätten besonders geschützter Arten gemäß § 7 Absatz 2 Nummer 13 d...
	1. Leitungen, die der öffentlichen Versorgung mit Wasser, Gas, Elektrizität, Wärme, der öffentlichen Abwasserentsorgung oder der Telekommunikation und Rohrleitungen, die dem Ferntransport von Stoffen dienen sowie deren Abstände zu der geplanten baulic...
	2. Hydranten und andere Wasserentnahmestellen für die Feuerwehr,
	3. Flächen, die von Baulasten und öffentlichen Grundlasten betroffen sind,
	4. die geplante bauliche Anlage unter Angabe der Außenmaße, der Dachform und der Zahl der Vollgeschosse,
	5. die Höhenlage der Eckpunkte der geplanten baulichen Anlage sowie die Höhenlage der rohbaufertigen Fußbodenoberkante des Erdgeschossfußbodens zur Straßenhöhe und zur Geländeoberfläche mit Bezug auf den in Absatz 3 Nummer 2 bezeichneten Höhenpunkt,
	6. die Aufteilung der nicht überbauten Flächen unter Angabe der Lage und Breite der Zu- und Abfahrten, der Anzahl, Lage und Größe der Kinderspielplätze, der Stellplätze und der Flächen für die Feuerwehr,
	7. die Abstände der geplanten baulichen Anlage zu den Nachbargrenzen und zu den auf dem Baugrundstück und den benachbarten Grundstücken befindlichen baulichen Anlagen unter Angabe der Art der vorhandenen Außenwände und Bedachungen sowie die Abstandsfl...
	8. die nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften einzuhaltenden Mindestabstände der geplanten baulichen Anlage, insbesondere zu benachbarten öffentlichen Verkehrsflächen, Gewässern, Deichen, Dämmen und Gleisanlagen,
	9. die das Baugrundstück betreffenden Festsetzungen eines Bebauungsplanes oder einer anderen Satzung über Maßnahmen zur Minderung, zum Ausgleich und zum Ersatz von Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft,
	10. die gemäß § 8 Absatz 2 des Bremischen Ausführungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz durch die Naturschutzbehörde beurteilten Angaben von Eingriffsvorhaben nach § 17 Absatz 4 des Bundesnaturschutzgesetzes.
	Bauzeichnungen

	1. die Grundrisse aller Geschosse mit Angabe der vorgesehenen Nutzung der Räume und mit Einzeichnung der
	a) Treppen,
	b) lichten Öffnungsmaße der Türen sowie deren Art und Anordnung an und in Rettungswegen,
	c) Abgasanlagen und Leitungen zur Abführung von Verbrennungsgasen,
	d) Räume für die Aufstellung von Feuerstätten, Verbrennungsmotoren und Blockheizkraftwerken unter Angabe der Nennleistung sowie der Räume für die Brennstofflagerung unter Angabe der vorgesehenen Art und Menge des Brennstoffes,
	e) Aufzugsschächte, Aufzüge und der nutzbaren Grundflächen der Fahrkörbe von Personenaufzügen zum Nachweis der Erfüllung der Verpflichtung nach § 39 Absatz 4 Satz 3 der Bremischen Landesbauordnung,
	f) Installationsschächte, -kanäle und Lüftungsleitungen, soweit sie raumabschließende Bauteile durchdringen,
	g) Räume für die Aufstellung von Lüftungsanlagen,
	h) für die Erfüllung der Barrierefreiheit maßgeblichen Angaben, insbesondere notwendige Bewegungsflächen, soweit diese nicht bereits in den übrigen Angaben nach § 8 enthalten sind;

	2. die Schnitte, aus denen folgende Punkte ersichtlich sind:
	a) die Gründung der geplanten baulichen Anlage und, soweit erforderlich, die Gründungen anderer baulicher Anlagen,
	b) der Anschnitt der vorhandenen und der geplanten Geländeoberfläche,
	c) die Höhenlage des rohbaufertigen Erdgeschossfußbodens zur Straßenhöhe und zur Geländeoberfläche mit Bezug auf den gemäß § 7 Absatz 3 Nummer 2 bezeichneten Höhenpunkt,
	d) die Höhe der Fußbodenoberkante des höchstgelegenen Geschosses, in dem ein Aufenthaltsraum möglich ist, über der geplanten Geländeoberfläche,
	e) die lichten Raumhöhen,
	f) der Verlauf der Treppen und Rampen mit ihrem Steigungsverhältnis und Angaben zur Transportmöglichkeit von Personen in einer Krankentrage,
	g) die Wandhöhe im Sinne des § 6 Absatz 5 Satz 2 der Bremischen Landesbauordnung,
	h) die Dachhöhen und Dachneigungen und – sofern erforderlich – Angaben
	i) die Höhe von 2,30 m in den beiden obersten Geschossen (§ 2 Absatz 6 Satz 2 Bremische Landesbauordnung),
	j) Außenwandflächen, auf denen eine Fassadenbegrünung vorgesehen ist, dazu ist eine aussagekräftige Beschreibung der Fassadenbegrünung sowie ein Pflege- und Wartungskonzept zu erstellen;

	3. die Ansichten der geplanten baulichen Anlage mit dem Anschluss an Nachbargebäude unter Angabe von Baustoffen und Farben, der vorhandenen und geplanten Geländeoberfläche sowie des Straßengefälles.
	1. der Maßstab und die Maße,
	2. die wesentlichen Bauprodukte und Bauarten,
	3. die Rohbaumaße der Fensteröffnungen in Aufenthaltsräumen,
	4. bei Änderung baulicher Anlagen die zu beseitigenden und die geplanten Bauteile.
	Bau- und Betriebsbeschreibung, Berechnungen

	1. über die Erfüllung der Sondierungspflicht nach § 5 des Gesetzes zur Verhütung von Schäden durch Kampfmittel,
	2. ob es sich um die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung einer schutzbedürftigen Nutzung nach § 70 Absatz 3 Satz 2 der Bremischen Landesbauordnung handelt, die innerhalb eines von der Immissionsschutzbehörde im Amtsblatt der Freien Hansestadt...
	1. allgemeine Angaben zur Betriebsart, zum Warenangebot, betriebsbedingten Einrichtungen (auch Sanitär- und Sozialräume), technische Arbeitsmittel, Anlagen, Arbeits- und Produktionsabläufe, Anzahl der voraussichtlich Beschäftigten, Betriebszeiten sow...
	2. die Art und Menge der beim Betrieb eingesetzten, verarbeiteten, produzierten, gelagerten oder anfallenden Stoffe, Abfälle und Abwässer,
	3. eine Beschreibung der entstehenden Immissionen auf die Beschäftigten oder die Nachbarschaft, einschließlich Verkehrsauswirkungen, nach Art und Ausmaß sowie die Maßnahmen zu deren Verhinderung oder Beschränkung,
	4. bauliche Anlagen, -teile oder Aggregate von mit der baulichen Anlage fest installierten Einrichtungen, die bei einer Reinigung, Wartung oder Instandsetzung zu Absturzgefährdungen führen können sowie die sich daraus ergebenden Arbeits- und Gesundhe...
	1. das zulässige, das vorhandene und das geplante Maß der baulichen Nutzung bei Bauvorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes mit entsprechenden Festsetzungen,
	2. die erforderliche und die vorhandene und geplante Fläche für Kinderspielplätze,
	3. die Erfüllung des vorhabenbezogenen Mobilitätsbedarfs
	4. die erforderlichen und die vorhandenen und geplanten Abstandsflächen,
	5. die Bauwerte und die Baukosten sowie deren Ermittlung.
	1. geplante Geschoss- und Verkaufsfläche, bei Änderungen im Bestand auch Angaben zur genehmigten und vorhandenen Geschoss- und Verkaufsfläche,
	2. zum Kernsortiment und zur Sortimentsaufteilung, bei Änderungen im Bestand auch Angaben zur genehmigten und vorhandenen Sortimentsaufteilung,
	3. zum voraussichtlichen Einzugsbereich des Vorhabens.
	1. Maßnahmen zur Minimierung der Bodenversiegelung und Verbesserung der Niederschlagsretention insbesondere durch flächige und dauerhafte Begrünung oder Veränderungen der Geländeoberflächen,
	2. den vorhandenen zu erhaltenden Gehölz- sowie geschützten Baumbestand im Umgriff auch auf das Nachbargrundstück bis zu 5 Metern Grenzabstand,
	3. notwendige Ersatzpflanzungen nach der Baumschutzverordnung sowie notwendige Maßnahmen des Artenschutzes nach § 44 des Bundesnaturschutzgesetzes,
	4. verwendete Baum- und Gehölzarten sowie die sonstige Begrünung von nicht überbauten Grundstücksflächen und Gebäudeteilen,
	5. die Art und die Bauweise von Einfriedungen bzw. die Artenzusammensetzung von Hecken,
	6. nach vorheriger Abstimmung mit der für die Spielförderung von Kindern zuständigen Stelle die geplante Ausgestaltung von Kinderspielflächen nach § 8 Absatz 3 der Bremischen Landesbauordnung.
	Standsicherheitsnachweis
	Brandschutznachweis

	1. das Brandverhalten der Baustoffe (Baustoffklasse) und die Feuerwiderstandsfähigkeit der Bauteile (Feuerwiderstandsklasse) entsprechend den Benennungen nach § 26 der Bremischen Landesbauordnung oder entsprechend den Klassifizierungen der Musterver...
	2. die Bauteile, Einrichtungen und Vorkehrungen, an die Anforderungen hinsichtlich des Brandschutzes gestellt werden, wie Brandwände und Decken, Trennwände, Unterdecken, Installationsschächte und -kanäle, Lüftungsanlagen, Feuerschutzabschlüsse und R...
	3. die Nutzungseinheiten, die Brand- und Rauchabschnitte,
	4. die aus Gründen des Brandschutzes erforderlichen Abstände innerhalb und außerhalb des Gebäudes,
	5. der erste und zweite Rettungsweg nach § 33 der Bremischen Landesbauordnung, insbesondere notwendige Treppenräume, Ausgänge, notwendige Flure, mit Rettungsgeräten der Feuerwehr erreichbare Stellen einschließlich der Fenster, die als Rettungswege na...
	6. die bemaßten Flächen für die Feuerwehr, Zu- und Durchgänge, Zu- und Durchfahrten, Bewegungsflächen und die Aufstellflächen für Hubrettungsfahrzeuge,
	7. die Löschwasserversorgung.
	1. brandschutzrelevante Einzelheiten der Nutzung, insbesondere auch die Anzahl und Art der die bauliche Anlage nutzenden Personen sowie Explosions- oder erhöhte Brandgefahren, Brandlasten, Gefahrstoffe und Risikoanalysen,
	2. Rettungswegbreiten und -längen, Einzelheiten der Rettungswegführung und -ausbildung einschließlich Sicherheitsbeleuchtung und -kennzeichnung,
	3. technische Anlagen und Einrichtungen zum Brandschutz, wie Branderkennung, Brandmeldung, Alarmierung, Brandbekämpfung, Rauchableitung, Rauchfreihaltung,
	4. die Sicherheitsstromversorgung,
	5. die Bemessung der Löschwasserversorgung, Einrichtungen zur Löschwasserentnahme sowie die Löschwasserrückhaltung,
	6. betriebliche und organisatorische Maßnahmen zur Brandverhütung, Brandbekämpfung und Rettung von Menschen und Tieren wie Feuerwehrplan, Brandschutzordnung, Werkfeuerwehr, Bestellung von Brandschutzbeauftragten und Selbsthilfekräften, ein Konzept z...
	7. das bestimmungsgemäße Zusammenwirken sicherheitstechnischer Anlagen nach § 2 Absatz 1 der Bremischen Anlagenprüfverordnung.
	Nachweise für Wärme-, Schall-, Erschütterungsschutz
	Übereinstimmungsgebot
	Teil 4 Datenschutz
	Übermittlung personenbezogener Daten

	1. Name und Anschrift der Bauherrin oder des Bauherrn,
	2. Name und Anschrift der Grundstückseigentümerin oder des Grundstückseigentümers,
	3. Name und Anschrift der Entwurfsverfasserin oder des Entwurfsverfassers,
	4. die katastermäßige Bezeichnung des Baugrundstücks mit Angabe der Straße und Hausnummer,
	5. die Bauvorlagen nach §§ 7 bis § 9,
	6. die Bauvorlagen nach § 6.
	1. über den Eingang eines Bauantrages Daten und einer Bauvoranfrage nach Absatz 3 Nummern 1 bis 6 an:
	a) die für die Denkmalpflege zuständige Stelle,
	b) die für die Landesarchäologie zuständige Stelle,
	c) die für die Grundstücksentwässerung zuständige Stelle,
	d) das Statistische Landesamt,
	e) die für die Fortschreibung der Wohnungsbaukonzeption im Lande Bremen zuständige Stelle,
	f) die für die Aktivierung von Bautätigkeiten in Baulücken zuständige Stelle,
	g) die für den Kampfmittelräumdienst zuständige Stelle,
	h) die für den Natur- und Umweltschutz zuständige Stelle,
	i) die für die Spielförderung von Kindern zuständige Stelle,
	j) die für die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zuständige Stelle,
	k) die Ortsämter zur Kenntnis der Beiräte,
	l) die für den Vollzug des Bremischen Solargesetzes zuständige Stelle;

	2. über die Erteilung einer Baugenehmigung oder einer Genehmigungsfreistellung Daten nach Absatz 3 Nummern 1 bis 5 an:
	a) die Ortsämter zur Kenntnis der Beiräte,
	b) die für die Denkmalpflege zuständige Stelle,
	c) die für die Landesarchäologie zuständige Stelle,
	d) die für die Grundstücksentwässerung und die Abfallbeseitigung zuständige Stelle,
	e) das Statistische Landesamt,
	f) die für die Fortschreibung der Wohnungsbaukonzeption im Lande Bremen zuständige Stelle,
	g) die für die Aktivierung von Bautätigkeiten in Baulücken zuständige Stelle,
	h) die für die Spielförderung von Kindern zuständige Stelle,
	i) die für den Natur- und Umweltschutz zuständige Stelle,
	j) die für den Vollzug des Gebäudeenergiegesetzes zuständige Stelle,
	k) die für die Wirtschaftsförderung zuständige Stelle,
	l) die für die Aufgaben der Landesvermessung und die Fortführung des Liegenschaftskatasters zuständige Stelle,
	m) die für den Arbeits- und Immissionsschutz zuständige Stelle,
	n) die Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft,
	o) die bevollmächtigte Bezirksschornsteinfegerin oder der bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger zur Durchführung der Aufgaben nach § 81 Absatz 2 Satz 3 und 4 der Bremischen Landesbauordnung,
	p) die für die Durchführung von Brandverhütungsschauen zuständige Stelle,
	q) Wasser,- Boden- und Deichverbände,
	r) die für die Liegenschaftsverwaltung zuständigen Stelle,
	s) die für die Planung von Strom- und Fernwärmeversorgung, für die Entwicklungsplanung für das Fernmeldewesen und für die Gasvorhaltung und die Wasservorhaltung zuständige Stelle,
	t) die für die Steuererhebung zuständige Stelle für die Einheitsbewertung des Grundbesitzes und für die Festsetzung der Grundsteuer,
	u) dem Kommunalverbund Niedersachsen / Bremen zum Zwecke der Erfüllung raumplanerischer Aufgaben
	v) die für die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zuständige Stelle,
	w) die für den Vollzug des Bremischen Solargesetzes zuständige Stelle;

	3. über die Anzeige der Beseitigung von Anlagen Daten nach Absatz 3 Nummern 1, 2, 4 und 6 an:
	a) die Ortsämter zur Kenntnis der Beiräte,
	b) die für die Denkmalpflege zuständige Stelle,
	c) die für die Grundstücksentwässerung und die öffentlich-rechtliche Abfallentsorgung zuständige Stelle,
	d) das Statistische Landesamt,
	e) die für die Fortschreibung der Wohnungsbaukonzeption im Lande Bremen zuständige Stelle,
	f) die für die Aktivierung von Bautätigkeiten in Baulücken zuständige Stelle,
	g) die für die Aufgaben der Landesvermessung und die Fortführung des Liegenschaftskatasters zuständige Stelle,
	h) die für Arbeits- und Immissionsschutz zuständige Stelle,
	i) die Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft,
	j) Wasser- Boden- und Deichverbände,
	k) die für die Liegenschaftsverwaltung zuständigen Stelle,
	l) die für die Planung von Strom- und Fernwärmeversorgung, für das Fernmeldewesen und die für die Gasvorhaltung und die Wasservorhaltung zuständige Stelle zur Vorbereitung der Leitungsabtrennung vor Abbruchbeginn,
	m) die für die Abfallüberwachung und den Bodenschutz zuständige Stelle,
	n) die für den Natur- und Umweltschutz zuständige Stelle,
	o) die bevollmächtigte Bezirksschornsteinfegerin oder der bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger,
	p) die für die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zuständige Stelle,

	4. über den Eingang einer Baubeginnanzeige Daten nach Absatz 3 Nummern 1, 2 und 4 an:
	a) die für den Arbeits- und Immissionsschutz zuständige Stelle,
	b) die Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft,
	c) die bevollmächtigte Bezirksschornsteinfegerin oder der bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger zur Durchführung der Aufgaben nach § 81 Absatz 2 Satz 3 und 4 der Bremischen Landesbauordnung
	d) die für die Aufgaben der Landesvermessung und die Fortführung des Liegenschaftskatasters zuständige Stelle zur Überwachung der Gebäudeeinmessungspflicht,
	e) die mit der Bekämpfung der illegalen Beschäftigung befassten Behörden,
	f) die für die Abfallüberwachung und den Bodenschutz zuständige Stelle,
	g) die für den Natur- und Umweltschutz zuständige Stelle,
	h) die für die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zuständige Stelle;

	5. über die endgültige Fertigstellung eines nicht verfahrensfreien Vorhabens Daten nach Absatz 3 Nummern 1, 2 und 4 an:
	a) die für die Steuererhebung zuständige Stelle für die Einheitsbewertung des Grundbesitzes und für die Festsetzung der Grundsteuer,
	b) die für den Arbeitsschutz zuständige Stelle,
	c) das Statistische Landesamt,
	d) die für die Fortschreibung der Wohnungsbaukonzeption im Lande Bremen zuständige Stelle,
	e) die für die Aktivierung von Bautätigkeiten in Baulücken zuständige Stelle,
	f) die für den Natur- und Umweltschutz zuständige Stelle,
	g) die für den Vollzug des Gebäudeenergiegesetzes zuständige Stelle,
	h) die für die Spielförderung von Kindern zuständige Stelle,
	i) die für die Durchführung von Brandverhütungsschauen zuständige Stelle,
	j) die für die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zuständige Stelle;

	6. über die Eintragung einer Baulast die Ablichtung des Baulastverzeichnisses mit Anlagen an die für die Aufgaben der Landesvermessung und die Fortführung des Liegenschaftskatasters zuständige Stelle,
	7. über die Verfügung von Nutzungsuntersagungen Daten nach Absatz 3 Nummer 1, 2 und 4 an die für die Gewährung von Sozialleistungen zuständigen Stellen.
	Teil 5 Aufbewahrungspflicht
	Aufbewahrungspflicht

	1. bei baugenehmigungspflichtigen Bauvorhaben die Baugenehmigung und die Bauvorlagen,
	2. bei baugenehmigungsfreigestellten Bauvorhaben die Bauvorlagen,
	3. die Bescheinigungen von Prüfingenieurinnen, Prüfingenieuren, Prüfsachverständigen und
	4. die Verwendbarkeitsnachweise für Bauprodukte und Bauarten, soweit sie Nebenbestimmungen für den Betrieb oder die Wartung enthalten,
	Teil 6 Übergangs- und Schlussvorschriften
	Übergangsvorschriften
	Inkrafttreten, Außerkrafttreten

	Anlage 1
	(zu § 7 Absatz 6 und § 8 Absatz 4 BremBauVorlV)
	Zeichen und Farben für Bauvorlagen
	Anlage 2
	(zu § 3 Nummer 5, § 4 Absatz 1 Nummer 5,  und § 10 Absatz 1 Satz 2 BremBauVorlV)
	Kriterienkatalog
	1. Die Baugrundverhältnisse sind eindeutig und erlauben eine übliche Flachgründung entsprechend DIN 1054. Ausgenommen sind Gründungen auf setzungsempfindlichem Baugrund.
	2. Bei erddruckbelasteten Gebäuden beträgt die Höhendifferenz zwischen Gründungssohle und Erdoberfläche maximal 4 m. Einwirkungen aus Wasserdruck müssen rechnerisch nicht berücksichtigt werden.
	3. Angrenzende bauliche Anlagen oder öffentliche Verkehrsflächen werden nicht beeinträchtigt. Nachzuweisende Unterfangungen oder Baugrubensicherungen sind nicht erforderlich.
	4. Die tragenden und aussteifenden Bauteile gehen im Wesentlichen bis zu den Fundamenten unversetzt durch. Ein rechnerischer Nachweis der Gebäudeaussteifung, auch für Teilbereiche, ist nicht erforderlich.
	5. Die Geschossdecken sind linienförmig gelagert und dürfen für gleichmäßig verteilte Lasten (kN/m2) und Linienlasten aus nichttragenden Wänden (kN/m) bemessen werden. Geschossdecken ohne ausreichende Querverteilung erhalten keine Einzellasten.
	6. Die Bauteile der baulichen Anlage oder die bauliche Anlage selbst können mit einfachen Verfahren der Baustatik berechnet oder konstruktiv festgelegt werden. Räumliche Tragstrukturen müssen rechnerisch nicht nachgewiesen werden. Besondere Stabilität...
	7. Außergewöhnliche sowie dynamische Einwirkungen sind nicht vorhanden. Beanspruchungen aus Erdbeben müssen rechnerisch nicht verfolgt werden.
	8. Besondere Bauarten wie Spannbetonbau, Verbundbau, Leimholzbau und geschweißte Aluminiumkonstruktionen werden nicht angewendet.
	9. Allgemeine Rechenverfahren zur Bemessung von Bauteilen und Tragwerken unter Brandeinwirkung werden nicht angewendet.
	Artikel 3
	Bekanntmachungserlaubnis
	Artikel 4 Inkrafttreten
	Bremen, den


